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Editorial

Editorial

Der 24. IfG-Newsletter www.ifg-muenster.de* ist in den vergangenen Wochen des

Sommersemesters entstanden und liegt nun vor Ihnen. Er dokumentiert unsere Akti-

vitäten des ersten Halbjahres 2012. Sie waren geprägt durch das internationale Jahr

der Genossenschaften, zu dem das IfG Münster bisher zahlreiche Beiträge geleistet

hat, vor allem in Form von Vorträgen, Veranstaltungen und Publikationen. Großes

Interesse und eine weite Verbreitung hat „Was weiß Deutschland über Genossen-

schaften?“ gefunden, die erste repräsentative Erhebung über den genossenschaft-

lichen Informationsstand der deutschen Bevölkerung sowie über das Image von Genossenschaften.

Ein ähnlich großes Interesse erhoffen wir uns für weitere Institutsarbeiten, so z. B. für die empirischen

Untersuchungen der Outsourcingaktivitäten der Genossenschaftsbanken sowie der Kommunikationspraxis

von Wohnungsgenossenschaften unter expliziter Berücksichtigung der sozialen Medien, zwei Disserta-

tionsprojekte, die in den vergangenen Monaten abgeschlossen werden konnten. Zahlreiche weitere Themen

sind in Bearbeitung und lassen wichtige Ergebnisse erwarten, z.B zu den regulatorischen Aspekten des ge-

nossenschaftlichen Eigenkapitals, zu umsetzbaren MemberValue-Startegien für Genossenschaftsbanken,

zum Management von Innovationskooperationen, zu einzelwirtschaftlichen und wirtschaftspolitischen As-

pekten der regionaler Cluster.

Ich hoffe, dass diese Ausgabe des IfG-Newsletters für Sie interessante und informative Beiträge sowie die

eine oder andere umsetzungswerte Idee enthält. Über Kommentare und Anregungen freue ich mich immer.

Mit den besten Wünschen für erholsame und produktive Sommermonate.         

Für das Team des IfG

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXx

Juli 2012

*Unter dieser Adresse ist der Newsletter auch online abrufbar.
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IfG intern | Meine Meinung

Meine Meinung
Subsidiarität und Selbstverantwortung 

Das ordnungspolitische Profil von Genossenschaften
Die Gründungsidee von Genossenschaften ist die lupenreine Umsetzung des Subsidiari-
tätsprinzips. Wer sich selbst helfen kann, tut dies, indem er sich mit anderen zusam men-
tut, falls er es alleine nicht schaffen sollte. Die Hilfe der Gesellschaft, vermittelt durch den
Staat, sollte dagegen tatsächlich nur jenen zukommen, die sich selbst nicht helfen können. 

Die Zusammenarbeit in Genossen-

schaften und genossenschaftlichen

Gruppen ist die konsequente Anwen-

dung marktwirtschaftlicher Prinzi-

pien. Diese Form der Organisation

wirtschaftlicher Aktivitäten zeichnet

sich dadurch aus, dass sie auf konse-

quente Akte der Eigeninitiative und

Selbsthilfe zurückzuführen ist. Ein-

zelwirtschaftliche Probleme – z.B.

das Fehlen einer wirtschaftlichen

Exis tenzgrundlage – sowie kollektive

Not lagen, wie das Fehlen von Infra-

strukturen und Nahversorgung, füh-

ren nicht zur Forderung staatlicher

oder privater Hilfe. Paternalistische

Kon zepte sind Genossenschaften

fremd. Genossenschaften sind ent-

standen, weil es Menschen gab, die

keine Chance auf „wirtschaftliche

Teilhabe“ hatten, es war ihnen nicht

möglich, eine wirtschaftliche Exis-

tenz aufzubauen. Sie haben ihr

Schicksal selbst in die Hand genom-

men und sich mit Menschen zusam -

mengetan, die in einer ähnlichen Situ-

ation waren, damit sich selbst und

gleichzeitig den andern geholfen.

Diese kluge Idee ist die genossen-

schaftliche Idee. Erfolgreiche Genos-

senschaften sind im Ergebnis aber

auch gesellschaftlich wertvoll, wenn

berücksichtigt wird, dass sie Wert-

schöpfung ermöglichen, Arbeits- und

Ausbildungsplätze schaffen, zum

Steue raufkommen beitragen und so -

mit in der Lage sind, Standorte und

Gesellschaften zu stabilisieren. Dazu

kommt die Tatsache einer besonderen

Go vernance von Genossenschaften,

die dazu führt, dass die Eigentümer

für alle grundlegenden Entscheidun-

gen Verantwortung zu übernehmen

haben. Diese Anreizkonsistenz in Ge-

nossenschaften übersteigt jene in

allen anderen Unternehmensformen.

Die genossenschaftlichen Mitglieder

sind nämlich nicht nur Eigentümer,

die die strategischen Weichenstellun-

gen treffen, sondern sie sind auch die

Nutzer der gemeinsam organisierten

Leistungen. Entscheiden sie gut, spü-

ren sie selbst die Vorteile auf der Leis-

tungsebene. Die negativen Konse-

quenzen von Fehlentscheidungen

können sie nicht abschieben. Genos-

senschaften tun also genau das, was

Ludwig Erhard einforderte: „Wo aber

sollen wir hinkommen und wie wol-

len wir den Fortschritt aufrechterhal-

ten, wenn wir uns immer mehr in eine

Form des Zusammenlebens von Men-

schen begeben, in der niemand mehr

die Verantwortung für sich selbst zu

übernehmen bereit ist und jedermann

Sicherheit im Kollektiv gewinnen

möchte.“ (Ludwig Erhard: Wohlstand

für Alle, Düsseldorf/Wien 1957, S. 248).

Eindrucksvoll ist der ordnungspoliti-

sche Gehalt von Genossenschaften

zuletzt in der globalen Finanzmarkt-

krise zum Ausdruck gekommen. Es

waren die Genossenschaftsbanken,

die ohne staatliche Transfers auska-

men und sie waren es, die in diesen

Jahren Kunden und Mitglieder ge-

wonnen haben. Es hat sich gezeigt,

dass Genossenschaften nicht nach

dem Staat rufen, sondern sich selbst

helfen. Früh wurden – dem genossen-

schaftlichen Geschäftsmodell ent-

sprechend – eigene Sicherungsein-

richtungen geschaffen, der laute Ruf

nach Hilfen von Staat und Steuerzah-

lern ist Genossenschaften fremd. 

Dieses Denken zählt zu den ord-

nungspolitischen Säulen, auf denen

Deutschlands Marktwirtschaft  nach

dem Ende des Zweiten Weltkrieges

aufgebaut wurde: Wohldurchdachte

Entscheidungen zur Sicherung der ei-

genen wirtschaftlichen Existenz zu

treffen und dafür die Verantworung zu

übernehmen. 

Ü Theresia Theurl

( (0251) 83-2 28 91

* theresia.theurl@

ifg-muenster.de
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Mitgliederkommunikation bei Wohnungsgenossenschaften

Eine empirische Analyse des Nutzungsverhaltens Neuer Medien

Der Förderauftrag der Genossen-

schaften, die Schaffung eines Mem-

berValues, kann nur gelingen, wenn

die Mitglieder über die Aktivitäten

und Fördermöglichkeiten ihrer Ge-

nossenschaft ausreichend informiert

sind. Durch eine gute Kommunika-

tion können die Wohnungsgenossen-

schaften eine anerkannte Reputation

aufbauen und sich durch ein unver-

wechselbares Image von den konkur-

rierenden Unternehmen auf dem

Wohnungsmarkt abheben. Durch das

Wachsen der Bedeutung immateriel-

ler Werte, wie z. B. der Aufbau einer

Unternehmensmarke, gewinnt die

Unternehmenskommunikation zuneh-

mend an Gewicht. Die Mitglieder-

kommunikation kann nachhaltig zur

Differenzierung der Wohnungsgenos-

senschaften von anderen Anbietern

auf dem Wohnungsmarkt beitragen.

Dass die Mitgliederkommunikation

nicht nur theoretisch sondern auch

praktisch von höchster Relevanz ist,

zeigen empirische Ergebnisse einer

durchgeführten Mitgliederbefragung

der Wohnungsgenossenschaften. Über

90% der Vorstände der Wohnungsge-

nossenschaften schätzen die Bedeu-

tung der Mitgliederkommunikation

als wichtig bzw. sehr wichtig ein (vgl.

Abb. 1). So sind bspw. die Mitglieder,

die sich gut von der eigenen Woh-

nungsgenossenschaft informiert füh-

len, eher mit dieser verbunden als die

Mitglieder, die sich schlecht von der

Wohnungsgenossenschaft informiert

fühlen. Der Informationsaustausch

und damit verbunden die Kommuni-

kation zwischen Wohnungsgenossen-

schaft und Mitgliedern ist von ent-

scheidender Bedeutung.  

Wahl des 
Kommunikationskanals

Die Wahl des Kommunikationskanals

wird bei der Mitgliederkommunika-

tion der Wohnungsgenossenschaften

immer wichtiger. Es ist eine Zunahme

innovativer Kommunikationsmög-

lichkeiten über das Internet, wie

bspw. die Einführung von Facebook

oder Twitter als Informations- und

Gerade zu Zeiten eines steigenden Wettbewerbsdrucks zwischen den Unternehmen auf
dem Wohnungsmarkt gilt es, die besonderen Merkmale und die Vorteile von Wohnungsge-
nossenschaften transparent zu machen und gezielt zu kommunizieren. Daher stellt die
Kommunikationsstrategie einen wichtigen Teil der Unternehmensstrategie dar. Gerade bei
Genossenschaften spielt die Mitgliederkommunikation eine bedeutende Rolle, u.a. um die
Mitgliederwünsche zu kennen und diesen gerecht werden zu können. Zudem gilt es die Dif-
ferenzierungsmerkmale der Wohnungsgenossenschaften zu kommunizieren und gegenü-
ber den Wettbewerbern zu nutzen.

Bedeutung der Mitgliederkommunikation
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Kommunikationskanal für die Mit-

glieder der Wohnungsgenossenschaf-

ten zu beobachten. Nicht nur die Prä-

ferenzen der Wohnungsgenossen-

schaften sondern auch die der Mit-

glieder sind bei der Wahl des geeigne-

ten Kommunikationskanals bei den

Wohnungsge nossen schaften zu be-

rücksichtigen. Daher stellt die Ent-

scheidung über den Einsatz des Inter-

nets und damit verbundener Web 2.0-

Anwendungen als Kommunikations-

kanal bei Wohnungsgenossenschaften

eine Herausforderung dar, die es zu

be  wältigen gilt. 

Im Rahmen der Dissertation konnte

gezeigt werden, wie das Internet und

insbesondere die Web 2.0-Anwendun-

gen zur Mitgliederkommunikation bei

Wohnungsgenossenschaften genutzt

werden können. Dass der Einsatz von

Web 2.0-Anwendungen auch bei den

Wohnungsgenossenschaften eine we-

sentliche Rolle spielt, spiegelt sich in

der Tatsache wider, dass sich immer

mehr Fachzeitschriften mit den Ein-

satzmöglichkeiten der Neuen Medien

für Wohnungsgenossenschaften be-

schäftigen. Trotz der Vorteile, die mit

den Web 2.0-Anwendungen in Ver-

bindung gebracht werden, ist eine

Nutzung durch die Wohnungsgenos-

senschaften auch in Zukunft u.a. aus

Kostengründen nicht selbstverständ-

lich. So stellt sich die Frage, ob es

sich für die Wohnungsgenossenschaf-

ten lohnt, in den Bereich der Web 2.0-

Anwendungen zur Mitgliederkommu-

nikation zu investieren. Daher muss

zunächst gezeigt werden, ob aus Mit-

gliedersicht ein Einsatz von Web 2.0-

Anwendungen bei Wohnungsgenos-

senschaften zur Mitgliederkommuni-

kation tatsächlich durch die Mitglie-

der gewünscht wird und sich ein Ein-

satz daher für die Wohnungsgenos-

senschaften lohnen würde. 

Empirische Untersuchung

Daher wurde im Rahmen der Disser-

tation eine Mitgliederbefragung von

Wohnungsgenossenschaften vorge-

stellt, in der über 2.500 Mitglieder

verschiedener Wohnungsgenossen-

schaften ihre Meinung u.a. in Bezug

auf Web 2.0-Anwendungen zur Mit-

gliederkommunikation mit der Woh-

nungsgenossenschaft preisgegeben

haben. Hierbei zeigen sich starke

Unterschiede abhängig vom Alter der

Mitglieder. So greifen ältere Mitglie-

der kaum auf das Internet als Kom-

munikationskanal zurück, so dass

eine Ausweitung auf Web 2.0-Anwen-

dungen bei den Wohnungsgenossen-

schaften aus ihrer Sicht unnötig er-

scheint. Daher sollten die Wohnungs-

genossenschaften bei der Mitglieder-

kommunikation auf verschiedene

Kommunikationskanäle setzen und

sich nicht auf einen einheitlichen

Kommunikationskanal für alle Mit-

glieder beschränken.

Ergänzend wird eine Status quo-Ana-

lyse über die Erfahrungen, die einzel-

ne Wohnungsgenossenschaften be-

reits mit dem Einsatz des Internets

und damit verbunden mit Web 2.0-

Anwendungen zur Mitgliederkommu-

nikation haben, in der Arbeit vorge-

stellt. Dies ist notwendig, um aufzu-

zeigen, ob noch weiterer Handlungs-

bedarf bei den Wohnungsgenossen-

schaften in diesem Bereich besteht.

Zudem gilt es, die Wohnungsgenos-

senschaften ohne Web 2.0-Erfahrung,

die planen Web 2.0-Anwendungen

zukünftig in das Unternehmen einzu-

führen, zu ermitteln. Hierfür dient

eine Vorstandsbefragung der Woh-

nungsgenossenschaften in Deutsch-

land, in der knapp 160 von 400 be-

fragten Wohnungsgenossenschaften

teilgenommen haben, als Basis.

Zudem existiert bislang keine Studie,

die die Wünsche der Mitglieder in

Bezug auf die Mitgliederkommunika-

tion, den Zielen und den Vorhaben der

Vorstände der Wohnungsgenossen-

schaften in diesem Bereich gegen-

überstellt. Dies scheint jedoch wich-

tig, um festzustellen, ob die Woh-

nungsgenossenschaften den Wün-

schen der Mitglieder nachkommen.

Diese Forschungslücke galt es daher

im Rahmen der Dissertation zu schlie-

ßen. Durch das Durchführen zweier

Befragungen können die Ergebnisse

der Mitgliederbefragung den Ergeb-

nissen der Vorstandsbefragung der

Wohnungsgenossenschaften gegen-

übergestellt werden und mögliche Di-

vergenzen zwischen Vorstandsansich-

ten und Mitgliederwünschen aufge-

deckt werden. So kann gezeigt wer-

den, welche Informationen für die

Mitglieder als besonders relevant im

Internet eingestuft werden. Diese

können den bereitgestellten Informa-

tionen durch die Wohnungsgenossen-

schaften gegenübergestellt und ein

möglicher Handlungsbedarf kann ge-

prüft werden. Aufbauend auf den Er-

gebnissen der Arbeit konnten Hand-

lungsempfehlungen in Bezug auf die

Kommunikationsstrategien der Woh-

nungsgenossenschaften abgeleitet

werden.

Ü Caroline Schmitter

( (0251) 83-2 28 93

* caroline.schmitter@

ifg-muenster.de



Entflechtungskonzepte für Stromübertragungsnetze

Ein ökonomischer Vergleich

Die europäische Richtlinie 2009/72/EG fordert als Bestandteil des dritten Legislativpaketes
für die europäischen Strom- und Gasmärkte eine intensivere Entflechtung der Übertra-
gungsnetze. Hierfür stehen mehrere alternative Konzepte zu Auswahl. In der Dissertation
werden diese anhand ausgewählter Vergleichskriterien gegenübergestellt.    
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Mit dem 2009 auf den Weg gebrach-

ten dritten Binnenmarktpaket für die

europäischen Energiemärkte versucht

die EU-Kommission den Liberalisie-

rungsprozess voranzutreiben und die

Wettbewerbsintensität zu erhöhen; es

ist weiter das Ziel, einen gemeinsa-

men europäischen Markt für Strom

und Gas zu schaffen.  Die Richtlinie

2009/72/EG soll dazu beitragen,

indem sie auf dem Elektrizitätsmarkt

eine intensivere Entflechtung des

Stromübertragungsnetzes aus den ver-

tikal integrierten Stromkonzernen

(viS) vorschreibt. Im Juli 2011 wurde

die Richtlinie im Rahmen einer Ener-

gierechtsreform durch den deutschen

Gesetzgeber in das Energiewirt-

schaftsgesetz (EnWG) implementiert.

Um die neuen weiter reichenden Ent-

flechtungsvorschriften zu erfüllen,

werden in der Richtlinie drei alterna-

tive Konzepte zur Auswahl gestellt,

die konkret beschrieben werden. 

Beim Ownership Unbundling verliert

der viS mehrheitlich die Kontrolle

und das Eigentum an seinem Übertra-

gungsnetzbetreiber. Im Falle des In-

dependent System Operator (ISO)

bleibt der viS Eigentümer des Netzes,

der Netzbetrieb muss jedoch von

einem unabhängigen dritten Unter-

nehmen ausgeführt werden. Beim In-

dependent Transmission Operator

(ITO) bleibt die (Eigentums-)Struktur

des viS grundsätzlich unverändert. Es

werden jedoch eine Vielzahl von zu-

sätzlichen Vorschriften eingeführt, die

den viS in seinen Möglichkeiten zur

Steuerung und zur Kontrolle des

Übertragungsnetzbetreibers als Toch-

terunternehmen einschränken. Diese

drei Konzepte wurden nahezu unver-

ändert von der Richtlinie 2009/72/EG

in das deutsche EnWG übernommen.

Die Richtlinie erlaubt es den nationa-

len Gesetzgebern unter bestimmten

Voraussetzungen, auch selber ein

viertes Konzept auszugestalten. Diese

Möglichkeit wurde im Rahmen der

Arbeit ausgeschöpft und das ISO/

 Gridco-Modell entwickelt, dass sich

nicht im EnWG findet. Hierbei wer-

den alle vier deutschen Übertragungs-

netzbetreiber verschmolzen. Daraus

ge hen eine nationale Netzbetriebs-

und eine nationale Netzeigentumsge-

sellschaft hervor. Das bestehende Ei-

gentum an den vier Netzgesellschaf-

ten wird in Anteile an den beiden na-

tionalen Gesellschaften umgewandelt.    

Analyseraster für den 
Vergleich der 

Entflechtungskonzepte

Die alternativen Entflechtungskon-

zepte werden mit Hilfe von mehreren

Vergleichskriterien gegenübergestellt.

Da in der relevanten Literatur kein

etabliertes Kriterienraster besteht, das

hierfür herangezogen werden kann,

wurde dieses im Rahmen der Arbeit

selbst entwickelt. Dafür wurden die

im Bereich der Energie- und Umwelt-

literatur verwendeten Kriterien er-

mittelt, die grundsätzlich für einen

Vergleich verschiedener Regulie-

rungsregime in Frage kommen. AusAbbildung 1: Analyseraster zur Bewertung von Regulierungsregimen für 
das Stromübertragungsnetz
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dieser Gesamtheit fanden diejenigen

Vergleichsmerkmale Anwendung, die

für die Gegenüberstellung der Ent-

flechtungskonzepte für das Übertra-

gungsnetz relevant sind. Es handelt

sich um fünf Hauptkriterien mit ins-

gesamt elf Unterkriterien, die in Ab-

bildung 1 in einer Übersicht darge-

stellt sind. 

Die Effektivität bezieht sich darauf,

wie umfangreich und wie schnell die

mit der stärkeren Entflechtung ver-

folgten Ziele erreicht werden. Hierzu

zählen ein für alle Netznutzer diskri-

minierungsfreier Netzzugang und die

Schaffung eines europaweiten Wett-

bewerbsmarktes für Elektrizität. Die

ökonomische Effizienz erfasst den

kurz- und langfristigen Kostenanfall

bei den betroffenen Unternehmen

sowie deren Anreize, in das Übertra-

gungsnetz zu investieren. Mit Hilfe

der regulatorischen Effizienz wird

untersucht, welche Kosten der öffent-

lichen Hand dafür entstehen, zu über-

wachen, ob sich die Unternehmen re-

gelkonform verhalten und wie schnell

auf mögliche Missstände reagiert

werden kann. Das Flexibilitätskrite-

rium untersucht, in welchem Umfang

im Rahmen der jeweiligen Entflech-

tungsmodelle durch eine Anpassung

des Konzeptes oder einen Konzept-

wechsel auf unvorhergesehene Ergeb-

nisse der Entflechtung oder auf un-

vorhergesehene Veränderungen der

Abbildung 2: Vor- und Nachteile der vier Entflechtungskonzepte



Marktparameter reagiert werden

kann. Schließlich bewertet das Krite-

rium der Stärke des ordnungspoliti-

schen Eingriffs, wie stark die unter-

nehmerische Freiheit der betroffenen

Unternehmen durch die Entflech-

tungskonzepte eingeschränkt wird.

Heterogene Vor- und
Nachteile

Der Vergleich der vier Entflechtungs-

konzepte anhand der zuvor dargestell-

ten Kriterien führt zu dem Ergebnis,

dass kein Modell in allen Bereichen

vorzugswürdig ist. Es ist aber auch

kein Modell bei allen Kriterien

schlechter als sämtliche Alternativen.

Alle vier Ansätze weisen jeweils eige-

ne Stärken und Schwächen auf. Abbil-

dung 2 stellt die Ergebnisse grafisch

dar. Die Bewertung erfolgt durch

Festlegung einer ordinalen Rangfol-

ge, nach der die Konzepte auf die

Ränge eins bis vier eingestuft werden.

Je höher der Rang und damit die An-

zahl der ausgefüllten Kreise in Abbil-

dung 2, desto besser ist die Bewer-

tung.

Das Ownership Unbundling ermög-

licht die insgesamt schnellste Umset-

zung hinsichtlich inside und outside

lag. Es führt außerdem im Sinne der

regulatorischen Effizienz zu den ge-

ringsten Kosten. Die Regulierungsbe-

hörde kann im Falle der eigentums -

rechtlichen Entflechtung zusätzlich

am schnellsten auf Missstände reagie-

ren. Allerdings zeigt dieses Modell

auch die geringsten Anpassungsmög-

lichkeiten. Das Ownership Unbund-

ling weist außerdem die geringste

produktive Effizienz auf. 

Der ISO-Ansatz liefert hinsichtlich

der verschiedenen Kriterien in keinem

Fall ein Ergebnis, das ihn allein vor-

zugswürdig macht. Das Modell erhält

zwar teilweise beste Bewertungen,

bekommt diese jedoch nie allein. Po-

sitiv ist das Konzept u.a. in den Berei-

chen Zielerreichungsgrad, regulatori-

sche Effizienz und Pfadabhängigkeit

zu bewerten. Im Gegenzug erhält es

nur im Falle der Anpassungsge-

schwindigkeit die schlechteste Be-

wertung. 

Das ITO-Modell hat seine Stärke in

der im Vergleich größten Flexibilität.

Es ist hier in allen Teilbereichen am

besten zu beurteilen. Der Ansatz zeigt

jedoch auch Schwächen. Eine Umset-

zung führt zu dem geringsten Zieler-

reichungsgrad. Außerdem lässt sich

das ITO-Modell am schwierigsten

von der BNetzA überwachen, was

durch das niedrigste Niveau der regu-

latorischen Effizienz zum Ausdruck

kommt. 

Das ISO/Gridco-Konzept führt von

allen vier Entflechtungsmodellen zu

dem höchsten Zielerreichungsgrad.

Weiter ist das Niveau der ökonomi-

schen Effizienz hier insgesamt am

höchsten. Darüber hinaus ist die Um-

setzung mit dem im Vergleich

schwächsten der ordnungspolitischen

Ein  griffe verbunden. Die Umsetzung

des ISO/Gridco-Modells bietet aller-

dings im Sinne der Pfadabhängigkeit

die geringste Möglichkeit, zu einem

anderen Entflechtungskonzept zu

wechseln.  

Die Entflechtungsmodelle weisen

heterogene Vor- und Nachteile auf. Im

Rahmen der vergleichenden Analyse

ist es nur subjektiv möglich, den ein-

zelnen Vergleichsmerkmalen un ter -

schiedliche Gewichte zuzuordnen und

sie dadurch zu einem eindeutigen Ge-

samtergebnis zusammenzufassen.

Objektiv kann dagegen durch eine ge-

wichtete Aggregation der Teil er geb -

nisse kein eindeutiges Gesamt -

ergebnis ermittelt werden. Kein Ent-

flechtungskonzept kann damit allein

als gesamtwirtschaftlich vorzugswür-

dig angesehen werden. Die vier Mo-

delle sind unter Berücksichtigung der

jeweiligen Stärken und Schwächen

vielmehr als gleichwertig einzustufen.  

Übertragbarkeit der 
Ergebnisse

Das im Rahmen der Dissertation erar-

beitete Analyseraster sowie die für 

die jeweiligen Entflechtungskonzepte

herausgearbeiteten Vor- und Nachteile

lassen sich auch für andere Bereiche

heranziehen. Im Zuge des erheblichen

Ausbaus der Stromerzeugung aus re-

generativen Energien wird den Ver-

teilnetzen zukünftig eine immer stär-

kere Bedeutung zukommen. Insofern

könnten die Verteilnetze stärker in

den energiepolitischen Fokus gelan-

gen und auch hier die Frage einer

weiterreichenden Entflechtung auf-

werfen. Auch wenn in technischer und

wirtschaftlicher Hinsicht eine Reihe

wichtiger Unterschiede besteht, ist die

Analyse auch für die Gaswirtschaft,

insbesondere für die Fernleitungsnet-

ze, von Bedeutung. Schließlich be-

handelt das EnWG die Übertragungs-

und Fernleitungsnetze hinsichtlich der

Entflechtung nahezu vollständig

gleich.

www.ifg-muenster.de 1-201210
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Effizienzvorteile durch Nutzung von Cloud-Sourcing-Dienstleistungen

Immer mehr Unternehmen ersetzen

ihre traditionelle Informationstechnik

durch den Bezug von Dienstleistun-

gen aus der Cloud, um von den Effi-

zienzvorteilen des in Netzwerken or-

ganisierten Cloud Computing zu pro-

fitieren. Infolge hoher Wachstums-

prognosen für den Cloud-Computing-

Markt wendet Microsoft sich zuneh-

mend vom klassischen Software-Li-

zenzgeschäft ab und entwickelt sich

zu einem Anbieter für Cloud Sour-

cing-Dienstleistungen. Da Cloud

Computing aufgrund seiner techni-

schen Eigenschaften dem Prinzip der

arbeitsteiligen Ökonomien folgt und

Microsoft gezielt vertraglich insti -

tutionalisierte Transaktionspartner-

schaften mit seinen Servicenehmern

sowie Kooperationen mit anderen

Cloud-Providern eingeht, erörtert Tor-

sten Bellstedt in seiner Bachelorar-

beit, in welcher Weise und mit wel-

cher Bedeutung kooperative Organi-

sationsformen von Microsoft zur Um-

setzung der Cloud-Strategie genutzt

werden.

Neben der Analyse von Motiven, ent-

scheidungsrelevanten Kriterien sowie

allgemeinen Institutionalisierungs-

möglichkeiten stellt die Unterschei-

dung zweier Typen von Organisa-

tionsformen im Rahmen des Cloud

Computing einen Schwerpunkt der

Arbeit dar. Die Unterscheidung der

beiden Typen basiert dabei auf den

unterschiedlichen technischen Eigen-

schaften und Zielgruppen verschiede-

ner Cloud Computing-Dienstleistun-

gen und bildet einen zentralen Ansatz-

punkt für die Analyse der strategi-

schen Bedeutung von Kooperationen

innerhalb Microsofts Cloud-Strategie.

Der erste Typus beschreibt vertraglich

institutionalisierte Transaktionspart-

nerschaften zwischen Cloud-Service-

Anbietern und Endanwendern. Diese

Partnerschaften basieren auf Outsour-

cing-Angeboten, die einen kooperati-

ven Charakter aufweisen und deren

Inhalt die Bereitstellung von Software

über das Internet ist. So beruht, im

Gegensatz zu Konkurrenten wie Goo-

gle, ein Großteil der Cloud-Services

Microsofts auf längerfristigen Verträ-

gen, die dem Servicenehmer durch

Abonnement-Systeme eine unbe-

grenzte Dauer der Outsourcing-Part-

nerschaft ermöglichen, aber dennoch

periodisch wiederkehrende Exit-Op-

tionen bieten. Auf diese Weise können

die Transaktionen abgesichert und Si-

cherheitsbedenken gegenüber dem

Cloud Computing abgebaut werden,

so dass Transaktionskosten auf Seiten

der Servicenehmer  reduziert werden.

Bei dem zweiten Typus handelt es

sich um Kooperationen zwischen

Cloud-Service-Anbietern mit kom-

plementären Kernkompetenzen. Die

eingebrachten Leistungen der Partner

stellen dabei, sich gegenseitig ergän-

zend, das Serviceangebot für den

Endanwender dar. So kooperiert Mi-

crosoft mit großen IT-Unternehmen,

Cloud Computing löst zunehmend das Client/Server-Modell der elektronischen Datenver-
arbeitung ab. Microsoft reagiert auf diese Entwicklung mit einer strategischen Neuausrich-
tung, in deren Rahmen Kooperationen ein wichtiges Element darstellen.

Ansatzpunkte für Kooperationen als strategisches Instrument von
Microsoft im Rahmen der Cloud-Strategie



wie zum Beispiel Siemens IT Solu-

tions und T-Systems, sowie mit einer

Vielzahl kleiner und mittlerer Ver-

triebs-, Service- und Entwicklungs-

partnern im Rahmen des Microsoft

Partner Network, um den Serviceneh-

mern möglichst bedarfsgerechte

Cloud-Services anbieten zu können.

Das so mit den Partnern realisierte

sehr umfangreiche, untereinander

kompatible Angebot an standardisier-

ten sowie individuellen Cloud-Lö -

sungen verschafft Microsoft Wett -

bewerbsvorteile auf den Cloud-Com-

puting-Märkten. Die Kooperationen

mit anderen Cloud-Service-Anbietern

sind daher von übergeordneter strate-

gischer Bedeutung für Microsoft.

Aus der Gesamtheit der Kooperatio-

nen mit anderen Cloud-Service-Provi-

dern und den Outsourcing-Kunden

bildet sich so ein Netzwerk, das aus

einer Vielzahl rechtlich eigenständi-

ger Partner besteht, die in unter-

schiedlichsten Kooperationsbezie-

hungen zueinander stehen. Den parti-

zipierenden Unternehmen wird durch

die Auslagerung von Peripherie- oder

Komplementärkompetenzen eine Fo-

kussierung auf eigene Kernkompeten-

zen ermöglicht. Durch die unter-

schiedlichen Kompetenzen der mit

Microsoft kooperierenden Cloud-Ser-

vice-Provider kann zudem das Wis-

sensniveau des gesamten Netzwerkes

und damit der Nutzen der Cloud-Ser-

vices für die Servicenehmer gesteigert

werden. Kooperations-, sowie Out-

sourcing-Partner Microsofts greifen

darüber hinaus mittel- oder unmittel-

bar auf Microsofts IT-Ressourcen zu-

rück, so dass – teils erhebliche – Effi-

zienzvorteile durch gemeinsame Res-

sourcennutzung erzielt werden kön-

nen.

i Information

Die Arbeit wurde von David Bellstedt

verfasst.
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In seiner Bachelorarbeit analysiert

Klaas Dreß systematisch die Ausge-

staltung des Kooperationsmanage-

ments in den verschiedenen Berei-

chen des Category Managements, so-

dass mögliche Konflikte verhindert

und die gemeinsamen Erfolgspotenzi-

ale ausgeschöpft werden können. Er

stellt dazu zunächst die drei Basisstra-

tegien des Category Managements –

Efficient Assortment, Efficient Pro-

motion und Efficient Product Intro-

duction – als Kooperationsbereiche

vor. Darauf aufbauend wählt er drei

exemplarische Konfliktfelder – Han-

delsmarken, Preisaktionen in der Ver-

kaufsförderung und die Innovations-

rate – aus und leitet daraus die Ziele

und Erfolgspotenziale einer Category-

Management-Kooperation zwischen

Hersteller und Händler ab.

Im Weiteren zeigt er mithilfe des pro-

zessorientierten Kooperationsmana-

gementmodells nach Theurl, welche

Lösungen sich durch ein erfolgreiches

Kooperationsmanagement für die

Konfliktfelder innerhalb der Herstel-

ler-Händler-Kooperation ergeben. 

In seiner Arbeit betont Klaas Dreß

insbesondere den Erfolgsfaktor des

gegenseitigen Vertrauens der Koope-

rationspartner, da für eine Category-

Management-Kooperation der Aus-

tausch sensibler Daten notwendig ist. 

Um Kunden stärker an eine Einkaufsstätte oder eine Marke zu binden, ergreifen sowohl Le-
bensmittelhersteller als auch Händler unterschiedliche Maßnahmen, die Konflikte in der
Hersteller-Händler-Beziehung verursachen können. Category-Management-Kooperatio-
nen bilden hier eine Lösungsmöglichkeit. 

Category Management in der Lebensmittelbranche

i Information

Die Arbeit wurde von Klaas Dreß ver-

fasst.

Eine kooperationstheoretische Analyse

Ü Christina Cappenberg

( (0251) 83-2 28 92

* christina.cappenberg@

ifg-muenster.de
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Einflussfaktoren auf M&A Transaktionen

am Beispiel der Übernahme der Continental AG durch die Schaeffler Gruppe

Die geplante Übernahme der Continental AG durch die Schaeffler Gruppe war einer der
spektakulärsten M&A-Fälle des letzten Jahrzehnts, obwohl oder gerade weil dieser Fall
wenig mit einem normalen und geordneten Übernahmeprozess gemein hat. 

Verschiedene Fakten machten diesen

Übernahmeprozess zu einer der inter-

essantesten Unternehmensübernah-

men Deutschlands. Diese sind zum

einen der Versuch, eine der größten

feindlichen Übernahmen Deutsch-

lands durchzuführen. Zum anderen

handelte es sich beim übernehmenden

Unternehmen Schaeffler um ein drei-

mal kleineres Unternehmen als das im

DAX vertretene Zielunternehmen

Continental AG. Schäffler sicherte

sich mit Hilfe eines Bankenkonsor-

tium 36% der Aktien der Continental

AG. Da jedes einzelne Unternehmen

des Konsortiums aber nur maximal

2,99% der Anteile hielt, waren sie

nicht meldepflichtig und die Conti-

nental AG wurde auf die Aufkäufe

erst sehr spät aufmerksam.

Aufgrund dieser Besonderheiten

untersucht die Arbeit von Tobias Bah-

nemann die speziellen Einflussfakto-

ren des Übernahmeprozesses. Zu-

nächst klärt er, welche Einflussfakto-

ren diese Übernahme besonders be-

einflusst haben und welche Folgen

dies für die Übernahme hatte. Weiter-

hin untersucht er eine umfassende Ka-

tegorisierung möglicher Einflussfak-

toren. Und drittens analysiert Tobias

Bahnemann, welche Rolle die Ein-

flussfaktoren der Flexibilität und der

Stabilität der Transaktionsbeziehung

bei diesem Übernahmeprozess ge-

spielt haben. Bei allen Fragen werden

neben ökonomischen auch juristische

Aspekte berücksichtigt. 

i Information

Die Arbeit wurde von Tobias Bahne-

mann verfasst.

Ü Kersten Lange

( (0251) 83-2 28 95

* kersten.lange@

ifg-muenster.de

Erfolgspotenziale diagonaler Marketingkooperationen in der Auto-
mobilbranche

Eine Analyse anhand ausgewählter Fallstudien

Der Verkauf eines Neuwagens eröffnet zahlreiche weitere wirtschaftliche Aktivitäten. Hier
bilden sich eigene Märkte, innerhalb derer Kooperationen ein geeignetes Instrument für
Unternehmen darstellen, um sich insbesondere durch Marketingaktivitäten von der Konkur-
renz abzusetzen.

Die Bedeutung von diagonalen Ko-

operationen nimmt zu, da Kunden

verstärkt Systemlösungen für ihre Be-

dürfnisse wünschen, die nur durch

Zusammenarbeit der Unternehmen er-

bracht werden können. Um diagonale

Marketingkooperationen genauer zu

analysieren, untersucht Gerrit Konkel

in drei Fallstudien die Möglichkeiten

zur Verfolgung der Marketingziele

Leistung, Distribution und Kommuni-

kation.   

Durch die fehlende direkte Konkur-

renzbeziehung bei diagonalen Marke-

tingkooperationen können diese auch

umgesetzt werden, ohne Kannibali-

sierungseffekte zwischen den Part-

nern zu erzeugen. Besonders die

Unterschiedlichkeit der Partner ist ein

Erfolgsfaktor. Wesentlich für den Er-

folg aller diagonalen Kooperations-

formen sind dabei spezifische kom-

plementäre Kernkompetenzen, durch

deren Nutzung die Kooperationspart -

ner in der Lage sind, einen Mehrwert

für die Zielgruppe zu schaffen.

i Information

Die Arbeit wurde von Gerrit Konkel

verfasst.
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National wie auch international ste-

hen Automobilhersteller vor großen

Herausforderungen. Besonders die

Wachstumsschwäche der Triademärk-

te Nordamerika, Westeuropa und

Japan zwingen Automobilhersteller

zu strategischen Reaktionen.

Der Herstellerfokus liegt vor allem

auf der Erschließung aufstrebender

Schwellenländer, da das zukünftige

Absatzwachstum von Automobilen zu

einem großen Teil dort stattfinden

wird. Internationale Unternehmens-

kooperationen werden als langfristige

Entwicklungsmöglichkeit im sich

wandelnden automobilwirtschaftlich -

en Umfeld gesehen und stellen zudem

eine mögliche Markteintrittsform dar. 

Friedrich Pfeifer analysiert die Vortei-

le eines kooperativen Markteintrittes

in Schwellenländern. Zudem werden

Problemfelder dargelegt, welche vor

allem durch die Beziehung zu einem

Kooperationspartner entstehen kön-

nen. In diesem Zusammenhang wird

vorgestellt, wie unter Berücksichti-

gung ausgewählter Faktoren und Um-

weltrisiken ein potentielles Zielland

auszuwählen ist. Des Weiteren wer-

den mit der Wahl des Kooperations-

partners und der Kooperationsform

wichtige Determinanten des Markt-

eintrittes betrachtet. Die darauf auf-

bauenden Handlungsempfehlungen

geben dem Kooperationsmanagement

eine Orientierungshilfe, wie aufge-

zeigte Vorteile genutzt und mögliche

Risiken reduziert werden können. 

Kooperationen auf neuen Märkten

Kooperationsmanagement zur Erschließung von Schwellenländern
Ziel war es, für das Kooperationsmanagement von Automobilherstellern einen Leitfaden für
die Markterschließung von Schwellenländern zu entwickeln, um Vorteile eines kooperati-
ven Markteintrittes zu nutzen und die dabei bestehenden Risiken zu reduzieren. 

Kartellrechtliche Unternehmensentflechtungen
Eine Beurteilung der Notwendigkeit und Auswirkungen

Die im Zuge der Globalisierung zunehmende Machtkonzentration einzelner Unternehmen
wird von vielen Beobachtern als problematisch empfunden. Hierdurch stellt sich die Frage,
ob eine kartellrechtliche Unternehmensentflechtung notwendig ist um Marktmacht zu be-
grenzen und den Wettbewerb zu schützen. 

i Information

Die Arbeit wurde von Friedrich Pfeifer

verfasst. 

Ü Alexander Jahn

( (0251) 83-2 28 95

* alexander.jahn@

ifg-muenster.de

Sowohl auf nationaler als auch auf eu-

ropäischer Ebene existieren bereits

Instrumente, die einen funktionieren-

den Wettbewerb sicherstellen sollen.

Da diese nur dann greifen, wenn das

Unternehmen z.B. durch Fusionen

oder Übernahmen extern gewachsen

ist, stellt sich die Frage der Notwen-

digkeit einer kartellrechtlichen Unter-

nehmensentflechtung lediglich für

den Fall intern gewachsener Unter-

nehmen. Im Rahmen der Analyse der

empirischen Marktkonzentrationen

kommt Nicolas Karsten diesbezüglich

zu einem differenzierten Urteil. So

weise zum gegenwärtigen Zeitpunkt

ein geringer, aber signifikanter Anteil

der Märkte eine hohe Konzentration

auf. Im Hinblick auf den historischen

Trend der letzten Jahre zeichne sich

eine starke Erhöhung dieses Anteils

jedoch nicht ab. Bei der theoretischen

Analyse der Unternehmensentflech-

tung betrachtet Nicolas Karsten zum

einen die Auswirkungen, die ex-post

entstehen. Hierzu zählen z.B. die Re-

duktion der Marktmacht und der Ver-

lust von Größenvorteilen. Zum ande-

ren werden die Auswirkungen analy-

siert, die ex-ante auftreten, welche

insbesondere auf das Drohpotential

der Aufnahme einer entsprechenden

Entflechtungsoption ins Gesetz zu-

rückzuführen sind. 

i Information

Die Arbeit wurde von Nicolas Kar-

sten verfasst.
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Die Emission von Treibhausgasen

stellt ein Musterbeispiel eines negati-

ven externen Effektes dar, bei dem der

Emissionsverursacher nicht für die

von ihm verursachten sozialen Kosten

aufkommen muss. In ihrer Bachelor-

arbeit kommt Sandra Swoboda zu

dem Zwischenergebnis, dass die För-

derung regenerativer Energien durch

das EEG aus dem Blickwinkel der

Theorie der externen Effekte nur eine

suboptimale, aber nicht unbedingt

zielverfehlende Methode darstellt,

diese Effekte zu internalisieren. Dies-

bezüglich lässt sich das EEG aller-

dings nicht nur isoliert betrachten. So

berücksichtigt Sandra Swoboda auch

die Wechselwirkungen mit dem euro-

päischen System des Handels mit

Emissionsrechten, welches dasselbe

Ziel verfolgt.

Da das EEG nicht nur auf das Emis-

sionsniveau einwirkt, untersucht San-

dra Swoboda ebenfalls dessen Ein-

fluss auf die Versorgungslage mit

Energie, die Innovationstätigkeit, den

Wettbewerb, die Beschäftigung und

die Höhe der Strompreise. Hierbei

zeichnet sich kein einheitliches Bild

ab. Auf der einen Seite spräche die in

den vergangenen Jahren erreichte

Emissionsreduktion für sich. Auf der

anderen Seite gäbe es beispielsweise

keine eindeutige empirische Evidenz,

dass es sich bei dem vielbeschwore-

nen Beschäftigungseffekt auch tat-

sächlich um einen Netto-Effekt han-

delt. 

Einflussfaktoren auf den Erfolg von M&A-Transaktionen

Weltweit werden jährlich beträchtliche Ressourcen für M&A-Aktivitäten aufgewendet, im
Jahr 2010 waren es 2,8 Billionen US-Dollar. Insofern haben M&A-Transaktionen auch eine
hohe volkswirtschaftliche Bedeutung. Gleichwohl gibt es Studien, die zeigen, dass über
80% der M&A nicht erfolgreich sind.

Vor diesem Hintergrund werden in der

Masterarbeit die Erfolgsfaktoren von

M&A-Deals untersucht. Im Rahmen

einer kurzfristigen Ereignisstudie

werden die Auswirkungen potentieller

Einflussfaktoren auf die M&A-be-

dingten Renditen für die Shareholder

der Käuferunternehmen überprüft.

David Buckmann wertet hierfür

Daten einer Stichprobe von 488

M&A-Deals aus dem Zeitraum von

November 2009 bis Dezember 2010

aus. David Buckmann gelangt dabei

u.a. zu den Ergebnissen, dass voll-

ständig barbezahlte Deals erfolgrei-

cher sind als aktienfinanzierte, M&A

allgemein bei privaten Zielen erfolg-

reicher sind als bei öffentlichen Zie-

len und dass die relative Größe zu-

mindest im Rahmen einer multivaria-

ten Analyse ein signifikanter Erfolgs-

faktor ist. Keinerlei Bestätigung er-

fahren hingegen die Hypothesen, dass

eine operative Fokussierung erfolgrei-

cher ist als eine Diversifikation und

dass eine Grenzüberschreitung ein

signifikant positiver Erfolgsfaktor

von M&A ist. 

i Information

Die Arbeit wurde von David Buckmann

verfasst.

Eine theoretische Herleitung und empirische Überprüfung

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz 

Die Reduktion von Treibhausgasen gehört zu den zentralen erklärten Zielen der deutschen
Umweltpolitik. Eine zentrale Rolle dieser Politik nimmt das Erneuerbare-Energien-Gesetz
(kurz: EEG) ein, dessen ökonomische Wirkungen untersucht werden. 

Eine kritische Analyse der Auswirkungen

Ü Jochen Wicher
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* jochen.wicher@
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( (0251) 83-2 28 97

* jan.pollmann@

ifg-muenster.de

i Information

Die Arbeit wurde von Sandra Swoboda

verfasst. 



IfG intern | Diplom-/Bachelor-/Masterarbeiten

www.ifg-muenster.de 1-201216

Perspektiven der Partnerwahl: Eine komparative Analyse 
der Kooperationsdeterminanten

Kooperationswillige Unternehmen stehen stets vor der nicht trivialen Wahl der optimalen In-
stitutionalisierungsform für die jeweilige Kooperation. Es wird untersucht, welche Determi-
nanten den Prozess bestimmen und welche Einflüsse diese ausüben. 

In seiner Masterarbeit führt Julian

Taape eine umfassende Analyse der

einschlägigen Literatur durch, um re-

levante Kooperationsdeterminanten

zu erfassen und auszuwerten. Als Ko-

operationsdeterminanten werden die-

jenigen Einflussfaktoren und Varia-

blen definiert, die Einfluss auf die

Wahl zwischen den verschiedenen

Organisationsformen der  Zusam -

menarbeit ausüben. Thematischer

Schwer punkt ist aufgrund der Breite

der Kooperationsforschung die Unter-

suchung der Entscheidung zwischen

Mergers & Acquisitions (M&A) und

den Joint Ventures (JV). 

Aufbauend auf der umfassenden Lite-

raturanalyse erfolgt eine Systemati-

sierung der Kooperationsdeterminan-

ten. Grundlegend können theoriege-

leitete sowie eklektische Determinan-

ten unterschieden werden. 

Die gefundenen Ergebnisse über die

Wirkungszusammenhänge der Deter-

minanten wurden weitergehend  zur

Verwendung in Modellkontexten hin

untersucht. Insbesondere im Rahmen

der Entscheidungsmodelle in der

Wahl der Institutionalisierungsform

kann eine Erweiterung der Modell-

kontexte erreicht werden, wodurch

der Erklärungsgehalt einiger Modelle

ausgeweitet wurde.

i Information

Die Masterarbeit wurde von Julian

Taape verfasst

Zusammenschlussprojekte von deutschen Stromunternehmen

Eine Analyse der Entscheidungen von Wettbewerbsbehörden
Patrick Peichert analysiert im Rahmen seiner Masterarbeit, wie Zusammenschlussvorha-
ben aus Sicht der Wettbewerbsbehörden bislang bewertet wurden und welche Einflussfak-
toren in zukünftige Entscheidungen einzubeziehen sind, nachdem in den letzten Jahren ein
starker Konsolidierungsprozess angestoßen wurde.

Patrick Peichert prüft, inwieweit sich

die Liberalisierung und Entflech-

tungsvorschriften auf die Wettbe-

werbsintensität der Wertschöpfungs-

stufen in der Stromwirtschaft ausge-

wirkt haben. Indem er die sachlichen

und räumlichen Marktabgrenzungs-

kriterien des Bun des kartellamtes auf

allen Wertschöpfungsstufen unter-

sucht, gelangt er zu der Schlussfolge-

rung, dass diese Abgrenzung speziell

für die Stromerzeugung diskussions-

würdig ist. In Bezug auf die sachliche

Marktabgrenzung wird vorgeschla-

gen, dass die Einbeziehung von EEG-

geförderten Stromquellen geprüft

werden sollte. Mit Hilfe von Korrela-

tions- und Regressionsanalysen weist

Patrick Peichert für die räumliche Ab-

grenzung nach, dass die Integration

des deutschen Marktes mit Frankreich

und besonders mit den Niederlanden

stark vorangeschritten ist. Kritik wird

zusätzlich an der aktuellen Praxis der

Wettbewerbsbehörden geübt, dass bei

Zusammenschlussvorhaben primär

die bestehenden Marktanteile als

grundsätzliches Entscheidungskrite-

rium zugrunde gelegt werden. Neben

diesen marktstrukturellen Indikatoren

sollten weitere, das Marktverhalten

beschreibende Elemente in die Fu-

sionskontrollentscheidungen aufge-

nommen werden.

i Information

Die Masterarbeit wurde von Patrick Pei-

chert verfasst.
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Totale versus Partielle Kooperationen



Ein Cluster besteht aus geographisch

konzentrierten, in einem Netzwerk

verbundenen Unternehmen, For-

schungsinstituten, Verbänden und öf-

fentlichen Einrichtungen, die in ähn-

lichen Geschäftsfeldern tätig sind und

untereinander sowohl kooperative als

auch kompetitive Beziehungen pfle-

gen. Dieses Umfeld bietet vorteilhafte

Bedingungen für den Innovationspro-

zess. Dass ein Cluster nicht per se

wirtschaftliche Vorteile für seine Mit-

glieder bringt, sondern ein eigenes

Management zur effizienten Ressour-

cennutzung erfordert, wird sowohl in

der Forschung als auch in der Praxis

oft vernachlässigt. Einen geeigneten

theoretischen Analyserahmen für das

Clustermanagement, das zum einen

die eigenständige Finanzierung, bei-

spielsweise durch Beiträge der Mit-

gliedsunternehmen, sicherstellt und

zum anderen das Bestehen des Clus-

ters durch die nachhaltige Schaffung

eines Mehrwertes für die Mitglieder

legitimiert, und diesen empirisch zu

überprüfen, ist das Ziel dieses For-

schungsprojekts. 

Die Dissertation soll sich auf die Go-

vernance, also die Organisation der

interorganisationalen Beziehungen

innerhalb des Clusters, und das Mana-

gement bestehender Cluster konzen-

trieren, da dies die aktuelle Herausfor-

derung in diesem Themenfeld ist. Es

existieren viele Cluster, die mithilfe

öffentlicher Förderung aufgebaut

wurden, aber auch Jahre nach ihrem

Entstehen wirtschaftlich nicht überle-

bensfähig sind. An diesem Punkt soll

das Forschungsprojekt ansetzen, um

Managementstrategien zu entwickeln,

die Cluster als wirtschaftliche Einheit

rentabel machen.

Dazu sollen die besonderen Heraus-

forderungen, die das strategische

Clustermanagement darstellt, theore-

tisch hergeleitet und empirisch über-

prüft werden, wie sich verschiedene

Managementinstrumente auf den

wirtschaftlichen Erfolg des Clusters

auswirken. Strukturelle Grundlage

der Analyse ist das Kooperationsma-

nagementmodell nach THEURL, das

auf das Management von Innova-

tionsclustern angewandt wird. Die

Kernpunkte des theoretischen Analy-

serahmens sind die Institutionalisie-

rung, also die Entwicklung einer ge-

eigneten Clustergovernance, die ope-

rative Clusterführung, zu der die

Funktionen und Aufgaben des Clus-

termanagements gehören, und die

verschiedenen Möglichkeiten der Er-

folgskontrolle. 

Aus der interdisziplinären Theorie-

grundlage, die auf Elementen der

Neuen Institutionenökonomik, der

strategischen Managementforschung,

dem Innovationsmanagement, sowie

der Kooperations- und der Netzwerk-

theorie aufbaut, werden Hypothesen

abgeleitet, die im Weiteren anhand

quantitativer Methoden überprüft

werden sollen. Die empirische Analy-

se soll in einem multivariaten Regres-

sionsmodell resultieren, das den mög-

lichen Einfluss des Clustermanage-

ments auf den wirtschaftlichen Erfolg

bei den verschiedenen Typen von In-

novationsclustern beschreibt.

Somit können ein Defizit in der empi-

rischen Managementforschung ge-

deckt und aus den Ergebnissen Hand-

lungsempfehlungen für das Cluster-

management abgeleitet werden.
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Strategisches Clustermanagement

Eine theoretische Analyse und empirische Überprüfung

Cluster als Instrument der Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und Re-
gionen sind sowohl in der Wissenschaft als auch in der Politik ein zentrales Thema, wenn
es um die Förderung eines Wirtschaftsstandortes geht. Daher wird die Clusterbildung häu-
fig mit öffentlichen Mitteln unterstützt.

Forschungsprojekte

Ü Isabel Gull

( (0251) 83-2 28 94

* isabel.gull@

ifg-muenster.de



Langfristige Trends und ihre Wirkungen auf Wohnungsgenossen-
schaften

Entwicklung eines Instrumentariums und Maßnahmenkatalogs

In Branchen, wie dem Banken- und

Versicherungswesen sind Analysen

zur Prognostizierung und Identifika-

tion zukünftiger Trends, Chancen und

Risiken bereits weit verbreitet. Die

Unternehmen verfolgen dabei das

Ziel, sich frühzeitig auf wechselnde

Umweltbedingungen einzustellen, um

so ihre Wettbewerbsposition nachhal-

tig zu stärken. Die Wohnungs- und

Immobilienwirtschaft steht aufgrund

von Entwicklungen der jüngsten Ver-

gangenheit, wie der Energiewende,

dem demografischen Wandel oder der

Kürzung von staatlichen Fördergel-

dern bei gleichzeitig steigendem

Wohnungsbedarf aktuell vor neuen

He rausforderungen. Insbesondere

Woh nungsgenossenschaften, als nicht

rendite- sondern mitgliederorientierte

Unternehmen müssen unter diesen

Bedingungen ihre strategische Aus-

richtung modifizieren, um vom stei-

genden Investitionsbedarf nicht er-

drückt zu werden. Da durch das früh-

zeitige Erkennen von Chancen und

Risiken unnötige Investitionen ver-

mieden werden können und bisher

kein spezifisches Instrument existiert,

mit dessen Hilfe sich Prognosen über

die langfristigen Auswirkungen von

Trends auf Wohnungsgenossenschaf-

ten treffen lassen, widmet sich diese

Forschungsarbeit dieser Entwicklung.

Den Ausgangspunkt hierfür bildet die

Auswertung der aktuell verfügbaren

Trendstudien zum Immobilienmarkt.

Dabei wird zunächst auf eine Be-

schränkung der Betrachtung auf Woh-

nungsgenossenschaften verzichtet,

um den Blickwinkel der Untersu-

chung möglichst weit zu halten. Die

gewonnenen Informationen werden

anschließend systematisiert und mit

Hilfe von Experteninterviews hin-

sichtlich Ihrer Relevanz für Woh-

nungsgenossenschaften überprüft. Im

Anschluss erfolgt eine empirisch ge-

stützte Prüfung der mit den Trends

einhergehenden Chancen und Risi-

ken. Die hierfür notwendigen Daten

werden mittels einer Vorstandsbefra-

gung bei Wohnungsgenossenschaften

erhoben. Dabei stellt das Ziel dieser

Untersuchung die Ermittlung der

unterschiedlichen Wirkungskanäle

der Trends dar, so dass neben quanti-

tativen Größen, wie finanzwirtschaft-

lichen Kennzahlen auch qualitative

Elemente, wie Mitgliederzufrieden-

heit oder Markenattraktivität berück-

sichtigt werden und ein umfassendes

Bild der Konsequenzen von Trends

erzeugt werden kann. Im weiteren

Verlauf des Forschungsprojektes wer-

den die bis dahin auf spezifische

Trends bezogenen Wirkungen verall-

gemeinert und so die Basis für ein all-

gemeingültiges Instrument konstru-

iert. Ein modularer Aufbau soll dabei

zum einen darauf abzielen, den finan-

ziellen und zeitlichen Erhebungsauf-

wand für kleine Wohnungsgenossen-

schaften gering zu halten, während

großen Unternehmen zum anderen

eine möglichst detaillierte und präzise

Prognose ermöglicht wird.

Um eine effiziente Nutzung der Pro-

gnosen für die Entwicklung der

Unternehmensstrategie zu gewähr-

leisten, widmet sich der abschließen-

de Teil des Forschungsprojektes der

Erstellung eines Maßnahmenkatalo-

ges. Mit dessen Hilfe sollen Woh-

nungsgenossenschaften für den allge-

meinen Umgang mit trendinduzierten

Chancen und Risiken weiter sensibili-

siert werden, so dass mögliche Wech-

selwirkungen und Wirkungsverzöge-

rungen zwischen den verschiedenen

Maßnahmen bereits im Vorfeld be-

rücksichtigt werden können. 

Wohnungsgenossenschaften machen mit ca. 2,2 Mio. Wohnungen rund 10 % des gesam-
ten deutschen Wohnungsbestandes aus und sind damit ein wichtiger Pfeiler der Woh-
nungswirtschaft. Aufgrund der langfristigen Kapitalbindung ihrer Investitionen und der
durch die Organisationsform bedingten Ausrichtung auf die Sicherung eines langfristigen
Member-Values ist die frühzeitige Identifikation wohnungswirtschaftlicher Trends für sie von
elementarer Bedeutung. 
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Verbundgruppen unterliegen einem

Paradigmenwechsel. Sie entwickeln

sich zu stärker ausdifferenzierten In-

stitutionen. Die Zentralen bauen

immer weniger auf implizite Verein-

barungen, sondern mehr auf kom-

plexe Verträge. Dieser kontinuierliche

Wandel wird durch die zunehmende

Wett bewerbsintensität hervorgerufen.

Der Erfolg von Verbundgruppen ist

damit unter anderem von der Qualität

und Geschwindigkeit der Entschei-

dungsfindung und des Informations -

transfers abhängig.  

Mit der steigenden Formalisierung er-

folgt auch eine zunehmende Differen-

zierung des Dienstleistungsspektrums

innerhalb und zwischen Verbundgrup-

pen. Vor diesem Hintergrund werden

Leistungen zielgruppenorientiert ent -

wickelt und häufig einzeln verrech-

net. Neben der horizontalen Aus -

weitung des Leistungsangebots ist die

zunehmende Integration auf vertikaler

Ebene der Verbundgruppen (auch in-

ternational) zu beobachten. 

Wie kann die einzelne Verbundgruppe

die geänderten Anforderungen opti-

mal meistern? 

Ziel der Arbeit ist es, Verbundgruppen

zu kategorisieren und so einzelne sys-

temtypische Verbundgruppenarten zu

identifizieren. Zur Kategorisierung

werden einzelne Merkmale von Ver-

bundgruppen genauer untersucht.

Hier bei kann es sich um Kriterien wie

die Größe, Rechtsform, Leistungs -

breite, etc. handeln. Diese werden in

Bezug auf ihren Einfluss auf das

strategische Management im Allge-

meinen untersucht. Anschließend

wird ermittelt, ob der Einfluss auch in

Bezug auf Verbundgruppen gegeben

ist. Kann dies bejaht werden, wird es

als Katego ri sierungs element in Be -

tracht gezogen. Anhand der ermittel-

ten Kriterien erfolgt dann die Kate-

gorisierung. Dieser Schritt wird durch

eine empirische Untersuchung unter-

stützt. Es ergeben sich so die einzel-

nen systemtypischen Verbund grup -

pen arten.

Die identifizierten Verbundgruppen -

arten werden anschließend in Bezug

auf ihr Management diskutiert. Es er-

folgt eine Untersuchung der Binnen-

strukturen unter Berücksichtigung der

Verbundgruppenarten. Einzeln wird

für jede ermittelte Verbundgruppenart

die idealtypische Managementstruk-

tur dargestellt und aufgezeigt wie das

Management optimal agiert, um die

Verbundgruppe zu optimalen Ergeb-

nissen zu führen. 

Empirische 
Untersuchungen

Im Rahmen der Arbeit werden zwei

empirische Untersuchungen durchge-

führt. Die erste bezieht sich auf die

Kategorisierung. Hier werden die the-

oretisch ermittelten Kriterien der Ka -

te  go risierung in einer breiten Befra-

gung erhoben. Als Teilnehmer werden

die Verbundgruppenzentralen ge -

wählt. Die Befragung wird durch

einen standardisierten Fragebogen

durchgeführt. In der anschließenden

Clusteranalyse werden die systemtyp-

ischen Verbundgruppenarten gebildet.

Diese Verbundgruppen arten dienen

der weiteren theo re tisch en Diskussion

über das Management von Verbund-

gruppen. Die Ergebnisse dieser theo-

retischen Diskussion werden in einer

zweiten Untersuchung durch Ex-

perteninterviews verifiziert. Hier

sollen Verbundgruppenzentralen bzw.

deren Management als Interviewpart-

ner zur Verifizierung der Ergebnisse

dienen. 

Optimierung des Verbundgruppenmanagements

Wie können Verbundgruppen den neuen Herausforderungen strategisch wie
auch strukturell begegnen?

Im Rahmen der Forschungsarbeit wird eine Kategorisierung systemtypischer Verbundgrup-
penarten gebildet. Unter Einbeziehung der sich wandelnden Rahmenbedingungen des
Marktes wird für jede Art eine idealtypische Binnenstruktur entwickelt. Die Ergebnisse die-
nen dem Management als Handlungsempfehlung, wie sie Ihr Management in Abhängigkeit
zur Verbundgruppenart organisieren können.

Ü Katrin Schlesiger

( (0251) 83-2 28 95

* katrin.schlesiger@
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Der demografische Wandel wird be-

stimmt durch die Bevölkerungszahl

und die Struktur der Bevölkerung.

Während die Bevölkerungszahl von

der Fertilität, Mortalität und dem

Saldo der Außenwanderung abhängt,

beschreibt die Bevölkerungsstruktur

zum Beispiel das Verhältnis von alten

zu jungen Menschen. Nach den Pro-

gnosen des Statistischen Bundesamtes

wächst in Deutschland der Anteil von

Menschen mit einem Alter von über

65 Jahren von 20% im Jahr 2008 auf

34% im Jahr 2060. Allerdings zeigt

sich in den unterschiedlichen Regio-

nen Deutschlands eine sehr heteroge-

ne Entwicklung der Bevölkerung. So

prognostiziert das Bundesamt für

Bauwesen und Raumordnung, dass

vom Jahr 2002 bis 2020 etwa die

Hälfte aller Regionen Deutschlands

eine schrumpfende Bevölkerung auf-

weisen werden. Grundsätzlich lässt

sich eine Wanderung von den wirt-

schaftsschwachen, ländlichen Gebie-

ten hin zu den prosperierenden Städ-

ten beobachten. 

Für Finanzdienstleister ist es daher

von großer Bedeutung, ob diese an

eine Region gebunden sind oder ihren

Zielgruppen in die wirtschaftsstarken

Räume hinterher ziehen können. So

konzentrieren sich die privaten Ban-

ken in Deutschland auf die prosperie-

renden Regionen, während Regional-

banken wie öffentlich-rechtliche

Sparkassen und Genossenschaftsban-

ken lokal verankert sind und von der

wirtschaftlichen und demografischen

Entwicklung ihres jeweiligen Ge-

schäftsgebietes abhängen.

In der Literatur existieren bisher nur

wenige Untersuchungen, die speziell

den demografischen Wandel als Her-

ausforderung für Regionalbanken

untersuchen. Die meisten davon kon-

zentrieren sich außerdem auf empiri-

sche Untersuchungen zu den deut-

schen Sparkassen, ohne dabei Strate-

gien zum Umgang mit dem demogra-

fischen Wandel zu entwickeln. Daher

ist noch nicht mit einem umfassenden

Konzept systematisch analysiert wor-

den, welche konkreten Folgen die Be-

völkerungsentwicklung für Genos-

senschaftsbanken hat und welche

Strategieempfehlungen gegeben wer-

den können. Das Ziel der Dissertation

ist demzufolge die Durchführung

einer strategischen Unternehmenspla-

nung für eine Genossenschaftsbank

vor dem Hintergrund des demografi-

schen Wandels in Deutschland. Dies

beinhaltet die Analyse der gegenwär-

tigen Situation von Genossenschafts-

banken, die empirische Prognose der

Auswirkungen der Schrumpfung und

Alterung der Bevölkerung auf das Re-

tail Banking und die Personalentwick-

lung sowie die Herleitung von darauf

aufbauenden Strategieansätzen.

Die Situationsanalyse wird mit Hilfe

der SWOT-Methode durchgeführt, die

sich aus einer Umwelt- und Unterneh-

mensanalyse zusammensetzt. Im Rah-

men der Umweltanalyse werden der

Marked-based View verwendet und

die Auswirkungen des demografi-

schen Wandels auf die Finanzbranche

hinsichtlich der Kunden-, Konkur-

renz-, Mitarbeiter- und makroökono-

mischen Dimension dargestellt.

Die Unternehmensanalyse beginnt

mit einer Einführung in das Konzept

des Resource-based View und rückt

die Besonderheiten einer Genossen-

schaftsbank in den Mittelpunkt. 

Bei der Prognose im Bereich Retail

Banking werden die Entwicklungen

der Kundenstruktur, Kundeneinlagen,

Forderungen gegenüber Kunden so -

wie der Einfluss auf das Betriebser-

gebnis vorhergesagt. Eine Alters-

strukturanalyse ist Bestandteil der

Untersuchung der Personalentwick-

lung.
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Strategische Unternehmensplanung und der demografische Wandel

Eine empirische Untersuchung am Beispiel einer Genossenschaftsbank

Der demografische Wandel zeigt in den unterschiedlichen Regionen Deutschlands einen
sehr heterogenen Verlauf. Genossenschaftsbanken sind durch ihren gesetzlich festgeleg-
ten Zweck zur Schaffung eines MemberValues lokal verankert und von der Entwicklung
ihres Geschäftsgebietes abhängig. Daher wird eine strategische Unternehmensplanung für
Genossenschaftsbanken im Retail Banking und Personalmanagement durchgeführt.

Ü Robert Schulte-Wintrop
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* robert.schulte-wintrop@
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Bei Google handelt es sich um ein

Technologieunternehmen, das erst

seit 14 Jahren besteht und dessen

Kernaktivität in der Kreierung von In-

novationen liegt. In diesem Kontext

konnte Alastair Bruce unter der Ver-

wendung von YouTube und der Goo-

gle-Suchmaschine eine Vielzahl an

Innovationen aufzeigen. Sie bestehen

unter anderem aus einer Komplexi-

tätsreduktion der Suche durch eine

vereinfachte Oberfläche. Dabei muss

berücksichtigt werden, dass die Suche

sehr viel komplexer geworden ist. So

werden täglich 3 Mrd. Suchanfragen

an Google gestellt, wovon 25% gänz-

lich neu sind. Hierbei zeigte Alastair

Bruce das Bestreben Googles zur ste-

tigen Verbesserung auf, da man sich

auch bei Google der Befürchtung des

„One click from Goodbye“ stellen

müsse. Entsprechend versucht Google

durch diverse Dienstleistungen die

Nutzer zu binden, etwa durch Adver-

tising, Organic Search, Translation,

Shooping Results, Google Maps,

Google Instant oder Google One Box.

Um den täglichen Herausforderung zu

begegnen und neue Innovation zu

kreieren, liegt der Anteil der Soft-

wareingenieure bei 50%. Die Google-

Mitarbeiter verfolgen dabei nachfol-

gende neun Innovations-Prinzipien

von Google:

1. Focus on the user and else will fol-

low, 2. Faster is better than slow, 3.

Ideas come from everywhere, 4. A li-

cense to pursue dreams, 5. Don’t kill

projects – morph them, 6. Creativity

loves restraint, 7. Don’t politic – use

data, 8. Share everything you can, 9.

You are brilliant? We are hiring!

Durch diese Prinzipien ist etwa Goo-

gle Mail oder das Google Art Project

entstanden. So besitzt jeder Mitarbei-

ter einen Arbeitstag pro Woche für

seine individuelle und freie For-

schung. Dass die Innovationen auch

durch ein kreatives und abwechs-

lungsreiches Arbeitsumfeld gefördert

wird, illustrierte Alastair Bruce durch

Bilder der Büros in Zürich und durch

ein YouTube-Video der deutschen

Zentrale in Hamburg. Alastair Bruce

verglich die Arbeitsatmosphäre mit

einer Mischung aus Cape Canaveral

und Disneyland. Abschließend ging

Bruce noch auf das Heranwachsen

einer neuen Generation ein. So ent-

standen in den 60er Jahren Digital

Aliens, in den 80er Jahren Digital Ex-

plorers und im Jahr 2000 Digital Na-

tives. Diese Entwicklung hat zur

Folge, das aktuell drei mal mehr

Smartphones aktiviert werden als

Kinder geboren, mehr als 400 Mio.

YouTube Videos auf dem Handy ab-

gespielt werden und 91% der Nutzer

nicht weiter als einen Meter von

ihrem Handy entfernt sind. Entspre-

chend werden Smartphones und Ta-

blets zu zentralen Zugangsmedien des

Internets, wodurch letztlich die Gren-

zen zwischen Online und Offline,

dem sogenannten No-Line Effekt,

verschwimmen. So erwecken etwa

Offline-QR-Codes eine hohe Online-

Aufmerksamkeit oder die Online-

Brillenanprobe bei Mr. Spex erhöht

deren Offline-Absatz. Nach seinem

Vortrag hatten die Studierenden noch

die Möglichkeit Alastair Bruce Fra-

gen zu stellen, aus denen sich eine

interessante Diskussion entwickelte.

Der No-Line Effekt

Wie digitale Medien die Welt verändern berichtet Alastair Bruce

Alastair Bruce ist Direktor bei Google Deutschland. Er berät führende nationale und inter-
nationale Retail-Unternehmen in Online- und E-Commercefragen. In seinem Vortrag refe-
rierte Herr Bruce über die Verschmelzung von Online- und Offline-Inhalten.

Ü Johannes Spandau
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* johannes.spandau@

ifg-muenster.de

Alastair Bruce, 
Direktor Google Deutschland



Laut Prof. Kruse sei das Kernproblem

der öffentlichen Diskussion um die

Netzneutralität im Internet der Um-

gang mit dem temporärem Auftreten

von Überlast. Hierbei übertrifft die

Anzahl der ankommenden Datenpa-

kete an einem Router dessen Kapa-

zität. Bei einem solchen „Datenstau“

werden die Datenpakete zunächst

zwischengespeichert und dann mit

Verzögerung weitergeleitet. Bei star-

ker Überlast kann es auch zu Daten-

verlusten kommen. Internetdienste

sind hiervon in unterschiedlichem

Maße betroffen. So ist die Qualitäts-

sensitivität bei Diensten wie E-Mail,

Webbrowsing und Filesharing eher

gering, während sie bei interaktiven

Diensten, wie z.B. Internet-Telefonie,

Internet-TV  oder Online-Spielen ver-

gleichsweise hoch ist. 

Bei strikter Netzneutralität hätten die

Datenpakete aller Dienste die gleiche

Chance zur Weiterleitung, obwohl bei

vielen Nutzern u.U. eine höhere Zah-

lungsbereitschaft für die Weiterlei-

tung qualitätssensitiver Dienste be-

steht. Dies vermeide zwar jegliche

Form der Diskriminierung, sei jedoch

ökonomisch ineffizient. Bei steigen-

dem Datenvolumen, das durch das

Angebot von Flat-Rate-Tarifen beför-

dert werde, führe eine strikte Netz-

neutralität zudem zu einer Verdrän-

gung der qualitätssensitiven Dienste

und somit zu einer Verstärkung der in-

effizienten Kapazitätsnutzung. An-

knüpfend an diese Argumentation

präsentierte Prof. Kruse eine alternati-

ve Definition der Netzneutralität, die

Diskriminierung ebenfalls ausschlie-

ße, jedoch mehr Effizienz zulasse.

Diese sieht vor, dass nur solche Da-

tenpakete gleich behandelt werden,

für deren Transport der gleiche Preis

bezahlt wird. 

Im Hinblick auf das Überlast-Problem

seien grundsätzlich u.a. folgende Re-

aktionen denkbar: Erstens könne die

Kapazität soweit ausgebaut werden,

dass die Gefahr der Überlast nahezu

ausgeschlossen werden kann. Aus

volkswirtschaftlicher Sicht würde

dies jedoch das Vorhalten von Über-

kapazitäten bedeuten, da die dafür

aufgewendeten Kosten in einem

schlechten Verhältnis zum Nutzen

stünden. Zweitens könne eine Priori-

sierung durch den Markt erfolgen, bei

der Nutzern, die eine hohe Zahlungs-

bereitschaft für einen priorisierten

Datentransfer bei Überlast haben, ein

entsprechender Premium-Service zu

einem höheren Preis angeboten wird.

Drittens könne der Netzbetreiber bei

Überlast grundsätzlich qualitätssensi-

tive Dienste  priorisieren, was z.B. bei

VoIP-Diensten derzeit teilweise be-

reits praktiziert werde. Aus der Per-

spektive der volkswirtschaftlichen Ef-

fizienz sei von den genannten Maß-

nahmen die marktliche Priorisierung

zu bevorzugen, da sich diese an den

Zahlungsbereitschaften der Nutzer

orientiere. Das Effizienzkriterium sei

jedoch nicht das einzige, das in der

Diskussion um die Netzneutralität

und das Überlast-Problem zu berück-

sichtigen sei.
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Netzneutralität

Sollte die Neutralität des Internet staatlich reguliert werden?

Als Gastredner in der Master-Vorlesung Regulierungsökonomik hielt Prof. Dr. Jörn Kruse
von der Helmut-Schmidt-Universität Hamburg einen Vortrag über die Zusammenhänge von
Netzneutralität und Überlast im Internet und analysierte verschiedene Varianten des Um-
gangs mit Überlast im Hinblick auf ihre ökonomische Effizienz.

Ü Jan Pollmann
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Die Re-Regulierung in der Stromwirtschaft

Drei Fallbeispiele

Als erstes Beispiel nannte Christoph

Müller die Einspeisegarantie für

Strom aus erneuerbaren Energiequel-

len, die in der Vergangenheit deren

Abschaltung kategorisch untersagt

hätte. Da Angebot und Nachfrage von

Energie sich auf dem Strommarkt je-

derzeit ausgleichen müssen, da es

sonst zu Schäden an der Infrastruktur

kommt, hätte die Einspeisevergütung

in temporär negativen Strompreisen

resultiert. So habe beispielsweise eine

starke Windlage an Weihnachten 2009

dazu geführt, dass ein hohes Energie-

angebot auf eine relativ geringe Nach-

frage getroffen sei und sich beide bei

einem negativen Strompreis ausge-

glichen hätten. Bei einem negativen

Strompreis werde Geld dafür gezahlt,

dass mehr Strom verbraucht wird, als

eigentlich notwendig wäre. Die da-

durch entstehenden Mehrkosten wür-

den letztendlich auf den Verbraucher

umgelegt. In Reaktion auf das ver-

mehrte Auftreten negativer Strom-

preise habe die Bundesnetzagentur

die Abschaltung von Erzeugungs -

kapazitäten erneuerbarer Energien

schließlich unter strengen Vorausset-

zungen für solche Fälle erlaubt.

Das zweite Beispiel sah Christoph

Müller in den Wechselwirkungen zwi-

schen der nationalen Förderung er-

neuerbarer Energien durch das Erneu-

erbare-Energien-Gesetz (EEG) und

dem europäischen System zum Han-

del mit Emissionsrechten. So führe

der durch das EEG bewirkte Ausbau

der erneuerbaren Energien zu einer

Reduktion der Nachfrage nach Emis-

sionsrechten. Dieser Nachfragerück-

gang verbillige diese Rechte und

führe dadurch zu einer erhöhten

Nachfrage anderer Emittenten. Hier-

durch würden sich beide Maßnahmen

konterkarieren.

Als drittes Beispiel nannte Christoph

Müller die zur Zeit eines geringen An-

teils von erneuerbaren Energien ent-

standene Vorgabe, dass Erzeugungs-

anlagen im Niederspannungsnetz

beim Erreichen einer bestimmten Fre-

quenz-Obergrenze im Stromnetz un-

mittelbar vom Netz genommen wer-

den. Der steigende Anteil von erneu-

erbaren Energien habe jedoch dazu

geführt, dass die sich abschaltende

Versorgungskapazität eine kritische

Größe erreicht hat, bei deren plötzli-

chem Wegfall die Systemsicherheit

der Stromversorgung gefährdet gewe-

sen sei. Mittlerweile seien jedoch ent-

sprechende Änderungen vorgenom-

men worden.

Christoph Müller kam schließlich zu

dem Fazit, dass Regulierungssysteme

auf klare Ziele ausgerichtet sein soll-

ten. Dabei sei insbesondere auf mög-

liche Zielkonflikte zu achten. Falls er-

forderlich sei eine Abwägung zwi-

schen konkurrierenden Zielen not-

wendig. So stünden einzelne regulato-

rische Maßnahmen im Wechselspiel

mit Markt, Technik und anderen regu-

latorischen Maßnahmen. Von zentra-

ler Bedeutung sei es, eine Interven-

tionsspirale (Re-Regulierung) zu ver-

hindern. 

Im Rahmen der Master-Vorlesung Regulierungsökonomik zeigte Christoph Müller, Ge-
schäftsführer der EnBW Trading GmbH im Bereich Risikomanagement, anhand von Bei-
spielen aus dem Elektrizitätssektor auf, dass Regulierungsmaßnahmen zu nicht beabsich-
tigten Konsequenzen führen können.  

Ü Jan Pollmann
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Due Diligence in der M&A-Praxis

M&A-Transaktionen aus Sicht der Unternehmensberatung

Zum zweiten Mal konnte Marc Barrantes, Manager im Bereich Transaction Advisory Servi-
ces bei Ernst & Young, für einen Gastvortrag im Rahmen der Masterveranstaltung „Mergers
& Akquisitionen“ gewonnen werden. Intensiv wurde das Thema der Due Diligence, die um-
fassende Prüfung einer Akquisition vor der konkreten Transaktion, behandelt und mit den
Studierenden diskutiert. 

Nicht zuletzt durch die wieder stei-

gende Relevanz von M&A-Transak-

tionen in der Praxis, sowohl in Anzahl

der Übernahmen als auch im Hinblick

auf ihr Volumen, wird das Thema des

Erfolgs bzw. Misserfolgs in Theorie

und Praxis wieder intensiver disku-

tiert. Ein Kernargument dieser Dis-

kussion ist, dass eine gründliche Vor-

bereitung – als Due Diligence be-

zeichnet – einen Erfolgsfaktor im Vor-

feld einer jeden M&A-Transaktion

darstellt.

Dass die Due Diligence keinen trivia-

len Prozessschritt im Zuge einer

Unternehmensübernahme darstellt,

zeigte Marc Barrantes deutlich. Er

schilderte die Komplexität der Due

Diligence, ihre spezifischen Anforde-

rungen sowie die grundsätzliche Pro-

blematik, dass gegensätzliche Käufer-

und Verkäuferinteressen auch in der

Qualität einer Due Diligence ihren

Niederschlag finden können, bspw.

wenn Informationen über Unterneh-

mensrisiken verwässert werden.

Allein die Vielfalt von themen-, ob-

jekt- und prozessbezogenen Due Dili-

gence-Arten, bspw. die Financial Due

Diligence für die Prüfung aller unter-

nehmensfinanziellen Voraussetzun-

gen sowie die Commercial oder Ven-

dor Due Diligence, zeigen, dass aus

einer Due Diligence auch im Falle

kleinerer Akquisitionsobjekte schnell

eine komplexe Informationsbasis er-

wächst, zu deren qualifizierter Bewer-

tung ein Team aus Unternehmensbe-

ratern, Managern, Anwälten und Wirt-

schaftsprüfern notwendig ist. Marc

Barrantes machte darüber hinaus

deutlich,  dass die Teilabschnitte der

Due Diligence keinesfalls isoliert,

sondern als interdependente Baustei-

ne einer umfassenden Kaufobjekts-

prüfung gesehen werden müssen.

Zuletzt zeigte Marc Barrantes, dass

die in der Vorlesung vermittelten

Grundlagen über Mergers & Akquisi-

tionen, speziell jene der Due Diligen-

ce, keine rein theoretischen oder wis-

senschaftlich diskutierten Informatio-

nen darstellen, sondern unmittelbare

Praxisrelevanz besitzen. So machte er

am Beispiel einer Due Diligence eines

Private Equity-Unternehmens, wel-

ches die Akquisition eines Automobil-

zulieferer plante, deutlich, dass eine

solche Prüfung und Bewertung auch

in der praktischen Umsetzung entlang

des besprochenen Prozessrasters ver-

läuft, wenngleich auch mit einer fall -

individuellen Gewichtung und Aus-

wahl einzelner Prozessschritte. 

Zusammenfassend konnte den Studie-

renden der Veranstaltung ein umfas-

sender Einblick in die Transaktions-

praxis gegeben werden. Dass eine

vielfältige Methodenkompetenz, wie

sie in der Veranstaltung „Mergers &

Akquisitionen“ vermittelt werden

soll, in der praktischen Anwendung

einen Erfolgsfaktor für eine konkrete

Due Diligence darstellt, bestätigt

Marc Barrantes bei seinen Ausführun-

gen. Das Interesse der Studierenden

am Praxisvortrag und den Ausführun-

gen von Marc Barrantes konnte man

nicht zuletzt aus einer intensiven Dis-

kussionsrunde im Anschluss an den

Vortrag ableiten. 

Ü Michael Tschöpel
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Das Oberthema des Seminars „Ko-

operationen im Gesundheitswesen“

bot viele Aspekte zur spezifischen

Themenfindung für die beiden Grup-

pen der Bachelor- und der Masterstu-

dierenden. Im Fokus standen dabei

viele aktuelle Fallstudien, welche aus

kooperationstheoretischer Sicht fun-

diert analysiert werden sollten. 

Gerade das Thema Genossenschaften

spielte dabei eine besondere Rolle, da

das Jahr 2012 von der UNO zum

internationalen Jahr der Genossen-

schaften ausgerufen wurde und dem

Thema so insgesamt große Aufmerk-

samkeit geschenkt werden soll.

Zudem ist empirisch zu beobachten,

dass im Gesundheitsbereich zurzeit

verstärkt Genossenschaften gegründet

werden. Innerhalb des Seminars wur-

den den Studierenden deshalb bei-

spielsweise Themen zum Manage-

ment von Ärztegenossenschaften,

dem MemberValue bei der APO Bank

eG und der genossenschaftlichen Or-

ganisation bei der BKK TSC eG zur

Auswahl gestellt. 

Der Fokus des Bachelorseminars lag

auf der Bearbeitung aktueller partiel-

ler Kooperationen. Bei den ausge-

wählten Themen zeigte sich der ange-

sprochene Facettenreichtum im Ge-

sundheitssektor. So wurde mit dem

Bundesverband Deutscher Apothe-

kenkooperationen e.V. die Zu-

sammenarbeit auf einer übergeordne-

ten Ebene  – eine Metakooperation –

auf Vor- und Nachteile geprüft, die

Zusammenarbeit von Celesio und

„Ärzte für die dritte Welt“ betrachtet

und die Kooperation von Kranken-

häusern und der ambulanten Pflege

analysiert.

Im Masterseminar sollten insbesonde-

re totale Kooperationen, also die Ver-

schmelzung von Unternehmen oder

Unternehmensteilen, betrachtet wer-

den. Neben der Analyse der geplanten

Megafusion TK-KKH-Allianz wurde

auch ein Blick auf den Bereich der

Consumer Health Care geworfen und

der „fit“ der Zusammenarbeit von

Procter & Gamble und dem israeli-

schen Unternehmen Teva analysiert.

Darüber hinaus wurde z.B. auch

untersucht, was die Verschmelzung

von Pfizer und Wyeth für das Mana-

gement des fusionierten Unterneh-

mens bedeutet.

Die Studierenden stellten in den je-

weiligen Präsenzveranstaltungen die

Ergebnisse ihrer schriftlichen Ausar-

beitungen vor und diskutierten diese

angeregt. Auch die jeweils angefertig-

ten Koreferate lieferten dazu eine ge-

eignete Basis. Es zeigten sich viele

interessante Aspekte und es wurden

wichtige Zusammenhänge zu aktuel-

len Rahmenbedingungen in der Ge-

sundheitsbranche geknüpft. 

Das Seminar ist in zwei zeitliche Ko-

horten untergliedert und die jeweili-

gen Präsenzveranstaltungen werden

in Kleingruppen von etwa sechs bis

acht Studierenden durchgeführt.

Diese Struktur wird von den Studie-

renden sehr positiv angenommen. Im

Juni folgten die Präsenzveranstaltun-

gen der zweiten Kohorte, in der wie-

der viele spannende Themen bearbei-

tet und vorgestellt wurden. Beispiels-

weise beschäftigten sich Teilnehmer

mit Informationsproblemen bei medi-

zinischen Versorgungszentren, der

Plattform „Deutsche Ärztenetze“ und

M&A-Transaktionen zwischen priva-

ten und öffentlichen Krankenhäusern

unter dem Fokus ihrer  Treiber und

Ausgestaltungsformen. 
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Kooperationen im Gesundheitswesen

Seminar zur Unternehmenskooperation

Die kooperative Zusammenarbeit im Gesundheitswesen mit seinem Facettenreichtum an
beteiligten Akteuren zeigt sich in vielen Teilbereichen der Branche und in verschiedenen
Ausgestaltungsformen. So sind beispielsweise das Thema der Zusammenarbeit zwischen
öffentlichen und privaten Partnern oder die Organisation als genossenschaftliche Koopera-
tion aktuell besonders relevant.

Ü Caroline Wendler-Nolte

( (0251) 83-2 28 00

* caroline.wendler@

ifg-muenster.de



Ökonomik der Ratingagenturen

Seminar zur Volkswirtschaftspolitik

Die Ratingagenturen nehmen auf-

grund der Bereitstellung einer kom-

primierten Einschätzung über die Bo-

nität eines Kreditnehmers eine bedeu-

tende Rolle auf den internationalen

Finanzmärkten ein. Infolgedessen

wird diesen marktwirtschaftlichen Or-

ganisationen eine Mitschuld an der

Finanz- und Europäischen Staats-

schuldenkrise gegeben. Die Brisanz

dieser Thematik und eine umfassende

Diskussion stellten die Grundlage für

das Oberthema „Ökonomik der Ratin-

gagenturen“ dar.

Eine Analyse der Aussagekraft von

Ratings im Allgemeinen und Länder-

ratings im Speziellen zeigte, dass eine

Anlageentscheidung nicht ausschließ-

lich auf Ratings basieren sollte. Fak-

toren, die den ökonomischen Nutzen

von Ratings eingrenzen, konnten im

Rahmen einer institutionenökonomi-

sche Analyse auf eine mangelnde Ak-

tualität, Qualität und v.a. eine unzurei-

chende Objektivität zurückgeführt

werden. Letzteres spielt besonders bei

der Bewertung von Verbriefungen

eine übergeordnete Rolle. Dagegen

wurde den Agenturen im Zuge der

Europäischen Staatsschuldenkrisen

lediglich eine krisenverstärkende

Rolle beigemessen. Aufbauend auf

dieser Kritik zeigte eine weitere Ana-

lyse, dass die Reputation einer Ra -

ting agentur disziplinierend auf die Er-

stellung von Ratings wirken kann, ob-

gleich Faktoren identifiziert wurden,

die die Wirksamkeit dieses Marktme-

chanismus einschränken können.

Weiterhin wurde gezeigt, dass die Be-

zahlung der Ratings durch die Fremd-

kapitalgeber nicht zwingendermaßen

zu einer Qualitätssteigerung führen

muss. Auch können mögliche wettbe-

werbssteigernde Maßnahmen be reits

aufgrund der ausgepräg ten Marktein-

trittsbarrieren scheitern. Selbst bei er-

folgreichem Eintritt neuer Agenturen

besteht gemäß empirischer Studien

die Gefahr des „Rating-Shoppings“.

Die Forderung nach der Einrichtung

einer europäischen Ratingagentur ist

aufgrund dessen und der Gefahr der

politischen Einflussnahme daher kri-

tisch zu bewerten. Dagegen zeigte

eine Analyse der EU-Ratingverord-

nung, dass Maßnahmen zur Steige-

rung der Transparenz der Ra -

tingagenturen positiv zu beurteilen

sind. Im Allgemeinen wird die Nach-

frage von Ratings, die auf ihre Einbet-

tung in die Finanzmarktregulierung

zurückzuführen ist, kritisch gesehen.

Vorteile dieser Einbettung sind v.a.

auf die regulatorische Effizienz in

Form einer Reduzierung der Transak-

tionskosten zurückzuführen. Im Rah-

men des Abendprogramms wurden

die Diskussionen der Vorträge unter

den Seminarteilnehmern weiter ver-

tieft. Der freizeitliche Höhepunkt lag

in einem Fußballturnier. Nach einem

3:1-Sieg über die Universität Würz-

burg mussten sich die Studierenden

der Universität Münster aufgrund

einer Niederlage gegenüber der Uni-

versität Passau mit dem zweitem Platz

zufrieden geben.

Vom 18. bis zum 21. Juni führte das Institut für Genossenschaftswesen in Kooperation mit
den Universitäten Würzburg und Passau das Seminar zur Volkswirtschaftspolitik durch. In
der VHS Bildungseinrichtung Sambachshof in Bad Königshofen referierten u.a. 14 Studie-
rende der Universität Münster vor insgesamt 57 Seminarteilnehmern zum Oberthema
„Ökonomik der Ratingagenturen“. 
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Ü Dominik Schätzle

( (0251) 83-2 28 97

* dominik.schaetzle@

ifg-muenster.de
Während des Seminars im Sambachshof
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Web 2.0-Integration und
Innovation

Das Web 2.0 bietet ebenso breite wie

einfache Möglichkeiten der Vernet-

zung. Simon Hassannia vom Institut

für Wirtschaftsinformatik untersuchte

in seiner Arbeit, wie die neuen Web

2.0-Kommunikationstechnologien für

eine Kundenintegration der un-

ternehmerischen Innovationsprozesse

genutzt werden können. Für eine

solche Integration stehen unter-

schiedliche Instrumente zur Verfü-

gung. Erstens  ermöglichen bestimm -

te internetgestützte Toolkits den Kun-

den, ihre Bedürfnisse in Innovationen

umzusetzen. Solche Toolkits reichen

von Konfiguratoren bis zu innova-

tionsgenerierenden Toolkits. Zweitens

können in virtuellen Communities

technologiegetriebene Interessenge-

meinschaften gebildet werden, die In-

novationen vorantreiben. Drittens

können virtuelle Welten konstruiert

werden, in den die Kunden vertreten

durch Avatare aktiv sind. Schließlich

gibt es die Möglichkeit, Online-Wett -

bewerbe zu gestalten, bei denen nach

vorgegebenen Regeln Produktinnova-

tionen vorangetrieben werden kön-

nen. Der Einsatz dieser Instrumente

unterscheidet sich nach den Zielset-

zungen, dem Aufwand und der Art der

gewünschten Kundenintegration.

Toolkits und Wettbewerbe sind eher

eindimensional in Richtung des Un-

ternehmens ausgerichtet, während

Virtuelle Communities und Welten

auch kreative Interaktionen zwischen

den Kunden zulassen können. Aller -

dings sind diese Instrumente auch mit

Gefahren verbunden. Einerseits kön-

nen sie durch die Wettbewerber ma-

nipuliert werden und es kann zudem

zu einem Wissensabfluss (auch zu

Wettbewerbern) kommen, anderer-

seits sind möglicherweise die Eigen-

tumsrechte an den so generierten

Ideen und Innovationen unklar.

Innovationscluster  

Innovationen waren auch Thema von

zwei weiteren Referaten. Isabel Gull

vom Institut für Genossenschaftswe-

sen präsentierte eine Transaktionskos-

tenanalyse von Innovationsclustern,

die darlegt, ob und wann Innovatio-

nen in Innovationsclustern vorteilhaft

sind. Es konnte festgestellt werden,

dass eine interne Generierung von In-

novationen Vorteile bringt, allerdings

steht diese Option kleinen und mitt -

leren Unternehmen nicht immer zur

Verfügung, da ihnen die nötigen Fi-

nanzmittel fehlen. Außerdem er-

möglichen es Cluster, durch die räum-

liche Nähe einerseits eine mehr ver-

trauensbasierte Zusammenarbeit zu

gewährleisten, und andererseits schaf-

fen sie einen schnellen Zugang zu

teilweise sehr speziellem Wissen, der

in der Rekombination im eigenen Un-

ternehmen zu weiteren Innovationen

führen kann.

An diesen Beitrag  knüpfte Christina

Cappenberg (Institut für Genossen-

schaftswesen) an und untersuchte,

wie sich die Informationsasymme-

trien zwischen Unternehmen und

Staat auf die Förderung von Innova-

tionsclustern auswirken können. Die -

se Informationsasymmetrien sind in

hochinnovativen Branchen natur ge -

mäß stark ausgeprägt. Daraus leitet

Christina Cappenberg in ihrem

Beitrag ab, dass eine staatliche

Förderung keinesfalls lenkender oder

interventionistischer Natur sein sollte,

da die Gefahr der Fehllenkung und

damit der Ressourcenverschwendung

sowohl beim Staat als auch bei den

Unternehmen sehr hoch ist. Besser ist

es die staatliche Förderung katalytisch

und unterstützend auszugestalten. Zu

bedenken ist aber, dass die prinzipiell

geeigneten unterstützenden Maßnah-

men auch sehr kostenintensiv sein

können, was die Kosten-Nutzen-Rela-

tion negativ beeinflusst.

Institutionenökonomische Anwendungen
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Organisationsfragen von Unternehmen und auch von Kooperationen können mit Hilfe der
Institutionenökonomik gut analysiert werden. Sie können ferner dazu beitragen, praktische
Umsetzungen der institutionenökonomischen Konzepte zu erarbeiten und damit die Institu-
tionenökonomik selbst zu erweitern.

Ü Eric Meyer

( (0251) 83-2 28 01

* eric.meyer@

ifg-muenster.de



Das öffentliche 
Organisationsmodell

Die Freie und Hansestadt Hamburg ist

Bauherrin der Elbphilharmonie. Per-

sönlich haftende Gesellschafterin

(Komplementärin) der Elbphilharmo-

nie Hamburg Bau GmbH & Co. KG,

die eigens für den Bau der Philharmo-

nie gegründet wurde, ist die ReGe

Hamburg Projekt-Realisierungsge-

sellschaft mbH, die das Projekt seit

Übernahme der Projektträgerschaft

für die Freie und Hansestadt Hamburg

fortentwickelt. Die ReGe stellt den

Geschäftsführer und übernimmt somit

auch die Geschäftsführung. Komman-

ditistin ist die Stadt Hamburg, sie

bringt das Eigentum an dem Grund-

stück Kaispeicher A, die Planungs-

und Projektsteuerungsmittel für die

Baurealisierungsphase, die auf die

Gesellschaft entfallenden Facility

Management-Kosten sowie die lau-

fenden Betriebskosten in die Gesell-

schaft ein.

Im Oktober 2005 wurde die „Stiftung

Elbphilharmonie“ gegründet. Sie

dient in Form einer Bürgerinitiative

zur Unterstützung der Realisierung

der Elbphilharmonie. Ihr Ziel ist es,

finanzielle Mittel bei Bürgern und

Unternehmen einzuwerben, um damit

die Stadt Hamburg bei den Baukosten

zu entlasten und langfristig den Be-

trieb der Philharmonie zu unterstüt-

zen. Einen Teil der Spenden erhält die

Stadt Hamburg für den Bau und der

andere Anteil unterstützt den Betrieb

der Philharmonie, der von der Ham-

burg Musik gGmbH gesteuert wird.

Die Betreibergesellschaft HH-Musik

wird durch Haushaltsmittel und die

besagten Spenden finanziert und ge-

hört zu 95,2% der Stadt Hamburg und

zu 4,8% der Stiftung Elbphilharmo-

nie. Sie erteilt den Auftrag zur Liefe-

rung des Konzertbereichs inklusive

Facility Management an die Elphi

Bau KG. Abschlags- und Vorauszah-

lungen werden aus den erhaltenen

Haushaltsmitteln und Spenden be-

zahlt.

Bauen und Planen

Bei der Elbphilharmonie gibt es an-

stelle eines PPP-Leistungsvertrags

zwei Leistungsverträge mit zwei ver-

schiedenen Auftragnehmern. Die Elb-

philharmonie Hamburg Bau GmbH &

Co. KG in der Funktion als Auftrag-

geber hat einen Leistungsvertrag für

den Bau und das Facility Manage-

ment mit der Projektgesellschaft

Adamanta GmbH & Co. KG ge-

schlossen. Sie ist ein Zusammen-

schluss der CommerzReal und Hoch-

tief Construction AG und hat einen

Generalunternehmer-Vertrag mit der

Hochtief Construction AG für den

Bau und mit der Hochtief Facility

Management GmbH für das FM ge-
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Elbphilharmonie Hamburg – Ein Kristall im Hafen

Ein Blick hinter die Fassade

Hamburg soll mit der Elbphilharmonie ein neues imposantes Konzerthaus erhalten, das
einen der zehn besten Konzertsäle der Welt beheimaten soll. Klassische Musik, aber auch
Jazz-, Welt- und Popmusik bekommen einen herausragenden Aufführungsort. Die Elbphil-
harmonie wird ein neues Wahrzeichen für die Freie und Hansestadt Hamburg und gleich-
zeitig ein Haus für alle sein. Das Projekt ist eine Mischform aus öffentlich-privater Koope-
ration und Investorenprojekt. Der Bau und Betrieb der Philharmonie als öffentliches Bau-
vorhaben geht mit dem Bau und Betrieb eines kommerziellen Mantels bestehend aus
Hotel, Gastronomie, Parkhaus und Wohnungen einher. Insbesondere Kostensteigerungen
und terminliche Verzögerungen haben das Projekt nebst seiner außergewöhnlichen Archi-
tektur in den Fokus der Öffentlichkeit gerückt.
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schlossen. Die Adamanta als Auftrag-

nehmer wurde in dem europaweiten

Vergabeverfahren ermittelt.

Die Planung übernehmen die Schwei-

zer Architekten Herzog & De Meuron

(HdM) und die Architekten und Inge-

nieure Höhler & Partner (H&P). Sie

haben sich zu einer Generalplanerar-

beitsgemeinschaft in Form einer GbR

zusammengeschlossen. Da keine an-

dere rechtliche Möglichkeit für die

Nutzung und Umsetzung des einzig-

artigen Architekturentwurfs bestand,

als ein exklusives Verhandlungsver-

fahren ohne Teilnahmewettbewerb

durchzuführen, war es in diesem spe-

ziellen Fall zulässig, den Leistungs-

vertrag für die Planung mit den Gene-

ralplanern ohne Vergabeverfahren zu

schließen.

Zwischen der Adamanta und den Ge-

neralplanern besteht kein vertraglich

geregeltes Verhältnis.

Da es sich bei der Elbphilharmonie

nur für die Bereiche Konzert, Plaza

und Ticketing um ein öffentlich-pri-

vates Kooperationsprojekt handelt,

gehören die Mantelbebauung (Woh-

nen und Hotel) sowie das Parken zu

den so genannten „Investorenberei-

chen“. Sie werden an verschiedene In-

vestoren verkauft oder verpachtet.

Das Miteigentum des Bereichs Woh-

nen wurde an einen Investor namens

Skyliving KG verkauft, eine gemein-

same Projektgesellschaft der Quan-

tum Immobilien AG und der Hochtief

Construction AG, die die gesamte Ver-

marktung der geplanten 43 Wohnun-

gen übernehmen wird. Der Auftrag-

nehmer Adamanta erstellt den Rohbau

für die Elphi Bau KG, die wiederum

den Rohbau an Skyliving verkauft.

Skyliving ist dann zuständig für die

Ausbauplanung, für den Verkauf und

den weiteren Betrieb (Facility Mana-

gement). Die anderen Investorenbe-

reiche Hotel, Parken und Gastrono-

mie werden von der Elphi Bau KG an

die Adamanta verpachtet, die wiede-

rum diese Bereiche an verschiedene

Betreiber unterverpachtet. 

Ausgangssituation

Das Projekt Elbphilharmonie war im

Jahr 2008 von zunehmenden Verzü-

gen auf der Baustelle und einer Viel-

zahl von Behinderungsanzeigen und

Projektänderungsmeldungen geprägt.

Nach einem intensiven Verhandlungs-

prozess der Elbphilharmonie Ham-

burg Bau GmbH & Co. KG, vertreten

durch die städtische Realisierungsge-

sellschaft (ReGe), mit der Adamanta

und dem Generalplaner, konnte im

November 2008 eine Einigung erzielt

werden.

Die Adamanta erhielt für baubezoge-

ne Leistungen eine Mehrvergütung in



Höhe von 137 Mio. € und verpflichte-

te sich u. a.  zur Übergabe des großen

Saals bis zum 31. Oktober 2011 und

des Gesamtgebäudes bis zum 30. No-

vember 2011.

Die Ergänzungsvereinbarung mit dem

Generalplaner führte zu Mehrkosten

von insgesamt 20 Mio. €, annähernd

hälftig verteilt auf Planung (HdM)

und Bauüberwachung (H&P).

Nach der Vereinbarungen zum NA 4

trennte sich die ReGe vom vorherigen

Projektsteuerer und beauftragte Drees

& Sommer Hamburg ab April 2009

mit der Projektsteuerung.

Zu diesem Zeitpunkt waren sich die

Parteien einig, dass ca. 95 % des Bau-

solls verbindlich festgelegt sind und

sich die weitere Planungstätigkeit nur

noch auf die Umsetzung und Über-

führung der vorgegebenen Planungen

in die abschließende Ausführungspla-

nung beschränkt. Für die restlichen 

5% wurden Budgets gebildet, die Ab-

rechnung soll auf Basis der tatsäch-

lich entstandenen Kosten der Adam-

anta erfolgen.

Probleme

Nachträglich kristallisierte sich her-

aus, dass der Versuch, mit dem Nach-

trag 4 die verkantete Projektsituation

zu lösen, gescheitert ist. Bausoll und

Terminplan wurden zwar neu defi-

niert, basierten jedoch immer noch

auf unfertiger Planung. Die struktu-

rellen Fehler des ursprünglichen Ver-

trags wurden wiederholt. 

Ein wesentliches Problem stellen

hierbei auch die Planungsschnittstel-

len dar: Die Architekten sind weiter-

hin nicht nur für die „kreative, gestal-

terische“ Entwurfsplanung zuständig,

sondern in einem wesentlichen Maße

auch für die Ausführungsplanung

(hier: Ausbau), also die Realisierung

ihres Entwurfs. Hochtief als General-

unternehmer ist für die schlüsselferti-

ge Übergabe des Gebäudes verant-

wortlich. In der vorliegenden Ver-

tragskonstellation aber auch für einen

Teil der Ausführungsplanung (hier:

TGA und Tragwerk), Generalplaner

und Generalunternehmer stehen je-

weils nur bei der Stadt in der Pflicht.

Zwischen Bauunternehmen und Ar-

chitekten gibt es keine rechtliche Bin-

dung. So kommt es, dass die Stadt

zwischen zwei Auftragnehmern mit

gleichen Rechten, jedoch erheblich

unterschiedlichen Interessen agieren

muss. Überspitzt dargestellt sieht sich

der Architekt nur der reinen Schönheit

verpflichtet. Das Bauunternehmen

will lediglich rentabel bauen. 

Projektsituation

Hochtief hat Zweifel an der Tragfä-

higkeit der komplexen Stahlkonstruk-

tion auf dem Dach des Konzertsaals

geäußert. Entsprechende Bedenken

wurden durch Gutachten hinterlegt,

die Lastüberschreitungen in einzelnen

Knoten der Stahlkonstruktion auswei-

sen. Hochtief argumentiert, dass sich

die Mitarbeiter strafbar machen wür-

den, wenn sie die Bauarbeiten am

Saaldach der Elbphilharmonie fort-

führen würden. Deshalb wird derzeit

seitens Hochtief seit Oktober 2011 ein

einseitiger Baustopp exerziert. Hin -

tergrund ist die komplizierte Statik

der Stahlkonstruktion über dem Kon-

zerthaus. Dieses Dach muss später

umgerechnet die Last von 14 Airbus

A 380 tragen. Im schlimmsten Fall

würden laut Aussage von Hochtief

später Risse im Gebäude drohen, der

Konzertbetrieb müsste dann ggf. ein-

gestellt werden. 

Die Stadt Hamburg hat die Sicher-

heitsbedenken begründet zurückge-

wiesen: „Es gibt keinen Grund an der

Statik des Daches zu zweifeln.“ Das

haben Experten (drei unabhängige

Prüfer) bestätigt. Doch die Freigabe

durch unabhängige Dritte reichte dem

Unternehmen Hochtief nicht. Hoch-

tief verfolgt einen monetär ausgerich-

teten Ansatz. Das Unternehmen will

Druck auf die Stadt ausüben. Die Ver-

antwortung für den zeitlichen Verzug
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Dr. Jörg-Matthias Böttiger

geboren 1978 in Aalen

1999-2004

Diplom-Ingenieur an der Univer-

sität Stuttgart

2004-2006

Diplom-Wirtschaftsingenieur an

der Technischen Universität Mün-

chen

2006-2009

Wissenschaftlicher Mitarbeiter am

Institut für Genossenschaftswesen

der Westfälischen Wilhelms-Uni-

versität Münster

2009 bis heute

Drees &Sommer GmbH, Ham-

burg, Teilprojektleiter Kosten, Teil-

projektleiter Investorenbereiche
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am Bau solle der Stadt zugewiesen

werden. Hochtief und die Stadt strei-

ten seit Monaten darum, wer die

Mehrkosten für das Projekt, die zu

einem wesentlichen Teil durch die

entstandenen Bauverzüge entstehen,

tragen muss.

Die Auseinandersetzung über das Ver-

schulden der verspäteten Fertigstel-

lung wird insbesondere geprägt von

einer Vertragsstrafe von 200.000

€/Tag. Insofern setzt Hochtief alles

daran, die städtische Planung anzu-

greifen und so das Verschulden auf

die Seite des AG zu verschieben.

Erschwerend kommt hinzu, dass

Hochtief die TGA-Ausführungspla-

nung schuldet und diese bis dato nur

unvollständig und mangelhaft vorge-

legt hat. Hochtief führt angebliche

AG-seitige Versäumnisse, hier insbe-

sondere AG-seits angeblich ausste-

hende Entwurfsplanungen TGA, als

Gründe für die verspätete und unvoll-

ständige Vorlage an. Hierbei lässt

Hochtief außer Acht, dass mit dem

Nachtrag 4 die Vervollständigung des

TGA-Entwurfs von der Adaman -

ta/HTSol geschuldet ist.

Projektvorstellung
wesentliche Projektdaten

Der neue Gebäudekomplex soll drei

Konzertsäle (Großer Konzertsaal mit

2.150, Kleiner Konzertsaal mit bis zu

550 Plätzen und ein dritter Saal im

Kaispeicher, der als Aufführungsort

für experimentelle Musik und als Pro-

bensaal genutzt werden kann) erhal-

ten. Zusätzlich wird die privat getra-

gene Mantelbebauung (Hotel der

Spitzenklasse mit ca. 250 Zimmern,

Wellness- und Konferenzbereich und

45 Luxuswohnungen) sowie eine

Plaza auf 37 m Höhe auf der sich Res-

taurants sowie ein Café befinden und

die dazugehörige Verkehrserschlie-

ßung im bzw. über dem Kaispeicher

(einschließlich 510 Stellplätzen) er-

richtet.

Aktuelle Entwicklung

Die Stadt hat der Adamanta/Hochtief-

Solutions Mitte April ein Ultimatum

gesetzt: Wird das Saaldach nicht bis

zum 31. Mai abgesenkt, behält sich

die Stadt vor, den Vertrag wegen un-

berechtigter Leistungsverweigerung

zu kündigen. Wie o.a. weigert sich

Hochtief aus Sicherheitsgründen, die

Arbeiten am Dach fortzusetzen, wäh-

rend die Stadt und ihre Gutachter die

Konstruktion für sicher halten. Hoch-

tief bemängelt, dass bis heute nicht

bekannt sei, wie viel Gewicht das

Dach endgültig tragen müsse, z. B. für

Technik und zweite Dachhülle.

Die Stadt schlägt außerdem vor, dass

die gesamte Planung für die techni-

sche Gebäudeausrüstung  in die Ver-

antwortung der städtischen ReGe

übergeht, wobei sowohl die damit be-

fassten Hochtief-Mitarbeiter als auch

externe Planungsbüros daran weiter-

arbeiten sollen. Hochtief hingegen

soll die Ausführungsplanung für das

Tragwerk fertigstellen. 

Ferner haben sich die Parteien darü-

ber abgestimmt, gegenseitige Ansprü-

che aus der Vergangenheit sowie zu-

künftige strittige Themen durch ein

Schiedsgericht klären zu lassen. Die-

ses soll aus drei Juristen bestehen –

jeweils einen Beisitzer benennt jede

Partei, der oder die Vorsitzende muss

einvernehmlich bestimmt werden.

Eine entsprechende Schiedsgerichts-

vereinbarung soll im Zuge einer mög-

lichen Neuordnung des Projekts ein-

vernehmlich geschlossen werden.

Weitergehende Informationen können

derzeit nicht gegeben werden. Ent-

wicklungen und Ergebnisse der näch-

sten Monate sind aus den Medien/der

Presse zu entnehmen.

Ü Jörg-Matthias Böttiger

( (040) 51 49 44-63 65

* Joerg-Matthias Böttiger@

dreso.com
Außenansicht Elbphilharmonie
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Wissenschaft und Praxis im Gespräch

Strategien und Strukturen für eine erfolgreiche Zukunft: 
die genossenschaftliche FinanzGruppe 2020

Bereits zum sechzehnten Mal hatte das Institut für Genossenschaftswesen am 6. Februar
2012 zu einer Veranstaltung aus der Reihe „Wissenschaft und Praxis im Gespräch“ nach
Münster eingeladen und damit seine Aktivitäten zum internationalen Jahr der Genossen-
schaften fortgesetzt. Vor einer Rekordzahl von 350 interessierten Teilnehmern referierten
und diskutierten Spitzenvertreter der genossenschaftlichen FinanzGruppe im Schloss der
Universität über Rahmenbedingungen sowie Strategien und Strukturen, um den Erfolg der
FinanzGruppe auch in der Zukunft nachhaltig zu erhalten und auszubauen.

Uwe Fröhlich, Präsident des Bundes-

verbandes der Deutschen Volksban-

ken und Raiffeisenbanken e.V., refe-

rierte über die Vereinbarkeit von Wer-

teorientierung und Wirtschaftlichkeit.

Die genossenschaftliche FinanzGrup-

pe sei aus eigener Kraft außerordent-

lich stark, sie könne sich sehr wohl

dem derzeit anhaltend schwierigen

Umfeld für Banken stellen, aber auch

sie sei – insbesondere von der Politik

– nicht unangreifbar, konstatierte Herr

Fröhlich. Die Kraft und das Potenzial

der FinanzGruppe skizzierte er an-

hand aktueller Zahlen. Als Ausdruck

des Erfolgs des genossenschaftlichen

Geschäftsmodells habe man auch für

die Zukunft insgesamt marktüber-

durchschnittliche Zielgrößen veran-

schlagt, erklärte Fröhlich und zeigte

notwendige Handlungsbedarfe in den

Volksbanken und Raiffeisenbanken

auf. Er verdeutlichte die bestehenden

Herausforderungen für die Interessen-

vertretung, um der Gefahr einer Über-

regulierung der Volksbanken und

Raiffeisenbanken entgegenzuwirken.

Die Besonderheit und Stärke der

Volksbanken und Raiffeisenbanken

müssten immer wieder mit Nachdruck

erklärt werden, konstatierte er. Die In-

tensivierung der Mitglieder- und Kun-

denbeziehungen, eine stärkere Posi-

tionierung gegenüber dem Wettbe-

werb sowie die Stärkung der Nachhal-

tigkeit in einem sich demografisch

und technologisch verändernden Um-

feld stellte Uwe Fröhlich weiter als

Schwerpunktthemen des Kompasses

2012 vor. Mit Nachdruck forderte er

zur Kostenoptimierung in der Finanz-

Gruppe auf. Ebenso könne die Marke

„Genossenschaft“ noch erheblich effi-

zienter im Vertrieb der Volksbanken

und Raiffeisenbanken genutzt wer-

den, fuhr er fort und erklärte, dass

2012 beim BVR das Jahr der Genos-

senschaftsmarke sei. Im Weiteren

stellte Fröhlich zwei Projekte vor, die

von höchster Priorität für die Volks-

banken und Raiffeisenbanken seien:

Die Entwicklung qualitätsgesicherter

Beratungsprozesse sowie die Ent-

wicklung von Strategien zur Förde-

rung des Internetvertriebs auf Orts-

bankebene.

Wolfgang Kirsch, Vorstandsvorsitzen-

der der DZ BANK AG, analysierte in

seinem Vortrag die neuen Anforde-

rungen an das Bankgeschäft und

machte dabei klar, dass solche The-

men längst nicht mehr allein unter be-

triebswirtschaftlichen oder ökonomi-

schen Gesichtspunkten diskutiert

Uwe Fröhlich, Präsident des Bundesver-
bandes der Deutschen Volksbanken und

Raiffeisenbanken e.V.



würden, vielmehr dominierten mitt-

lerweile gesellschaftliche und morali-

sche Aspekte die Debatten. In puncto

Regulierung verdeutlichte er die der-

zeitige Popularität einer bankaversen

Politik sowie einer immer strikteren

und immer detaillierteren Regulie-

rung. Eine undifferenzierte Krisen-

stimmung sei jedoch kein allzu ver-

lässlicher Berater bei regulatorischen

Entscheidungen, so Kirsch. Es gelte

weniger, dem isolierten Ereignis mit

kurzfristigem Aktionismus zu begeg-

nen, sondern eine langfristige und

übergreifende Perspektive einzuneh-

men. Die Gegenwart sei jedoch ge-

prägt von einem immer hektischeren

und spontaneren Vorgehen von Aufse-

hern und Regulatoren. Zu der seit

Ausbruch der Finanzmarktkrise beste-

henden Unsicherheit auf den Finanz-

märkten käme nun die Unsicherheit

über die regulatorischen Rahmenbe-

dingungen. Im Weiteren verdeutlichte

Kirsch die starken Wettbewerbsver-

zerrungen komplexer und internatio-

nal unkoordinierter regulatorischer

Anforderungen. Darüber hinaus gab

er zu bedenken, dass erfolgreiche, be-

währte nationale Systeme wie die Fi-

nanzGruppe nicht wegreguliert wer-

den dürften. Für die FinanzGruppe

stellte Kirsch fest, dass diese sich den

Herausforderungen der Krise gestellt

und die erforderlichen Anpassungen

umgesetzt habe. Als objektiven Beleg

für den Erfolg verwies er auf die An-

hebung des Langfristrating für die Fi-

nanzGruppe und die DZ BANK von

A+ auf AA- mit stabiler Perspektive

durch Standard & Poors. Um den Her-

ausforderungen des Bankgeschäfts zu

begegnen, hob er die Notwendigkeit

des Schulterschlusses in der Finanz-

Gruppe hervor und zeigte anschaulich

deren Zukunftsfähigkeit auf.

Die Kombination aus Kontinuität und

Innovationsvermögen als Erfolgsstra-

tegie für die Zukunft thematisierte

Werner Böhnke, Vorstandsvorsitzen-

der der WGZ BANK AG, in seinem

Vortrag. Er stellte fest, dass dies zwei-

felsohne ein wichtiger und richtiger

Ansatz sei, wie die jüngste Vergan-

genheit gelehrt habe. Die Volksban-

ken und Raiffeisenbanken waren gut

beraten, für ihre Kunden und Mitglie-

der vor Ort nah und begreifbar zur

Verfügung zu stehen, mit klassischen

wie auch innovativen, aber verständ-

lichen Produkten. Der Erfolg während

der Finanzkrise ließe daran keine

Zweifel. Die FinanzGruppe, welche

vormals noch als „hausbacken“ ge-

golten haben mag, sei in der Krise

schick geworden, so Böhnke. Aufbau-

end auf diesen Erfolgsmeldungen

stellte er dennoch fest, dass man unter

seinen Möglichkeiten bleibe. So legte
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Die Redner und Podiumsdiskutanten v.l.n.r.: 
Uwe Fröhlich, Dr. Veit Luxem, Werner Böhnke, Prof. Dr. Theresia Theurl, 

Hubert Greve, Wolfgang Kirsch, Wolfgang Altmüller, Dr. Peter Hanker
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er dar, dass nur etwa 50% der Kunden

von Genossenschaftsbanken tatsäch-

lich aktive Kunden seien und gab zu

bedenken, dass mit Blick auf die Kun-

denstruktur der Trend weiter abneh-

mend sei. Bei Jugendlichen habe man

schon manchen Anschluss verpasst.

Der herausragenden Bedeutung des

Internets als Informationsquelle habe

die FinanzGruppe bisher zu wenig

Beachtung geschenkt. Werner Böhnke

wies weiter darauf hin, dass jedoch

mit dem Vertrieb über das Internet

noch keine stärkere Nähe zum Kun-

den geschaffen werde. Es gelte viel-

mehr die durch die zahlreichen Filia-

len gegebene räumliche Nähe zu den

Kunden in eine aus Sicht des Kunden

„gefühlte Nähe“ zu verwandeln. Im

Weiteren vergegenwärtigte Werner

Böhnke die Gefahr einer weiteren Zu-

spitzung der Schuldenkrise in Europa

und insbesondere ein Übergreifen auf

Deutschland. Er rief dazu auf, das po-

litische Gewicht der annähernd 17

Millionen Mitglieder der Genossen-

schaftsbanken in der FinanzGruppe

zu nutzen und auf der politischen

Ebene entschieden gegen weitere

Neuverschuldungen einzusetzen. Die

Genossenschaftsbanken, die fest in

Deutschland verwurzelt seien, litten

unmittelbar unter der Staatsschulden-

krise in Deutschland, so Böhnke. Sie

könnten nicht wie die internationalen

Akteure einfach ihr Geschäft auf an-

dere Märkte „verlagern“. Im Weiteren

müsse dieses politische Gewicht auch

gegen die undifferenzierte Bankenre-

gulierung eingesetzt werden, welche

massiv die in der Krise bewiesenen

Vorteile der Genossenschaftsbanken

unterschlage.

Über den Aspekt der Mitgliedschaft

bei Genossenschaftsbanken wurde

unter der Moderation von Prof. Dr.

Theresia Theurl auf dem Podium und

mit den Teilnehmern diskutiert, um

der Frage nachzugehen, ob dies als

ein strategisches Asset für die genos-

senschaftliche FinanzGruppe 2020

aufzufassen sei. Wolfgang Altmüller,

Vorstandsvorsitzender der VR meine

Raiffeisenbank eG Altötting-Mühl-

dorf, Hubert Greve, Vorstand der

Volksbank eG Bad Laer-Borgloh-Hil-

ter-Melle, Dr. Peter Hanker, Sprecher

des Vorstands der Volksbank Mittel-

hessen eG und Dr. Veit Luxem, Vor-

standsvorsitzender der Volksbank Er-

kelenz eG, konnten für die Diskussion

gewonnen werden.

Einigkeit herrschte auf dem Podium

bezüglich der grundsätzlich sehr

hohen strategischen Relevanz der

Mitgliedschaft für eine erfolgreiche

Zukunft der Genossenschaftsbanken.

Hinsichtlich der Ausschöpfung der

betriebswirtschaftlichen Potenziale

differenzierten sich die Meinungen je-

doch. So berichtet Wolfgang Altmül-

ler aus seinem Hause, dass dort seit

zwei Jahren keine Dividende mehr

ausgezahlt wird, sondern das Geld

insbesondere in die Förderung der Re-

gion fließt, wovon wiederum die re-

gionalen Mitglieder in Form einer hö-

heren allgemeinen Lebensqualität

partizipierten. Den Menschen gefal-

len diese Investitionen in ihre Region

und sie sind als Mitglieder gerne ein

Teil dieser Entwicklung, so Altmüller.

Gegenwärtig könne man sich in Altöt-

ting vor neuen Mitgliedern „kaum ret-

ten“. Im Gegensatz dazu berichtete

Dr. Hanker, dass sich bei der Volks-

bank Mittelhessen eG eine Politik der

hohen Dividende als erfolgsrelevant

erwiesen habe, um Mitglieder lang-

fristig zu halten. Dies unterstreiche

deutlich, dass die Mitgliedschaft ein

regionales Thema sei und Forderun-

gen nach zentralen Mindestanforde-

rungen an die Mitgliedschaften von

Genossenschaftsbanken folglich ab-

zulehnen seien. Dieser Auffassung

widersprach Hubert Greve in seinen

Ausführungen. So habe man auf der

Grundlage der allgemeinen Empfeh-

lungen des BVR in seinem Hause ein

erfolgreiches Mitgliederkonzept ent-

wickelt und umgesetzt. Zumindest in

puncto Unternehmensgröße abstra-

hierte auch Dr. Luxem von einer Dif-

ferenzierung der Umsetzung von Mit-

gliedschaftsstrategien. So ist der Auf-

bau von Vertrauen durch persönliche

Nähe vor Ort seiner Meinung nach

unabhängig von der Größe einer Bank

das wichtigste Element zur Mitglie-

derbindung.

Ü Lars Völker

( (0251) 83-2 28 96

* lars.voelker@

ifg-muenster.de
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Die Veranstaltung wurde durch Herrn

RA Alexander Rychter, MA, Ver-

bandsdirektor des VdW Rheinland

Westfalen e.V., mit einer Begrüßung

der Teilnehmer eröffnet. In seiner the-

matischen Einführung verdeutliche er

die Aktualität und hohe Relevanz des

Themas Kommunikation. Als Bei-

spiel, mit dem er die Bedeutung der

Kommunikation unterstrich, nannte er

die Auflösung des Landtages in NRW.

Nicht nur im Wahlkampf, sondern

laufend spiele die Kommunikation

auch bei den Wohnungsgenossen-

schaften eine bedeutende Rolle.

Im Anschluss referierte Prof. Theresia

Theurl in ihrem Vortrag „Warum ist

Kommunikation für Wohnungsgenos-

senschaften wichtig?“ über die hohe

Bedeutung der Kommunikation bei

Wohnungsgenossenschaften. Kom-

munikation stelle eine Herausforde-

rung für die Unternehmen dar. Daher

bedürfe es einer Kommunikations-

strategie, in der festgelegt werden

sollte, wer, was, wie und mit wem

kommuniziert. Es müsse klar sein,

dass Kommunikation zweiseitig und

zielgruppenorientiert erfolgen sollte.

Kommunikation stelle einen immer-

währenden Prozess der Gewinnung,

Nutzung und Weitergabe von Infor-

mationen über den MemberValue dar.

Mit Hilfe empirischer Ergebnisse

konnte gezeigt werden, dass die Vor-

stände der Wohnungsgenossenschaf-

ten die Mitgliederkommunikation als

Teil ihres Förderauftrags ansehen und

somit um die hohe Bedeutung der

Kommunikation wissen.

„Gremien in die Kommunikation ein-

binden“ war das anschließende

Thema von Franz-Bernd Große-

Wilde, Vorstandsvorsitzender des

Spar- und Bauvereins eG, Dortmund.

In seinem Vortrag zeigte er auf, dass

die Gremien der Wohnungsgenossen-

schaft als wichtige Multiplikatoren

der Meinungsbildung, als Stim-

mungsbarometer der Bewohnerschaft,

anzusehen seien. Daher müssten klare

Kommunikationswege in der Woh-

nungsgenossenschaft definiert wer-

den. Die schriftliche Kommunikation

müsse mit einer mündlichen Kommu-

nikation und einer persönlichen Kom-

ponente ergänzt werden, um der Be-

deutung der Kommunikation gerecht

werden zu können. 

Mit dem Thema „Unternehmensleit-

bild als Grundlage für Kommunika-

tion“ beschäftigte sich anschließend

Marion Golling, Vorstandsvorsitzende

des Hohenlimburger Bauvereins eG,

Hagen. Transparente Kommunikation

nach innen und nach außen sei für die

Wohnungsgenossenschaften notwen-

dig, um handlungsfähig zu bleiben.

Mit Hilfe eines Unternehmensleitbil-

des könne der genossenschaftliche

Auftrag der Wohnungsgenossenschaf-

ten klar formuliert und auch nach

Kommunikation nach innen und außen

Voraussetzungen und erfolgreiche Instrumente

Am 20. März 2012 fand das 19. Symposium „Perspektiven für Wohnungsgenossenschaf-
ten“ des IfG in Kooperation mit dem VdW Rheinland Westfalen e.V. in Münster statt. Unter
dem Oberthema „Kommunikation nach innen und außen: Voraussetzungen und erfolgrei-
che Instrumente“ referierten Spitzenvertreter aus der Wohnungswirtschaft sowie aus der
Wissenschaft vor etwa 130 Teilnehmern. 

Alexander Rychter

Theresia Theurl

Frank Seeger
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innen und außen kommuniziert wer-

den. Zudem könne das Unterneh-

mensleitbild Zusammenhalt bei der

Bewältigung der zukünftigen Aufga-

ben schaffen. Gerade das Herausstel-

len der Vorteile des genossenschaft-

lichen Wohnens müsse ein Ziel der

Wohnungsgenossenschaften bei stei-

genden Herausforderungen sein.

Frank Seeger, Vorstandsmitglied Bau-

genossenschaft der Buchdrucker eG,

Hamburg, hielt im Weiteren einen

Vortrag zum Thema „Mitgliedern den

genossenschaftlichen Mehrwert kom-

munizieren“. In diesem Vortrag stellte

er dar, dass der Mensch, wie bspw. der

Hausmeister einer Wohnungsgenos-

senschaft, immer das wichtigste

„Kommunikationsinstrument“ in der

Wohnungsgenossenschaft sei. Daher

müssten auch die Mitarbeiter regel-

mäßig über den Mehrwert der Genos-

senschaft informiert werden. Zudem

komme es neben dem persönlichen

Gespräch auf den richtigen Einsatz

weiterer Kommunikationskanäle an. 

„Mitarbeiter in die Kommunikation

einbinden“ war der Titel des Vortrags

von Andreas Otto, Vorstandsvorsit-

zender der Gifhorner Wohnungsbau-

Genossenschaft eG. So stellte er die

Bedeutung der Einbindung der Mitar-

beiter in die Kommunikationsaktivitä-

ten der Wohnungsgenossenschaft am

Beispiel der eigenen Wohnungsge-

nossenschaft in seinem Vortrag dar.

Der regelmäßige und persönliche

Kontakt des Vorstands mit den Mitar-

beitern sei erforderlich für eine er-

folgreiche Umsetzung eines guten

Kommunikationskonzeptes der Ge-

nossenschaft. So könnten Mitarbeiter

dadurch Vertrauen aufbauen und

bspw. motiviert werden, Beiträge für

die Mitgliederzeitungen zu verfassen.

Anschließend folgte ein Einblick

durch David Wilde, MBA, Vorstands-

mitglied, hwg eG, Hattingen, zum

Thema „Kommunikation für schwie-

rige Zeiten planen“. Anhand eines

Falls aus der Praxis machte er deut-

lich, dass Kommunikation einer Pla-

nung bedarf. So gilt es laut David

Wilde in einem ersten Schritt, den

Mitgliedern zu kommunizieren, was

das Vorhaben der Genossenschaft ist

und warum das Vorhaben durchge-

setzt werden sollte. Anschließend gilt

es, das Gesagte umzusetzen. Mit einer

Erinnerung der Mitglieder, dass nur

das umgesetzt wurde, was vorher

kommuniziert worden ist, kann es ge-

lingen, Vertrauen zu den Mitgliedern

aufzubauen. 

Dem Thema „Öffentlichkeit – Kom-

munikation bei Gegenwind“ widme-

ten sich Klaus Werner, geschäftsfüh-

rendes Vorstandsmitglied, Baugenos-

senschaft Bochum eG, und Andreas

Gröhbühl, Pressesprecher des VdW

Rheinland Westfalen e.V.. Klaus Wer-

ner zeigte anhand eines Falls aus der

Praxis auf, dass bereits im Vorfeld

eines Bauprojektes oder einer Moder-

nisierungsmaßnahme der Wohnungs-

genossenschaft Zeit in die Planung

der Kommunikation investiert werden

sollte, um möglichen Problemen früh-

zeitig entgegenzuwirken. Andreas

Gröhbühl ergänzte diese Ausführun-

gen indem er den interessierten Zuhö-

rern Tipps zum Umgang mit der Pres-

se vorstellte und die Bedeutung der

Planung der Kommunikationsakti-

vitäten ein weiteres Mal unterstrich.

Den gelungenen Abschluss der Vor-

tragsreihe bildeten die Ausführungen

von Herrn Prof. Dr. Hoeren, Institut

für Informations-, Telekommunika-

tions-, und Medienrecht der Univer-

sität Münster zum rechtlichen Hinter-

grund des Themenkomplexes der

Kommunikationsmöglichkeiten bei

Wohnungsgenossenschaften. Unter

der Überschrift „11 Freunde sind wir

– was suchen Wohnungsgenossen-

schaften bei Facebook & Co?“ gab er

Einblicke in die juristischen Fallstri-

cke für Unternehmen bei der Nutzung

von Facebook. Er machte deutlich,

dass die Nutzung von Facebook vor

den rechtlichen Rahmenbedingungen

sehr gefährlich sein kann. 

Die nächste Veranstaltung der Reihe

„Perspektiven für Wohnungsgenos-

senschaften“ findet am 6. November

2012 statt.

Ü Caroline Schmitter

( (0251) 83-2 28 93

* caroline.schmitter@

ifg-muenster.de

Marion Golling Franz-Bernd Große-Wilde



Leben Ökonomen und Juristen in

unterschiedlichen Welten? Um über

diese kontroverse Thematik zu disku-

tieren, konnten auch in diesem Jahr

hochklassige Referenten und Disku-

tanten gewonnen werden. Prof. Dr.

Wolfgang Kerber von der Philipps-

Universität Marburg analysierte in

seinem Vortrag, wie die Rechts- und

die Wirtschaftswissenschaft grund-

sätzlich zueinander stehen. Aus eige-

ner Erfahrung konnte er berichten,

dass in der Kommunikation zwischen

Ökonomen und Juristen vielfältige

Probleme bestehen. Selbst in interdis-

ziplinären Forschungs- und Lehrkon-

texten bestünden Vorurteile, Missver-

ständnisse und Ressentiments gegen-

über der jeweils anderen Disziplin.

Die Entscheidung über normative

Fragen fällt laut Kerber klar in den

Kompetenzbereich der Juristen, deren

Kernaufgabe die Interpretation und

normative Auslegung von Gesetzes-

texten ist. Die Ökonomie, die bei der

Beurteilung rechtlicher Fragen meist

auf die ökonomische Effizienz ab-

zielt, hat hingegen noch kein ausrei-

chend differenziertes analytisches In-

strumentarium entwickelt, um kom-

plexe normative Wertungen abzulei-

ten.

Prof. Dr. Heike Schweitzer von der

Universität Mannheim befasste sich

in ihrem Vortrag mit Möglichkeiten

und Regeln der Anwendung von Öko-

nomie in der Rechtswissenschaft. Als

wichtige Hilfsmittel der Integration

ökonomischer Analysen sah Prof.

Schweitzer insbesondere das Konzept

der Formulierung von Regeln unter

Berücksichtigung der Irrtumswahr-

scheinlichkeit und von Irrtumsfolgen,

aber auch die forensische Ökonomie,

die wesentlich von Christian Ewald

vom Bundeskartellamt, einer der Dis-

kutanten der Podiumsdiskussion, in

die wissenschaftliche Diskussion in

Deutschland eingebracht wurde. Die

forensische Ökonomie befasst sich

unter anderem mit der Suche nach ge-

eigneten Methoden, um belastbare

Angaben über Kausalbeziehungen in

Kartellrechtsfragen zu treffen. Als ak-

tuelles Beispiel für die Integration

wettbewerbsökonomischer Erkennt-

nisse in den rechtlichen Rahmen der

Kartellrechtsdurchsetzung analysierte

Prof. Schweitzer diesbezüglich das

hochaktuelle „Orwi“-Urteil des BGH. 

Für die von Prof. Dr. Theresia Theurl

moderierte Podiums- und Plenums-

diskussion konnten mit Prof. Dr. Ul-

rich Schwalbe (Universität Hohen-

heim), Christian Vollrath LL.M. (Ge-

neraldirektion Wettbewerb der EU-

Kommission), Christian Ewald

(Bundeskartellamt) sowie Dr. Jürgen

Kühnen (Vorsitzender Richter am

Oberlandesgericht Düsseldorf) hoch-

klassige Diskutanten gewonnen wer-

den, die über ihre umfassenden Erfah-

rungen im Bereich der Kommunika-

tion zwischen Juristen und Ökonomen

vor Kartellgerichten und -behörden

berichten konnten. Prof. Dr. Schwalbe

von der Universität Hohenheim syste-

matisierte zunächst vier Ebenen der

Interaktion zwischen Ökonomen und

Juristen: Bei der Formulierung von

Gesetzen, bei der Anwendung der Ge-

setze, bei Einzelfallentscheidungen

und im wissenschaftlichen Diskurs

sah er die Ökonomie als Unterstüt-

zung für die Rechtswissenschaft,

wobei ökonomische Gutachten für Ju-

risten manchmal wie „lange surrealis-
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Ökonomie vor Kartellgerichten und -behörden: Gutachtenstan-
dards und Leitlinien zur Schadensberechnung

Forum Kartellrecht des IfG in Zusammenarbeit mit dem Institut für
Internationales Wirtschaftsrecht

Zu einem hochaktuellen Thema begrüßten Prof. Dr. Theresia Theurl vom Institut für Genos-
senschaftswesen und Prof. Dr. Petra Pohlmann vom Institut für Internationales Wirtschafts-
recht am 26. Januar über 100 Vertreter von Unternehmen und Kanzleien sowie Studieren-
de in der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster: Das „Forum Kartellrecht“ bot eine
Plattform, sich über Gutachtenstandards und Leitlinien zur Schadensberechnung vor Kar-
tellgerichten und -behörden auszutauschen.
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tische Gedichte“ wirkten. Er vertei-

digte das Vorgehen der Ökonomen,

mittels geeigneter Annahmen die Re-

alität vereinfachend abzubilden, wenn

sie nicht im Widerspruch zu den Fak-

ten eines Falles stehen und das Ergeb-

nis nicht durch die Annahmen verzerrt

wird.

Für Christian Vollrath von der Gene-

raldirektion Wettbewerb der EU-

Kommission ist der Dialog mit Öko-

nomen das „tägliche Brot“. Er fasste

die Probleme, die dabei entstehen, in

zwei Bereiche zusammen: Erstens

stellt die Komplexität der ökonomi-

schen Sprache eine Barriere des

gegenseitigen Verständnisses dar.

Zweitens unterscheiden sich die bei-

den Disziplinen wesentlich in ihrem

Verhältnis zur Normativität. Vollrath

verwies auf die USA, die in diesem

Bereich vorbildlich sei, da ökonomi-

sche Gutachten vor einer interdiszipli-

nären Jury allgemeinverständlich vor-

getragen werden müssten.

Christian Ewald, Referatsleiter für

ökonomische Grundsatzfragen beim

Bundeskartellamt, erläuterte, wie die

Ökonomie in kartellrechtliche Ent-

scheidungsprozesse eingebunden

wer den kann. Er verwies dabei auf

den Ansatz der forensischen Ökono-

mie, die sich mit der Anwendung öko-

nomischer Erkenntnisse und Metho-

den bei Beachtung rechtstaatlicher

Grundsätze befasst, um Ergebnisse

eines möglichst effizienten Verfah-

rens zu erzielen. Aus der eigenen Er-

fahrung berichtete Ewald, dass im

Bundekartellamt die Kommunikation

zwischen Juristen und Ökonomen

beim gemeinsamen Verfassen von

Gutachten zur täglichen Praxis ge-

hört. Abschließend zog Herr Ewald

ein positives Fazit: Die Einführung

von Standards und Leitlinien zur Er-

stellung von ökonomischen Gutach-

ten für Juristen hat die erhoffte Wir-

kung einer Verbesserung der Kommu-

nikation zwischen den beiden Diszi-

plinen erzielt. 

Dr. Jürgen Kühnen, Vorsitzender

Richter am Oberlandesgericht Düssel-

dorf, berichtete aus seiner täglichen

Erfahrung mit ökonomischen Gutach-

ten beim Verfassen kartellrechtlicher

Urteile. Leitfäden und Standards für

Gutachten ökonomischer Sachver-

ständiger sieht er als nützlich und hilf-

reich an. Insbesondere dienen sie

einem besseren Verständnis angewen-

deter ökonometrischer Methoden. Dr.

Kühnen verwies aber auch auf die

Nachteile der ökonomisch fundierten

Konkretisierung von Schadensersatz-

ansprüchen und benannte das Pro-

blem der „Gutachtenschlachten“.

Als Abschluss der Podiumsdiskussion

erläuterten die Diskutanten, in wel-

chen Bereichen sie Potenzial zur Ver-

besserung der Kommunikation zwi-

schen Ökonomen und Juristen sehen

und inwiefern sie bereit sind, selbst

etwas zu dieser Verbesserung beizu-

tragen. So fand die Diskussion ein

versöhnliches und konstruktives

Ende, wobei weiterhin Gesprächsbe-

darf für zukünftige Folgeveranstaltun-

gen im Rahmen des „Forum Kartell-

recht“ ausgemacht wurde.

Ü Martin Effelsberg

( (0251) 83-2 28 95

* martin.effelsberg@

ifg-muenster.de

v.l.n.r.: Christian Vollrath, Christian Ewald, Prof. Dr. Theresia Theurl, Dr. Jürgen Kühnen, Prof. Dr. Schwalbe
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200 Zuhörer folgen Podiumsdiskussion zur Eurokrise

Ökonomen und Politiker analysieren die Europäische Währungsunion beim
5. CAWM-Forum

200 Zuhörer folgten der hochrangig besetzten Podiumsdiskussion mit den beiden Ökono-
men Prof. Dr. Henning Klodt und Prof. Dr. Ansgar Belke sowie den Politikvertretern Dr.
Klaus Hänsch und Steffen Kampeter zum Thema „Eurokrise und kein Ende – Versinken wir
im Schuldensumpf?“. Die von den beiden CAWM-Professoren Prof. Dr. Theresia Theurl
und Prof. Dr. Ulrich van Suntum organisierte Diskussion kreiste vor allem um die Frage, ob
der derzeit intensiv und kontrovers diskutierte Fiskalpakt die entsprechenden Anreize für
die Euro-Staaten bietet, sich an die neuen Regeln zu halten und somit weitere Staatsschul-
denkrisen vermieden werden können. Diese Frage stellt sich vor dem Hintergrund der kon-
sequenten Verletzung der Vereinbarungen des Maastricht-Vertrags sowie des ehemaligen
Stabilitäts- und Wachstumspakts.

Prof. Dr. Henning Klodt vom Institut

für Weltwirtschaft in Kiel sieht der

Zukunft in dieser Hinsicht sehr skep-

tisch entgegen. Als Beispiel nannte er

die deutsche Schuldenbremse, die nun

als Vorbild für eine Eindämmung der

Neuverschuldung in allen EU-Staaten

dienen soll. Eine Begrenzung der

Neuverschuldung im Grundgesetz

habe es auch bereits zuvor gegeben.

Dennoch habe die Politik einen Weg

gefunden, diese zu umgehen. Daher

gehe er davon aus, dass die Politik

auch bei den neuen Vereinbarungen

Wege finden werde, sich über die Re-

geln hinweg zu setzen. Steffen Kam-

peter, Parlamentarischer Staatssekre-

tär im Bundesministerium der Finan-

zen, sieht die Chancen zur Eindäm-

mung der Neuverschuldung deutlich

positiver. Er betonte, dass die Vorga-

ben der Schuldenbremse – wenn auch

mit konjunkturellem Rückenwind –

derzeit eingehalten werden. Den Fis-

kalpakt verteidigte er als Schritt in die

richtige Richtung: In der erforder-

lichen umgekehrt qualifizierten Mehr-

heit bei Defizitverfahren, dem grund-

sätzlich präventiven Ansatz und der

Abschreckungswirkung der letzten

zwei Jahre der Eurokrise sieht er posi-

tive Anreize sowie das Entstehen

neuer Governance-Regeln, die die

Währungsunion in eine dafür erfor-

derliche politische Union gewandelt

haben. Dr. Klaus Hänsch, Präsident

des Europäischen Parlaments a.D.,

verglich den Fiskalpakt mit einem

Damm, der gegen Hochwasser schüt-

zen solle. Gelegentlich finde das

Hochwasser trotz Dämmen seinen

Weg, ebenso seien weitere Krisen

durch den Fiskalpakt nicht ausge-

schlossen. Dennoch sei es notwendig,

solche Dämme zu bauen. 

Prof. Dr. Ansgar Belke von der Uni-

versität Duisburg-Essen und For-

schungsdirektor des Deutschen Insti-

tuts für Wirtschaftsforschung berich-

tete von den Ergebnissen seiner Ana-

lyse der von der Staatsschuldenkrise

besonders betroffenen Länder. Grie-

chenland sehe er in einer Wachstums-

falle, die andere Staaten bislang vor

v.l.n.r.: Prof. Dr. Karl-Hans Hartwig, Prof. Dr. Ansgar Belke, Prof. Dr. Henning Klodt, 
Prof. Dr. Theresia Theurl, Dr. Karen Horn, Dr. Klaus Hänsch, 

Steffen Kampeter, Prof. Dr. Ulrich van Suntum



Alle guten Dinge sind nicht drei: Geld, Gier und Gemeinwohl

Prof. Dr. Hartmut Kliemt zu Gast bei der Mitgliederversammlung der FfG

„Es geht nicht um den Widerspruch von Geld, Gier und Gemeinwohl, sondern um deren
weitgehende Vereinbarkeit“, so das Ergebnis einer Analyse von Prof. Dr. Hartmut Kliemt,
Professor für Philosophie und Ökonomik sowie Vizepräsident für Forschung an der Frank-
furt School of Finance & Management. Anlässlich der Mitgliederversammlung der For-
schungsgesellschaft für Genossenschaftswesen Münster unter der Leitung von Frau Prof.
Dr. Theresia Theurl, stellte er die gesellschaftliche Kritik hinsichtlich des Zusammenhanges
zwischen Geld, Gier und Gemeinwohl auf den Prüfstand. In einer interdisziplinären Analy-
se, die ökonomische und philosophische Ansätze nutzte, ging Prof. Kliemt der Frage nach,
welchen Einfluss Geld und Gier auf das Gemeinwohl einer Gesellschaft haben.

allem dann erfolgreich gelöst haben,

wenn sie ihre Währung abwerteten.

Prof. Dr. Henning Klodt kam zu dem

Schluss, dass aus wissenschaftlicher

Perspektive betrachtet Griechenland

seine Probleme bei einem Verbleib in

der Währungsunion nur schwer lösen

könne. Steffen Kampeter und Dr.

Klaus Hänsch waren sich darin einig,

dass die rechtlichen Rahmenbedin-

gungen und die politischen Möglich-

keiten nur einen freiwilligen Austritt

Griechenlands aus der Währungs-

union erlauben würden. Sie appellier-

ten beide an das Verantwortungsbe-

wusstsein der Deutschen als Teil Eu-

ropas. Kampeter betonte dabei die

Anstrengungen und Strukturrefor-

men, die viele betroffene Länder be-

reits geleistet haben. Deutschland

dürfe nicht „vom hohen Ross aus“ ar-

gumentieren und müsse im Blick be-

halten, dass auch im eigenen Land in

den nächsten zehn Jahren Strukturre-

formen notwendig und noch durchzu-

setzen seien. Die Unterstützung der

stärker von der Krise betroffenen

Länder und eine partielle Übernahme

von Schulden sei aus deutscher Sicht

auch eine Investition in Stabilität und

die Vorteile des gemeinsamen Wirt-

schaftens, die die EU auch bringe. Dr.

Hänsch stellte heraus, dass nun erst-

mals jeder einzelne EU-Bürger ge-

fragt sei, etwas zum Funktionieren

der Union beizutragen. Als Lösung

der derzeitigen Staatsschuldenkrise

schloss Prof. Dr. Ansgar Belke eine

Ausweitung der Geldmenge und

einen über Inflation ausgelösten

Schuldenabbau aus. Vor allem gebe es

derzeit keine geeigneten Instrumente,

die eine Inflation auch verlässlich

wieder einschränken könnte. Modera-

torin Dr. Karen Horn, Geschäftsführe-

rin der Wert der Freiheit gGmbH in

Berlin, resümierte, dass auch diese

Diskussion zeigte, dass es derzeit  kei-

nen Anlass zur Beruhigung gebe, je-

doch wieder stärker in den Mittel-

punkt rücken solle, dass die EU letzt -

endlich zum gemeinsamen Vorteil ini -

tiiert worden sei.
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Obgleich das Geld in der Gesellschaft

nun häufig negativ eingeschätzt wird,

betonte Prof. Kliemt vor allem die Be-

deutung des Geldes als wertneutralen

Wertmaßstab. Da sich in der Gesell-

schaft jeder einer Bewertung durch

andere stellen muss, jeder seine Wün-

sche durch Gebote ausdrücken darf

und jedes Individuum einer großen

Gesellschaft über die Möglichkeit

verfügt, seine eigene Wertvorstellung

in Geld auszudrücken, besitzt moder-

nes Geld gemäß Prof. Kliemt drei Ei-

genschaften: Es ist allgemein, ab-

strakt und demokratisch. In letzterer

Eigenschaft sieht er eine Besonderheit

der großen westlichen Gesellschaften,

in denen das Geld das Schmiermittel

der Vertragsfreiheit ist, die den eigent-

lichen Kern der Privatrechtsgesell-

schaft darstellt. In dieser übernehmen

Geld und Preis eine Koordinierungs-

aufgabe. In einer wertepluralen gro-

ßen Gesellschaft ist ein „wertneutraler

Wertmaßstab“ notwendig. Doch die

einzelnen Menschen sind meist gegen

eine Anwendung der zielneutralen

Bewertung auf sie selbst. Doch Geld

stellt eine zivilisatorische Errungen-

schaft mit großer Bedeutung dar.
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Auch mit dem Begriff der Gier geht

gemäß Prof. Kliemt bei vielen Men-

schen eine negative Assoziation ein-

her. Dabei gab er zu bedenken, dass es

in der Natur des Menschen liege, ste-

tig nach Verbesserung zu streben. In

seiner Analyse verdeutlicht er, dass

Gier für eine Gesellschaft durchaus

positive Wirkungen entfalten kann.

Obgleich die Gier eines Einzelnen

nicht immer mit negativen Absichten

assoziiert werden muss, können den-

noch negative Auswirkungen auf In-

dividuen ausgehen. Um solche zu ver-

hindern sei die Beachtung von Regeln

wichtig. Menschen agieren, um nicht

zurückzufallen, sie verteidigen sich

gegen andere. Sie streben rastlos nach

Mehr, nicht, weil sie es wollen, son-

dern weil sie es müssen. Dies ist die

Logik des Wettlaufs. Ist dies bereits

Gier fragte der Referent? Menschen

wollen sich zwar selbst verbessern,

sind aber gegen diesbezügliche Kon-

kurrenz durch Andere. Einer daraus

abgeleiteten undifferenzierten Be-

schränkung des Wettbewerbs durch

Regulierungen steht der Referent

daher kritisch gegenüber. So solle

eine neue Regulierung stets mit einem

Verfallsdatum ausgestattet werden. 

Bei der Betrachtung des Gemein-

wohls zeigt Prof. Kliemt die Popula-

rität des Rufs nach Moral und Verant-

wortung anhand von Beispielen auf.

Doch jeder glaubt, man riefe nach

mehr von seiner Moral. Wenn man die

Moralrufer mit ihrem Vorhaben ernst-

machen ließe, dann wäre das Ende des

Pluralismus und der freien Gesell-

schaft gekommen, befürchtet Prof.

Kliemt. Zur entscheidenden Frage

wird also, nach welcher Ethik und

nach welchem Rechtssystem wir

rufen sollten. Vor diesem Hintergrund

definiert Prof. Kliemt die Ethik als

eine „Fahrordnung“ für den Verkehr

unter den Menschen, die ihre eigenen

Ziele verfolgen. Hierzu führt er u.a.

das Beispiel der moralischen Pflich-

ten eines unternehmerischen Ent-

scheidungsträgers gegenüber seinen

Eigentümern auf. Da die Unterneh-

mensausrichtung anhand des Share-

holder Values eine Koordinierung der

Interessen der Eigentümer darstellt,

sieht Prof. Kliemt im Gegensatz zur

populistischen Auffassung hierin kein

unmoralisches Konzept. Generell be-

stehe das Gemeinwohl vor allem

darin, die Einzelnen soweit wie mög-

lich ihre je eigenen – nicht gemeinsa-

men – Ziele verfolgen zu lassen.

Abschließend kommt Prof. Kliemt zu

einem klaren Ergebnis, dass Geld,

Gier und Gemeinwohl nicht wider-

sprüchlich zueinander stehen. Statt-

dessen sieht er eine weitgehende Ver-

einbarkeit dieser Elemente. Dabei be-

tont er die Bedeutung einer Balance

zwischen Geld, Gier und Gemein-

wohl. Da der deutsche, demokratische

und umverteilende Rechtsstaat jeden

Einzelnen die Ziele soweit wie mög-

lich selbst verfolgen lässt (Gemein-

wohl), das Geld eine Steuerungsfunk-

tion aufweist und auch die Gier ,,ge-

zähmt durch eine Fahrordnung“ posi-

tiv auf die Gesellschaft wirkt, attes-

tiert der Referent dem aktuellen

Rechtstaat eine ausgewogenen Balan-

ce von Geld, Gier und Gemeinwohl.

Diese gelte es nachhaltig nach Kräf-

ten zu erhalten.

Ü Dominik Schätzle

( (0251) 83-2 28 97

* dominik.schaetzle@

ifg-muenster.de

i Information

Prof. Dr. Harmut Kliemt ist Profes-

sor für Philosophie. Er studierte zu-

nächst Philosophie, Soziologie und

Mathematik an den Universitäten

Regensburg und Göttingen, wech-

selte dann nach Frankfurt am Main,

wo er Philosophie, Soziologie und

Wirtschaftswissen- schaften beleg-

te. 1974 schloss er dort sein Stu-

dium als „Diplom-Kaufmann“ ab.

Als Wissenschaftlicher Assistent

ging er an die Universität Dortmund

und forschte über „Operations Rese-

arch“. Von 1976 bis 1980 arbeitete

er am Lehrstuhl für Rechts- und So-

zialphilosophie (Prof. Dr. N. Hoer-

ster) an der Universität Mainz. Pa-

rallel studierte er Philosophie in

Frankfurt, wo er 1977 promovierte.

Gefördert durch ein DFGStipen-

dium habilitierte sich Hartmut

Kliemt 1983 im Fachbereich Philo-

sophie an der Universität Frankfurt.

Seither arbeitet er interdisziplinär in

den Gebieten der politischen Philo-

sophie und der Ökonomik, insbe-

sondere der Gesundheitsethik und 

-ökonomik.

Prof. Dr. Hartmut Kliemt



Rechtliche Aspekte des Cloud Computings

Vortrags- und Diskussionsveranstaltung des Cloud Computing Competence
Centers (C4) über haftungsrechtliche und datenschutzrechtliche Aspekte des

Cloud-Sourcings

Cloud Computing ist ein wichtiges Thema in der Unternehmenspraxis. Zahlreiche Unter-
nehmen denken über ein Cloud-Sourcing, also eine Nutzung von IT-Services aus der
Cloud, nach. Jedoch scheitert die tatsächliche Umsetzung oft aufgrund rechtlicher Beden-
ken. Dazu tragen unter anderem die derzeit noch recht unübersichtliche Rechtsprechung
und die sich erst langsam aufklärende Gesetzeslage bei. Aus diesem Grund veranstaltete
das C4 eine Vortragsveranstaltung, um über diese Aspekte gerade Vertreter von kleinen
und mittleren Unternehmen zu informieren. 

Am 15. Mai 2012 fand die dritte Ver-

anstaltung des Cloud Computing

Competence Centers (C4) am Leonar-

do-Campus statt. Thematischer

Schwer punkt waren diesmal die

rechtlichen Aspekte des Cloud Com-

putings. Als Referenten konnten mit

der Rechtsanwältin Jutta Löwe von

der Anwalts kanzlei Nienhaus und

Prof. Dr. Thomas Hoeren vom Institut

für Informations-, Telekommunika-

tions- und Medienrecht der Westfälis-

chen Wilhelms-Universität Münster

zwei Experten auf dem Gebiet des IT-

Rechts und des Datenschutzes gewon-

nen werden. Zunächst fokussierte sich

die TÜV-geprüfte Datenschutzbeauf-

tragte und auf das IT-Recht spezial-

isierte Jutta Löwe in ihrem Vortrag

auf das Haftungsrecht und begann mit

der Beschreibung der IT-Risiken, die

im Zusammenhang mit der Daten-

sicherheit, der Performance, der Com-

pliance und der Verfügbarkeit von

Cloud-Services auftreten können. Da-

rauf folgend zeigte Jutta Löwe das an-

wendbare Recht und verwies dabei

auf die Maßgeblichkeit des Haupt-

sitzes bzw. der Niederlassung des

Diens tleisters. Für die deliktische

Haftung könnten zwei Theorien ver-

folgt werden, die jedoch bis zum

heutigen Zeitpunkt noch weitgehend

spekulativ sind, da die Recht-

sprechung dazu noch keinen eindeuti-

gen Standpunkt vertritt. So kann eine

Haftung ent weder nach dem Haf -

tungs ort bestimmt werden oder an das

Vertragsstatut geknüpft werden. Letz -

tere Regelung ist vorhersehbarer und

bes ser anzuwenden, da die Haftungs -

ortsregelung aufgrund der vielzähli-

gen Serverstandorte sehr komplex ist.

Im Weiteren wurden von Jutta Löwe

einige relevante Teile des Urheber-

rechts angesprochen, welche grund-

sätzlich an die Staaten geknüpft sind.

Daher sind die dem Cloud Computing

inhärenten Grenzüberschreitungen

urheberrechtlich schwierig zu behan-

deln und zu regeln. Deswegen sollten,

so Jutta Löwe, die Nutzungsrechte im

Bereich der Auftragsdatenverar-

beitung klar definiert werden. Die

Referentin Löwe schloss mit einigen

Empfehlungen bezüglich der Rechts -

wahl und der Gerichtsstandverein-

barung, die bei der  Anwendung von

Cloud-Services relevant sind. Ferner

sollte eine Cloud klar abgegrenzt sein,

eine exakte Leistungsbeschreibung

sollte vorliegen und die Nut zungs -

rechte sollten abgesichert werden.

Als zweiter Redner stellte Prof. Dr.

Hoeren ausgewählte Rechtsprobleme

des Cloud Computings vor und

fokussierte sich dabei auf die daten-

schutzrechtliche Ausgestaltung von

Verträgen, Daten- bzw. IT-Sicherheit

sowie auf die IT-Compliance inner-

halb von Unternehmen. Von beson-

derem Interesse für die Hörerschaft

waren die speziellen Ausführungen
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über die rechtlichen Grenzen des

Cloud Computings. So müssen

steuerrechtlich gemäß dem §146 der

Abgabenordnung alle relevanten

Bücher im Inland geführt und aufbe-

wahrt werden, womit eine Ver-

lagerung dieser Daten in eine aus-

ländische Cloud steuerrechtlich nicht

zulässig ist. Es besteht zwar eine Aus-

nahmeregelung für eine Auslagerung

innerhalb der EU. Allerdings müssten

dafür alle betroffenen Finanzbehör-

den zustimmen, in denen die Server

stehen, was einem Verbot aufgrund

der bürokratischen Hürden faktisch

gleichkommt. Die Datenübertragung

erweist sich ebenfalls als kompliziert

in Bezug auf Geheimhaltungspflicht-

en bestimmter Berufsgruppen nach

dem §203 StGB.

Durch die beiden Referenten wurden

verschiedene Herausforderungen für

das Cloud-Konzept aus rechtlicher

Sicht aufdeckt und im Anschluss an

die Vorträge noch intensiv diskutiert.

Die nächste Veranstaltung des C4

wird voraussichtlich im Herbst statt -

finden. 
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Rechtsanwältin Jutta Löwe

IfG-Alumni-Treffen 2012

Zehnjähriges Jubiläum

Zum zehnjährigen Jubiläum konnten sich die Organisatoren des IfG-Alumni-Netzwerk-Tref-
fens am 23. und 24. März 2012 über knapp 70 Teilnehmer freuen. An diesen beiden Tagen
waren zahlreiche ehemalige und aktuelle Mitarbeiter des Instituts für Genossenschaftswe-
sen sowie Absolventen der Unternehmenskooperation der Einladung von Frau Prof. Dr.
Theresia Theurl zum diesjährigen Treffen gefolgt. Die Teilnehmer verbrachten zwei interes-
sante und abwechslungsreiche Tage mit spannenden Vorträgen von Frau Prof. Dr. Theurl,
Prof. Dr. Aloys Prinz, Dr. Jörg-Matthias Böttiger und Caroline Wendler im Kreise ihrer ehe-
maligen Kollegen und Kommilitonen. Im Vordergrund stand neben den Vorträgen der infor-
melle Erfahrungsaustausch zwischen den verschiedenen Generationen.

Die Eröffnung der Veranstaltung be-

gann am Freitagnachmittag traditio-

nell mit einer Begrüßung von Prof.

Theurl und einer informativen Vor-

stellungsrunde der Teilnehmer. In

einem anschließenden Vortrag von

Prof. Theurl wurden die aktuellen

Forschungstätigkeiten des Instituts für

Genossenschaftswesen vorgestellt.

Neben den zahlreichen IfG-Veranstal-

tungen berichtete Prof. Theurl insbe-

sondere über die abgeschlossenen

Promotionsprojekte so wie die Publi-

kationen und Forschungsprojekte der

vergangenen zwölf Monate und gab

einen Ausblick auf die zukünftigen

Aktivitäten.

Prof. Dr. Aloys Prinz vom Institut für

Finanzwissenschaft der Universität

Münster lieferte mit seinem Vortrag

„Abgebrannt – Unsere Zukunft nach

der Schuldenkrise“ sehr informative

und zur Diskussion anregende Einbli-

cke in die aktuelle Staatschuldenkrise

europäischer Staaten sowie der USA

und Japan. Nach einem prägnanten

Überblick über mögliche Gründe für

das Eingehen von Schulden durch

Staaten zeigte er die unterschied-

lichen Formen der Staatsverschul-

dung auf. Besonders die interne ver-

deckte Staatsverschuldung, die bspw.

durch nichtfinanzierte zukünftige

Leistungszusagen entsteht, sieht er als

besonders problematisch an. An-

schließend informierte er über die An-
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zahl von Staatsbankrotten in der Ver-

gangenheit. Als Ursache für die ak-

tuelle Schuldenkrise identifizierte

Prof. Prinz u.a. die im Vergleich zur

Produktivität deutlich zu hohen Lohn-

stückkosten der europäischen Schul-

denländer. Abgeschlossen wurde der

Vortrag durch einen umfassenden und

differenzierten Ausblick darüber, wie

es nun weitergehen könnte. Die Aktu-

alität und das große Interesse der Teil-

nehmer an diesem Thema zeigten sich

in einer sehr angeregten Diskussion. 

Anschließend ging es zum gemeinsa-

men Abendessen ins Restaurant ‚Sil-

berner Löffel‘. Noch lange danach

nutzen die angereisten Alumni in ent-

spannter Atmosphäre die Gelegenheit

zum informellen Erfahrungsaustausch

im Rahmen des IfG-Netzwerks, man-

che fachlichen und anderen Diskus-

sionen endeten erst am frühen Mor-

gen. An diesem fanden sich jedoch

alle wieder interessiert und fit zum

Fachprogramm ein.

Nach einem gemeinsamen Frühstück

der Teilnehmer und einem kurzen

Rückblick durch Prof. Theurl auf den

vorherigen Tag, eröffnete der ehema-

lige IfG-Mitarbeiter Dr. Jörg-Matthias

Böttiger, nun Mitarbeiter bei Drees &

Sommer, am Samstag den zweiten

Teil der Alumni-Veranstaltung. In sei-

nem Vortrag „Elbphilharmonie Ham-

burg – Ein Kristall im Hafen: Ein

Blick hinter die Fassade“ arbeitete er

die Besonderheiten und Herausforde-

rungen eines solchen Bauprojektes

heraus und gab Einblicke in die Kom-

plexität des Bauvorhabens in Ham-

burg. Die Schwierigkeiten, die bei

einer baubegleitenden Planung sowie

bei einem Projekt mit vielen Schnitt-

stellen entstehen können, wurden

deutlich. Zudem wurde in seinem

Vortrag die über Jahre andauernde

Bauphase der Elbphilharmonie Ham-

burg bildlich dargestellt. Mit seinem

Vortrag gelang es Jörg-Matthias Böt-

tiger, großes Interesse bei den Zuhö-

rern zu wecken, was sich in zahlrei-

chen Fragen und Kommentaren äu-

ßerte.

Am Ende des zweiten Tages des 10.

Alumni-Treffens trug die IfG-Mitar-

beiterin Caroline Wendler ausgewähl-

te Ergebnisse zum Thema „Was weiß

Deutschland über Genossenschaf-

ten?“ vor. Diese Ergebnisse sind Teil

der ersten bundesweit repräsentativen

Befragung hinsichtlich der Bekannt-

heit und des Images genossenschaft-

licher Kooperationen, welche in Zu-

sammenarbeit mit der Gesellschaft für

Konsumforschung (GfK) durchge-

führt wurde. Nachdem sie zunächst

die Motivation und den Hintergrund

der Befragung vorgestellt hatte, zeigte

Caroline Wendler beispielsweise auf,

wie bekannt der Begriff Genossen-

schaft ist, welchen Branchen die Men-

schen Genossenschaften zuordnen

und was sie grundsätzlich als Ziele

bzw. Wesen der genossenschaftlichen

Kooperation verstehen. Auch wurde

dargestellt, was die Befragten von Ge-

nossenschaften generell und darüber

hinaus von ihren besonderen Govern-

ancemerkmalen halten. Insgesamt

zeigte sich, dass zwar vieles bekannt

ist, jedoch gerade bei einzelnen Teil-

gruppen von Befragten noch große

Defizite hinsichtlich der genossen-

schaftlichen Kenntnisse vorhanden

sind. Das Image von Genossenschaf-

ten kann laut der Studienergebnisse

zudem grundsätzlich als positiv ein-

geschätzt werden. Noch lange disku-

tierten die Alumni über Inhaltliches

und das elfte IfG-Alumni-Treffen, das

am 22./23. März 2013 stattfinden

wird.

Zum 10jährigen Alumni-Jubiläum konnte Frau Prof. Dr. Theresia Theurl zahlreiche Gäste
begrüßen und zum obligatorischen Gruppenfoto versammeln

Ü Caroline Schmitter

( (0251) 83-2 28 93

* caroline.schmitter@

ifg-muenster.de
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Hohenheimer Oberseminar

38. Hohenheimer Oberseminar an der Deutschen Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften Speyer

Das 38. Hohenheimer Oberseminar fand auf Einladung von Prof. Dr. Andreas Knorr zum
ersten Mal an der Deutschen Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer statt. Bei
der traditionsreichen Veranstaltung diskutieren zahlreiche Professoren, Doktoranden und
Nachwuchswissenschaftler aktuell relevante Fragestellungen aus Wettbewerbspolitik, In-
stitutionenökonomik und Industrieökonomik.  

Das Hohenheimer Oberseminar fand

vom 3.5. - 5.5.2012 im Gästehaus der

Deutschen Universität für Verwal-

tungswissenschaften Speyer statt. Das

IfG war bei diesem HOS durch Prof.

Dr. Theresia Theurl und Sebastian

Tenbrock vertreten. Bei der Veranstal-

tung können die Teilnehmer von den

beteiligten deutschen Universitäten

Papiere einreichen, in denen sie erste

Ansätze oder fortgeschrittene Ergeb-

nisse ihrer Forschungstätigkeit vor-

stellen. Nach bewährtem Muster wer-

den diese zunächst durch einen Kore-

ferenten kommentiert und bewertet.

Danach steigt das gesamte Plenum in

die Diskussion ein und kann weitere

inhaltliche Anmerkungen und Impul-

se geben. Besonders Nachwuchswis-

senschaftler können vom Erfahrungs-

schatz der langjährigen HOS-Teilneh-

mer profitieren und von den wertvol-

len und fachkundigen Hinweisen der

anwesenden Professoren, Wissen-

schaftler und Experten für die weitere

Forschungstätigkeit nützliche Anre-

gungen mitnehmen.  

IfG mit einem Koreferat
vertreten

Das IfG war bei diesem HOS durch

ein Koreferat von Theresia Theurl

vertreten. Prof. Theurl hielt ein Kore-

ferat zu dem Thema „Anreizproble-

matik und Leistungsbeobachtung bei

Entscheidungsträgern in der politi-

schen Sphäre“ und konnte dem Autor

hilfreiche und konstruktive Ratschlä-

ge und Anregungen für die weitere

Vorgehensweise geben. Die Bandbrei-

te der eingereichten Papiere war wie

gewohnt weit gefächert und umfasste

Beiträge zu den Bereichen Breitband-

ausbau aus wohlfahrtsökonomischer

Perspektive, kartellrechtlich relevan-

ter Markt auf zweiseitigen Märkten,

regulatorische Eingriffe auf dem

Tankstellenmarkt und intermodaler

Wettbewerb in Verkehrsnetzen. 

Abwechslungsreiches
Rahmenprogramm 

Abseits der Diskussionen wurde den

Teilnehmern des HOS auch dieses

Mal ein umfangreiches Rahmenpro-

gramm geboten, bei dem die Nach-

wuchswissenschaftler die Möglich-

keit zum Informations- und Erfah-

rungsaustausch sowie zur Diskussion

von aktuellen und zukünftigen For-

schungsprojekten hatten. Hierzu

boten vor allem das traditionelle

„Get-Together“ und das gemeinsame

Abendessen in der Altstadt in der

Nähe des Speyerer Doms ausreichend

Gelegenheit, bei dem die Teilnehmer

bis in den späten Abend ihre For-

schungsansätze diskutieren und neue

Kontakte knüpfen konnten. 

Auf Einladung von Prof. Dr. Jörn

Kruse findet das nächste Hohenhei-

mer Oberseminar im November 2012

an der Helmut-Schmidt-Universität in

Hamburg statt.   

Ü Sebastian Tenbrock

( (0251) 83-2 28 99

* sebastian.tenbrock@

ifg-muenster.de

Der Speyerer Dom
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IfG-Kennenlernabend am 17.04.2012

Internationales Jahr der Genossenschaften

„Niemand soll nach dem heutigen

Abend mit offen gebliebenen Fragen

nach Hause gehen müssen“, das

waren die Begrüßungsworte von Prof.

Dr. Theurl an die über 100 Münstera-

ner Studierenden, die am Kennenlern-

abend des Instituts für Genossen-

schaftswesen (IfG) im Sommersemes-

ter 2012 teilnahmen. Zu dem mittler-

weile schon traditionellen, zu Anfang

eines jeden Semesters stattfindenden

Event kamen Frau Prof. Dr. Theurl,

die Mitarbeiter des IfG und viele Stu-

dierende der Vertiefungsrichtung

Unternehmenskooperation in den

Räumen des IfG zusammen. Für Stu-

dierende bot die informelle Abendver-

anstaltung die Möglichkeit, sich per-

sönlich mit Prof. Dr. Theurl und ihren

Mitarbeitern auszutauschen. Insbe-

sondere konnten auf dem Kennenlern-

abend diejenigen Themen angespro-

chen und Fragen gestellt werden, für

die innerhalb der auf Studieninhalte

begrenzten Situation einer Vorlesung

oder eines Seminars zumeist wenig

Zeit bleibt. 

Nach herzlichem Sektempfang und

willkommen heißenden Worten von

Prof. Dr. Theurl zum Abend unter

dem Motto „Internationales Jahr der

Genossenschaften 2012“ wurden die

Gäste zu reichhaltigem Buffet und

einer großen Auswahl an Getränken

in das für den Anlass bunt ge-

schmückte IfG eingeladen. Bis in den

späten Abend hinein wurde das Zu-

sammentreffen für angeregte Diskus-

sionen zum Thema Unternehmens-

kooperation, zum Erfahrungsaus-

tausch der Studierenden untereinan-

der oder zur Einholung von Informa-

tionen zu Seminar-, Bachelor- oder

Masterarbeiten am IfG genutzt. 

Ziel des Kennenlernabends ist es, in

einer geselligen Atmosphäre den Aus-

tausch zwischen Studierenden und

Lehrkräften zu fördern, neue Anre-

gungen für das kommende Semester

zu sammeln und ein gegenseitiges

Feedback zu ermöglichen. Aus der be-

sonders positiven Resonanz der Stu-

dierenden und ihrer regen Teilnahme

am Kennenlernabend im Sommerse-

mester 2012 lässt sich schließen, dass

dieses ein erneutes Mal erfolgreich er-

reicht wurde und sich wohl für alle

Fragen ein richtiger Ansprechpartner

finden lassen konnte – ein überaus ge-

lungener Abend!

Am 17. April 2011 war es wieder soweit: Das Institut für Genossenschaftswesen (IfG) öff-
nete seine Pforten und konnte über 100 Bachelor- und Masterstudierende zum 23. Ken-
nenlernabend des IfGs begrüßen.

Ü Johanna Metker

( (0251) 83-2 28 03

* 06lit@

ifg-muenster.de



European Cluster Conference 2012 in Wien

Clusterforscher und Clustermanager diskutieren die EU-Clusterpolitik 

400 Wissenschaftler und Praktiker aus Clustermanagement und Clusterpolitik diskutierten
auf der European Cluster Conference 2012 in Wien drei Tage lang die neuesten Entwick-
lungen in der EU-Clusterpolitik und die Zukunftschancen europäischer Cluster. Dabei stan-
den der Austausch über die Erfahrungen vor Ort als auch deren wissenschaftliche Evalua-
tion im Mittelpunkt der Diskussion.
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Cluster, also regionale, institutionell

eingebettete Unternehmensnetz wer -

ke, die sich häufig zur gemeinsamen

Forschung und Entwicklung bilden,

spielen eine bedeutende Rolle, um

kleinen und mittleren Unternehmen

den Zugang zu Forschung und Inno-

vation zu ermöglichen. Auch die Um-

setzung von Internationali sie rungs -

strategien kleiner und mittlerer Un-

ternehmen wird durch die regionale

Vernetzung zu einem Cluster verein-

facht. Zahlreiche europaweite und re-

gionale Förderprogramme sorgen für

eine Verbreitung des Clusterkonzepts,

das auf Michael Porter zurückgeht, in

der Wirtschaftsförderung.

Während der Konferenz in Wien erar-

beiteten Vertreter aus Wissenschaft,

Wirtschaft und Politik die Erfolgsfak-

toren des Clustermanagements vor

dem Hintergrund der aktuellen Her-

ausforderungen und besprachen die

neuesten Entwicklungen in der Clus-

terpolitik der Europäischen Union

und deren Auswirkungen vor Ort.

Der erste Konferenztag fokussierte

auf das Thema, wie überregional be-

deutsame Cluster entstehen und deren

internationale Wettbewerbsfähigkeit

gezielt gefördert werden kann. Die

Spezialisierung der Regionen, z.B.

durch forschungsstarke Universitäten

und innovationsfreundliche Rah-

menbedingungen, spielt dabei eine

bedeutende Rolle. Während des

abendlichen Ausflugs zu einem

„Heurigen“ wurden die Ergebnisse

des Tages noch ausführlich diskutiert.

Am zweiten Konferenztag lag am

Vormittag der Schwerpunkt der

Vorträge auf dem Nutzen von Clus-

tern für eine positive regionale Ent -

wicklung und eine darauf aufbauende

internationale Wettbewerbsfähigkeit

der EU als Wirtschaftsraum, da vor

allem die Innovationstätigkeit von

Clustern für ein nachhaltiges Wachs-

tumspotenzial der europäischen

Volks wirtschaften von großer Bedeu-

tung ist. Nachmittags standen dann

die Chancen für die einzelnen Clus-

terunternehmen im Mittelpunkt, die

sich aus der Clusterbeteiligung heraus

im Hinblick auf eine erfolgreiche In-

ternationalisierung insbesondere für

kleine und mittlere Unternehmen

ergeben. Ein exzellentes Clusterma -

na gement ist hierfür von grundlegen-

der Bedeutung und muss stets auf der

Grundlage der neuesten wissen -

schaftlichen Erkenntnisse weiterent -

wickelt werden. Im Rahmen der fes-

tlichen Abendveranstaltung am Kon-

ferenzort im prunkvollen Palais

Niederösterreich im Wiener Re gie -

rungsviertel wurde dann der „Euro-

pean Cluster Manager of the Year

2012“ gewählt und geehrt.

Am letzten Konferenztag stand die

Zusammenarbeit über Clustergrenzen

hinweg im Vordergrund. In Work-

shops gab es ausreichend Gelegen-

heit, sich zu unterschiedlichen The-

menbereichen, wie Technologietrans-

fer, neue Managementansätze und

Wissensmanagement, auszutauschen.

Zum Abschluss der Konferenz wurde

die European Cluster Collaboration

Platform vorgestellt, die eine Kooper-

ation von Clustern auf übergeordneter

Ebene ermöglichen soll und die auch

nach der Konferenz den Teilnehmern

über Foren mit verschiedenen

Schwer punkten die Möglichkeit zum

Austausch bietet. Für die beiden Teil-

nehmerinnen aus den Reihen des IfG

war besonders erfreulich, dass im

Rahmen der Konferenz die Gründung

eines Forums für Doktoranden initi-

iert wurde.  

Ü Christina Cappenberg

( (0251) 83-2 28 92

* christina.cappenberg@

ifg-muenster.de
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EMNet Konferenz in Limassol, Zypern

Fünfte internationale Konferenz Economics and Management of Networks
(EMNet)

Die fünfte internationale EMNet-Konferenz fand im letzten Jahr vom 1.-3. Dezember an der
Frederick University in Limassol auf der Insel Zypern statt. Mit dabei vom Institut für Ge-
nossenschaftswesen war Dr. Kersten Lange, der ein Papier über Stabilisierungsfaktoren für
Unternehmenskooperationen zur Diskussion stellte.

Die EMNet Konferenz ist ein interna-

tionales Diskussionsforum und -netz-

werk für Wissenschaftler im Bereich

der ökonomischen und betriebswirt-

schaftlichen Kooperationsforschung.

Im Fokus stehen theoretische, kon-

zeptionelle und empirische Arbeiten

aus allen Bereichen der Kooperations-

forschung. Alle zwei Jahre findet die

internationale Konferenz des Netz-

werks statt – im Jahr 2011 wurde als

Ort Limassol auf der Mittelmeerinsel

Zypern gewählt. Das IfG wurde durch

Dr. Kersten Lange vertreten, der Aus-

züge aus seiner Dissertation zur Stabi-

lität und Stabilisierung von Unterneh-

menskooperationen in der deutschen

Automobilbranche präsentierte. „Sta-

bilization of interfirm cooperation in

the German automotive industry“ ba-

siert auf einer Befragung von 104

deutschen  Automobilzulieferunter-

nehmen und -herstellern und unter-

sucht, welche Faktoren von Unterneh-

men eingesetzt werden sollten, um

eine stabile Kooperationen aufzubau-

en oder bestehende Kooperations-

strukturen zu stabilisieren. In der Ses-

sion mit dem Titel „Strategic Allian-

ces“ wurde das Thema interessiert

aufgenommen und ausführlich disku-

tiert. Besondere Schwerpunkte der

Konferenz waren neben dem Thema

Franchising in diesem Jahr vor allem

die Themen Genossenschaften und

die Strategischen Allianzen.

Ein Highlight der Konferenz war die

Keynote-Rede von Prof. Claude Me-

nard von der Universität Panthéon-

Sorbonne in Paris. Der renommierte

Institutionenökonom referierte über

den aktuellen Stand der Forschung zu

pluralen Organisationsformen zum

Thema „Plural Forms of Organiza-

tion: Where Do We Stand?“. Prof.

Menard plädierte dafür, dass die For-

schung sich von den mittlerweile viel

beforschten hybriden Organisations-

formen hin zu pluralen Organisations-

formen fokussieren sollte. Ihn bewegt

die Frage, wie es vorkommen kann,

dass Unternehmen in einem gegebe-

nen institutionellen Umfeld und einer

gegebenen und konstanten Spezifität

der Unternehmenstransaktion gleich-

zeitig verschiedene organisationale

Lösungen suchen. Als Beispiel führte

er die Fastfood-Kette McDonalds auf,

die in gleichen Märkten neben eige-

nen Filialen auch über ein Franchi-

sing-System Filialen betreibt und

daher gleichzeitig unter gleichen Be-

dingungen vertikale Integration und

hybride Strukturen im Vertriebsnetz

unterhält. Der Vortrag von Prof. Me-

nard wurde ausführlich von den Kon-

ferenzteilnehmern diskutiert und stell-

te eine Bereicherung der Konferenz

dar. 

Ü Kersten Lange

( (0251) 83-2 28 95

* kersten.lange@

ifg-muenster.de

Die Konferenzteilnehmer
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MKWI in Braunschweig 2012

Multikonferenz der Wirtschaftsinformatik 2012 in Braunschweig

Gastgeber der diesjährigen Multikon-

ferenz der Wirtschaftsinformatik, die

über drei Tage ausgetragen wurde und

aus verschiedenen eigenständig orga-

nisierten Teilkonferenzen besteht, war

die TU Braunschweig, Dadurch wird

ein vertiefter Austausch mit anderen

Teildisziplinen ermöglicht und deckt

alle Facetten der Wirtschaftsinforma-

tik und angrenzenden Forschungsfel-

der ab. Dazu referierte Stefanie Lips-

ky in der Teilkonferenz „Digitale

Dienstleistungen“ in der Session

„Software-as-a-Service und Cloud

Computing“ über das gemeinsam aus-

gearbeitete Konzept, wie das aktuell

vieldiskutierte Cloud Computing für

kleine und mittlere Unternehmen at-

traktiver gestaltet werden kann. Hier-

zu wird die Organisationsform der

Genossenschaft eingeführt, um mit

den verfügbaren Instrumenten und Ei-

genschaften einer Genossenschaft das

Vertrauen der kleinen und mittleren

Unternehmen in das „as-a-Service-

Modell“ zu erzeugen. Der Vortrag

wurde von den Konferenzteilnehmern

bestehend aus Professoren, wissen-

schaftlichen Mitarbeitern, Praktikern

sowie Studierenden interessiert ver-

folgt und konstruktiv diskutiert. Wei-

tere Teilkonferenzen fanden zu den

Themengebieten „Informationssyste-

me in der Dienstleistung“, „Nachhal-

tigkeitsmanagement“, „Informations-

systeme in Industrie und Handel“, „In-

formationsmanagement“, „Wissens-

m a n a g e m e n t “ ,

„Kom muni kations-

und Kooperations-

systeme“, „Model-

lierung betrieblicher

Informationssyste-

me“ sowie „Mobile

und ubiquitäre In-

formationssysteme“

statt. Die Keynote-

Redner waren zum

einen Prof. Dr. Peter

Dürr von der Hochschule für ange-

wandte Wissenschaften aus München

zum Thema „Wie kommuniziert man

Zukunft?“. Dabei ging es um die Ur-

sachen, warum Auseinandersetzungen

mit der Zukunft über Disziplingren-

zen sowie zwischen Theorie und Pra-

xis eine derart große Herausforderung

darstellen. Zum anderen referierte

Prof. Dr. Arun K. Gairola aus Banga-

lore in Indien zur spannenden Thema-

tik „Indien, der slumdog billionaire? –

Der Aufstieg von Indiens IT-Branche

zum Global Player und die Folgen für

die deutsche Wettbewerbsfähigkeit

und IT-Ausbildung“. Sein Fokus lag

auf der Fragestellung, wie  Indien den

Wandel von einem Entwicklungsland

zu einem ernstzunehmenden wirt-

schaftlichen und technologischen

Global Player vollziehen kann.

Neben den fachlichen Aspekten der

Konferenz wurde die Konferenz

durch ein vielfältiges und abwechs-

lungsreiches Rahmenprogramm abge-

rundet. Dafür wurden verschiedene

Stadtführungen sowie eine Exkursion

zum Volkswagenwerk nach Wolfs-

burg angeboten. Das Abendprogramm

umfasste zum einen die „Nerd-Night“

und zum anderen das Konferenzdin-

ner in der Rotunde der Öffentlichen

Versicherung Braunschweig. Der

Austragungsort an der TU Braun-

schweig sowie die gesamte Organisa-

tion boten einen attraktiven Rahmen

für die diesjährige Multikonferenz der

Wirtschaftsinformatik, die sich so-

wohl durch ihre fachliche Vielfalt als

auch durch das abwechslungsreiche

Rahmenprogramm auszeichnete.

Die Multikonferenz der Wirtschaftsinformatik (MKWI) 2012  fand dieses Jahr vom 29. Fe-
bruar bis zum 2. März in Braunschweig statt. Daran teilgenommen hat Stefanie Lipsky vom
IfG, die ihre gemeinsam mit Till Haselmann vom European Research Center for Information
Systems erstellte Forschungsarbeit vorstellte und diskutierte.
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Ü Stefanie Lipsky

( (0251) 83-2 28 99

* stefanie.lipsky@

ifg-muenster.de

Ein Tagungsraum der MKWI

Quelle: http://mkwi2012.de/Impressionen/
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Auf der Konferenz für kommunales

Infrastruktur-Management werden

wissenschaftliche Arbeiten aus der

Ökonomie, der Rechtswissenschaft,

der Verwaltungswissenschaft und aus

der Planungs- und Ingenieurswissen-

schaft vorgestellt. Dabei nehmen

neben Wissenschaftlern auch Prakti-

ker aus Verwaltung, öffentlichen und

privaten Infrastrukturanbietern, Kanz-

leien und Beratungsunternehmen teil.

Einerseits bietet die Konferenz ein

Forum zur Präsentation von aktuellen

Forschungsergebnissen, andererseits

können die praktische Umsetzung

sowie sich anschließende Fragestel-

lungen diskutiert werden. Als Keyno-

te-Speaker konnten Dr. Felix Christi-

an Matthes, der über die Bedeutung

der Kommunalwirtschaft für die

Energiewende referierte, und Prof. Dr.

Michael Rodi  gewonnen werden, der

einen Vortrag zu den kommunalen

Handlungsmöglichkeiten in der Ener-

gie- und Klimaschutzpolitik hielt.

IfG mit einem Vortrag zum
Thema Glasfaserausbau

vertreten

Das Programm untergliedert sich in

verschiedene Sessions zu den Berei-

chen Wasser, Energie, Elektromobi-

lität, Abfall, Verkehr und PPP. Zusätz-

lich gab es bei dieser Konferenz auch

eine Session zum Oberthema Breit-

band. Sebastian Tenbrock referierte

dort über die Ergebnisse einer IfG-

Studie zum Glasfaserausbau in

Deutschland. Im Zeitraum von No-

vember 2011 bis Dezember 2012 hat

das IfG alle Land-

kreise und kreis-

freien Städte nach

Glasfaserausbau-

projekten befragt.

Insgesamt 140 Ge-

bietskörperschaf-

ten nahmen an der

Studie teil. Sebas-

tian Tenbrock stell -

te die wichtigsten

Ergebnisse der Un -

tersuchung vor und

verglich dabei die

einzelnen Ausbaumodelle. Dabei

wurden die Gemeinsamkeiten und

Unterschiede der Ausbauformen mit

und ohne Kooperationspartner aufge-

zeigt und Handlungsempfehlungen

für Ausbauvorhaben mit kommunalen

Akteuren abgegeben. Zudem wurden

die wesentlichen Ausbauhindernisse

aufgezeigt und mögliche Lösungs-

möglichkeiten zu deren Behebung

skizziert.   

Reger Austausch mit 
Vertretern aus Theorie

und Praxis

Die Konferenz fand in der Katholi-

schen Akademie statt und wurde

durch ein informelles Get-Together

abgeschlossen. Das Rahmenpro-

gramm bot eine konstruktive Atmo-

sphäre, sodass in zahlreichen Gesprä-

chen mit Vertretern aus Wissenschaft

und Praxis ein umfangreicher Ideen-

austausch ermöglicht werden konnte

und viele Kontakte intensiviert und

neu geknüpft wurden.   

Das Tagungszentrum in der Katholischen Akademie

KIM-Konferenz in Berlin

Interdisziplinäre Konferenz „Kommunales Infrastruktur-Management“

Die KIM-Konferenz, ein jährliches Treffen mit aktuellen Fragestellungen zum kommunalen
Infrastrukturmanagement, fand am 1. Juni 2012 in Berlin statt. Das IfG wurde durch Sebas-
tian Tenbrock vertreten, der über die Ergebnisse einer empirischen Studie zum Glasfaser-
ausbau in Deutschland referierte.

Ü Sebastian Tenbrock

( (0251) 83-2 28 99

* sebastian.tenbrock@

ifg-muenster.de
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Es ist viele Jahre her, dass Vergilio

Frederico Perius in Münster war. Da-

mals absolvierte er einen Auslands-

aufenthalt im IfG Münster an der Uni-

versität Münster. Jetzt kehrte er zu-

rück an seine alte Wirkungsstätte. Das

Genossenschaftswesen hat ihn nie

mehr losgelassen und mittlerweile ist

er Präsident des Genossenschaftsver-

bandes der Region Rio Grande do Sul,

OCERGS. Rio Grande do Sul ist die

südlichste Region Brasiliens und

grenzt im Süden an Uruguay und im

Westen an Argentinien. Ihre Fläche

entspricht etwa jener der Bundesrepu-

blik Deutschland vor 1989. Die Re-

gion ist durch zahlreiche deutsche

Einwanderer geprägt. Die Hauptstadt

und Sitz des Verbandes ist Porto Ale-

gre.

OCERGS betreibt die Hochschule

ESCOOP (Escola Superior de Coope-

rativismo) in Porto Alegre, die die

Ausbildung der Leiter und Mitarbeiter

der vor allem landwirtschaftlichen

Genossenschaften zum Ziel hat. Die

Studenten können in einem Executi-

ve-Programm einen Abschluss in Ge-

nossenschaftsmanagement erwerben.

Dieser Studiengang ist ebenso wie die

Hochschule durch die brasilianische

Regierung (sehr gut) akkreditiert wor-

den. Perius sowie Schmidt und De

Conto interessierten sich für die

Struktur der Arbeit am Institut für Ge-

nossenschaftswesen in Münster. Den

Gästen aus Brasilien wurde gezeigt,

wie sich die Arbeit des IfG in vier

Forschungscluster gliedert und wie

diese aufeinander aufbauen. Ebenso

wurde ihnen berichtet, wie die Lehre

des Instituts aussieht, die aus Vorle-

sungen zur Wirtschaftspolitik, Regu-

lierung und Institutionenökonomik

und den zahlreichen Veranstaltungen

zur Unternehmenskooperation beste-

hen. Perius zeigte sich beeindruckt,

dass die Unternehmenskooperation

von etwa 200 Studierenden in Mün-

ster gehört wird. 

Die Leiter der Hochschule Derli

Schmidt und Mario De Conto interes-

sierten sich aus der Forschung des In-

stituts insbesondere für die aktuelle

Studie „Was weiß Deutschland über

Genossenschaften?“ Sie sahen es als

einen wertvollen Input für eine mög-

liche eigene Studie zur Bekanntheit

von Genossenschaften in Brasilien.

Der Informationsaustausch erwies

sich als sehr fruchtbar und zeigte

zahlreiche Anknüpfungspunkte für

die weitere Arbeit auf. 

Besuch aus Brasilien

Informationsaustausch über Forschung und Lehre

Im Januar und im Juni bekam das IfG Münster Besuch aus Brasilien. Der Präsident des
Genossenschaftsverbandes der Region Rio Grande do Sul (OCERGS) Vergilio Frederico
Perius und die Leiter der Hochschule ESCOOP dieses Verbandes Derli Schmidt und Mario
De Conto besuchten das IfG, um sich über die Forschung und die Lehre des Instituts zu in-
formieren. In Zusammenarbeit mit dem DGRV und dem BMELV erarbeiten sie Konzepte
zur Ausbildung der Genossenschaften in dieser Region.

Ü Eric Meyer

( (0251) 83-2 28 01

* eric.meyer@

ifg-muenster.de

v.l.n.r.: Mario De Conto, Arno Boerger, Derli Schmidt, Eric Meyer
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Genossenschaften: Besonders und zukunftsfähig*

Das internationale Jahr der Genossenschaften bietet viele Möglichkeiten darauf hinzuwei-
sen, dass Genossenschaften mit ihrer besonderen Governance sowohl einzigartig als auch
zeitgemäß sind. Auch im Rahmen einer Veranstaltung im Bundesministerium der Justiz
zeigte sich die Eignung genossenschaftlicher Kooperationen für viele Kontexte, Zielsetzun-
gen, Anwendungs- und Wirtschaftsbereiche.      

Die erste repräsentative Primärerhe-

bung, die in Deutschland zum Infor-

mationsstand der Bevölkerung über

Genossenschaften durchgeführt wur -

de und in der auch die einschlägigen

Einschätzungen der Menschen erfragt

wurden, lieferte interessante und neue

Erkenntnisse. Das IfG Münster beauf-

tragte die GfK Nürnberg mit der

Durchführung der Befragung. Die ge-

wonnenen Informationen können nun

erstens aktuelle Entwicklungen besser

einschätzen lassen und zweitens Vor-

schläge für Gründungs- und Kommu-

nikationsstrategien ableiten lassen.

Die gewonnenen Erkenntnisse legen

es nahe, kurz zu rekapitulieren, wes-

halb Genossenschaften einzigartig

sind und zu fragen, ob sie zeitgemäß

sind. Dabei kann das Ergebnis der

Analyse klar vorangestellt werden:

Genossenschaften sind sowohl einzig-

artig als auch zeitgemäß, auch wenn

dies nicht alle Menschen wissen.      

Besonders

Die Besonderheiten der genossen-

schaftlichen Governance sind größe-

ren Teilen der Bevölkerung bekannt,

wenn auch nicht in allen Details, eher

punktuell und weit gestreut. Dabei ist

bemerkenswert, dass gerade jene

Merkmale, die den Kern der Genos-

senschaft ausmachen, bekannt und

geschätzt sind. Dies sind die Mitglie-

derorientierung und die Ausrichtung

der genossenschaftlichen Aktivitäten

an den Wünschen der Mitglieder.

Dass die Mitglieder gleichzeitig Ei-

gentümer und Nutzer sind, wissen

immerhin 64,5 Prozent der Bevölke-

rung, was als ein sehr hoher Informa-

tionsgrad eingeschätzt werden kann.

Auch die MemberValue-Orientierung

ist bekannt, wenn auch nicht unter

dieser Bezeichnung oder jener des ge-

nossenschaftlichen Förderauftrags.

Die Aussage „Genossenschaften müs-

sen zum Wohl ihrer Mitglieder han-

deln“ bringt exakt diese strategische

Orientierung zum Ausdruck und diese

halten 83,6 Prozent der Befragten für

gut oder sogar für sehr gut. Die deut-

sche Bevölkerung ist also in der Lage,

die Einzigartigkeit von Genossen-

schaften einzuschätzen. Zusätzlich

schätzt sie diese Merkmale auch sehr

positiv ein.

Zukunftsfähig

Die deutliche Zunahme der genossen-

schaftlichen Gründungsaktivitäten,

die derzeit stattfindet, legt eine Analy-

se der Zielsetzungen und Motive der

Gründer nahe. Werden diese geordnet

und bleiben individuelle Kontexte

außer Betrachtung, so lassen sich ein-

zelne Cluster isolieren. Diese zeigen,

dass die Hintergründe der Gründun-

gen jene sind, die auch organisations-

theoretischen Gestaltungsempfehlun-

gen entsprechen. Dies sind erstens

alle Formen der Auslagerung von

Aufgaben und Leistungen und deren

folgende gemeinsame Organisation.

Seit jeher bildete eine solche Absicht

den Hintergrund für die Gründung

von Genossenschaften. Neu sind die

Bereiche, in denen solche Aktivitäten

stattfinden. Dies gilt auch für die Er-

schließung neuer Märkte und Markt-

segmente. Als Beispiele dienen neue

Beratungsangebote oder Dienstleis-

tungssparten, die sich herausbilden.

Prof. Dr. Theresia Theurl,
Geschäftsführende Direktorin des IfG

Münster
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Zu denken ist z.B. an den Schutz gei-

stiger Eigentumsrechte oder die Orga-

nisation von Internetleistungen. Die

Schaffung und Erhaltung von Infra-

strukturen und Dienstleistungen durch

Genossenschaften zielen meist auf

den Ersatz öffentlicher Leistungen

durch das substitutive Angebot durch

Bürger- oder Unternehmensgenossen-

schaften. Auch die Schaffung und Er-

haltung von Existenzgrundlagen wirkt

in diese Richtung, wobei die Stoss-

richtung tendenziell eine wirtschaftli-

che ist.

Gründungspotenziale

Die Organisation und Bereitstellung

von Vertrauensgütern hat die Organi-

sation von persönlichen Dienstleis-

tungen, häufig im Gesundheits- und

Pflegebereich, im Auge. Die Verrin-

gerung von Abhängigkeit verbunden

mit der Gewinnung von Kontrolle in

wichtigen Lebensbereichen liegt häu-

fig der Gründung von Energiegenos-

senschaften zugrunde. Hervorzuhe-

ben ist, dass die deutsche Bevölke-

rung keine zutreffenden Informatio-

nen über die Gründungsbereiche

neuer Genossenschaften hat. Im

Vordergrund stehen eher die traditio-

nellen genossenschaftlichen Sektoren

wie Landwirtschaft, Wohnungs- und

Immobiliensektor, Bankwesen und

Handel.

Fazit

Genossenschaften sind einzigartig,

was ihre Governance betrifft. Dies

weiß die deutsche Bevölkerung. Ge-

nossenschaften sind auch zeitgemäß.

Darauf deuten viele Neugründungen

ebenso hin wie die Analyse der ak-

tuellen Rahmenbedingungen. Obwohl

die Bevölkerung Genossenschaften

als zeitgemäß einschätzt, fehlen man-

che Informationen darüber, in wel-

chen Wirtschafts- und Gesellschafts-

bereichen heute Genossenschaften ge-

gründet werden. Es sind stark expan-

dierende und zukunftsorientierte

Wirtschaftsbereiche. Die nun gewon-

nenen Informationen über das genos-

senschaftliche Wissen stellen eine

wichtige Grundlage für effektive

Kommunikationsstrategien von Ge-

nossenschaften und Verbänden dar. 

* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen einer Veranstaltung zum
Internationalen Jahr der Genossen-
schaften im Bundesministerium der
Justiz: „Genossenschaften – eine gute
Wahl für Bürgerschaftliches Engage-
ment“ am 9. Februar 2012 in Berlin.

Ü Theresia Theurl

( (0251) 83-2 28 91

* theresia.theurl@

ifg-muenster.de
Zeitgemäß: Ziele genossenschaftlicher Neugründungen

Bundesjustizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, 
Ministerialrätin Ute Höhefeld, Prof. Dr. Theresia Theurl
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Nach den Festakten von 2012 folgt

der genossenschaftliche Alltag. Wel-

che Herausforderungen warten auf

Unternehmen und Verbände? Diesbe-

züglich können fünf Bereiche identifi-

ziert werden, die einerseits die Stär-

ken von, andererseits aber die Heraus-

forderungen für die Genossenschaften

beinhalten. Es handelt sich dabei um

immerwährende Angelegenheiten.

Netzwerkorganisationen

Erstens geht es darum, sich immer

wieder des besonderen Geschäftsmo-

dells der Genossenschaften bewusst

zu werden. Die Steuerung einer Netz -

werkorganisation ist mit größeren

Herausforderungen an das Manage-

ment verbunden als das Management

eines Konzerns. Diese stellen sich

täglich aufs Neue, wenn einerseits Ef-

fizienzvorteile genutzt werden sollen,

andererseits aber die Furcht vor einer

Dominanz der zentralen Unternehmen

allgegenwärtig ist.

Alleinstellungsmerkmal

Auch das genossenschaftliche Allein-

stellungsmerkmal in Gestalt der Mit-

gliedschaft beinhaltet Herausforde-

rungen, deren Adressierung nicht in

den Hintergrund treten darf. Konkret

sind im Operativen die Besonderhei-

ten der Eigentümerkontrolle zu be-

wältigen und im Strategischen die

Entwicklung und Umsetzung der

MemberValue-Strategie. Diese mit

dem Alleinstellungsmerkmal verbun-

denen Aufgaben gilt es zu pflegen, zu

kommunizieren sowie in Manage-

mentkonzepte umzusetzen.

Werte

Immer wichtiger werden die genos-

senschaftlichen Werte und die Korres-

pondenz mit dem Geschäftsmodell.

Herausforderungen für Genossenschaften nach dem Jahr 2012*

Aktuell sieht es gut aus für die genossenschaftliche Wirtschaft und ihre Interessenvertre-
tung. 2012 bringt zusätzliche öffentliche Aufmerksamkeit. Die deutliche Zunahme der Neu-
gründungen hat sich fortgesetzt. Dazu kommt, dass vom IfG Münster erstmals belastbare
Informationen über den genossenschaftlichen Informationsstand der deutschen Bevölke-
rung vorgelegt wurden. Das Niveau der Informationen ist höher als es erwartet werden
konnte und die Einschätzung ist eine durchwegs positive. Doch was wird 2013 werden?               

Theresia Theurl

Stärken und Herausforderungen

Positive Ausgangssituation
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Auch diesbezüglich stehen Identifika-

tion, Integration in Managementkon-

zepte und Kommunikation auf der Ta-

gesordnung. Einerseits ist es Heraus-

forderung, andererseits Chance, dass

jene Werte, die heute von Menschen

als wichtig eingeschätzt werden,

jenen Werten entsprechen, die direkt

mit dem genossenschaftlichen Ge-

schäftsmodell korrespondieren. Dies

will jedoch erst genutzt sein, was

wiederum eine Managementaufgabe

ist. Dabei muss sich erst herausstel-

len, ob wir es aktuell mit einem vor-

übergehenden oder einem permanen-

ten Wertewandel zu tun haben.

Regulierung

Die Regulierung von Genossenschaf-

ten beinhaltet weitere Herausforde-

rungen. Besonders ausgeprägt gilt

dies für Genossenschaftsbanken. In

den vergangenen Jahren hat sich eine

Entwicklung herausgebildet, die sich

dadurch auszeichnet, dass Regulie-

rungsaktivitäten ohne Berücksichti-

gung des Geschäftsmodells durchge-

setzt werden. Dies zeigt sich etwa seit

Jahren bei der Definition und Abgren-

zung des Eigenkapitals. Aktuell kann

es anhand der Diskussionen über die

Anforderungen an das Eigenkapital

bei Banken durch das Regulierungsre-

gime von Basel III nachvollzogen

werden. Hier gilt es für die Genossen-

schaften und ihre Vertretungen be-

sonders wachsam zu sein. Denn es be-

steht die Gefahr, dass die Regulierung

den in Krisen stabilisierenden Genos-

senschaftssektor gefährdet. Auch hier

lauern die Gefahren vor allem im

Bankenbereich. Auf diese Weise wür-

den Wettbewerbsvorteile verlorenge-

hen, die in der Vergangenheit erarbei-

tet wurden. Zusätzliche Regulierungs-

kosten drohen. Diesbezüglich führt

kein Weg an einem gemeinsamen

Lobbying für eine sachlich begründe-

te Differenzierung der Regulierung

vorbei. Solche Maßnahmen wurden in

die Wege geleitet und sie werden sehr

konsequent verfolgt. Es ist zu hoffen,

dass sie Erfolg zeitigen werden.

Management

Das genossenschaftliche Manage-

ment ist eine immerwährende Heraus-

forderung, die jedoch im Operativen

bewältigbar ist, wenn gute Spielre-

geln vereinbart wurden. Diese Spiel-

regeln müssen es nicht nur ermög-

lichen, die Anforderungen zu bewälti-

gen, die mit Umweltveränderungen

verbunden sind, sondern sie müssen

auch sicherstellen, dass die einzelnen

Unternehmen in großen genossen-

schaftlichen Gruppen sowie die ein-

zelnen Akteure in kleineren und jun-

gen Genossenschaften so zusammen-

arbeiten, dass insgesamt eine Koope-

rationsrente entsteht, die der Grün-

dung der Genossenschaft letztlich zu-

grundelag.

Perspektiven

Die Herausforderungen für Genossen-

schaften und ihrer Verbände nach dem

Herausforderung: Regulierung

Antworten auf die Herausforderungen 2013
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Jahreswechsel 2012/13 lassen sich

also in Managementaufgaben, in

Kommunikationsaufgaben und in

Lobbyingaufgaben übersetzen. Sie

mögen sich nach der Öffentlichkeits-

wirksamkeit des internationalen Jahrs

der Genossenschaft etwas einfacher

darstellen. Doch angegangen und be-

wältigt werden müssen sie allemal.                                     

* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen der Internationalen Raiff-
eisen-Konferenz der IRU am 3. Mai
2012 in Bonn.

Ü Theresia Theurl

( (0251) 83-2 28 91

* theresia.theurl@

ifg-muenster.de

Theresia Theurl

Unschlagbar: Wettbewerbsvorteile von Genossenschaftsbanken*

Die Schweizer Raiffeisenbanken verbindet mit den deutschen Genossenschaftsbanken
ihre Governance. Dennoch gibt es Unterschiede. So sind ihre Gruppen-Merkmale deutlich
stärker ausgeprägt. Von der Bankenaufsicht und -regulierung werden sie als eine Einheit
interpretiert und behandelt, mit den entsprechenden Konsequenzen für das Management
der Gruppe und das Zusammenspiel der dezentralen und zentralen Unternehmen. Insge-
samt unterscheidet sich also die Aufgabenteilung von jener der genossenschaftlichen Fi-
nanzGruppe in Deutschland. Die genossenschaftlichen Werte jedoch stimmen in beiden
Gruppen überein. Auf dem Bankenfachkongress sollte auch über die Grenzen geblickt wer-
den. Was macht Genossenschaftsbanken unschlagbar in einem intensiven Wettbewerb?  

Es sind mehrere, jedoch interdepen-

dente Faktoren, die über die Wett -

bewerbsfähigkeit von Banken und

Ban kengruppen entscheiden. An er-

ster Stelle ist ein wettbewerbsfähiges

Geschäftsmodell zu nennen. Dazu

kommt die Ausstattung mit Kapital

und Liquidität. Immer wichtiger wird

zudem eine intelligente Risikobewäl-

tigung. Kunden und die geeigneten

Wege zu ihnen sind ein weiterer Er-

folgsfaktor. Unabdingbar – dies zeigt

sich immer eindringlicher – ist das

Vertrauen der relevanten Stakeholder.

Diese Erfolgsfaktoren sind im Zu-

sammenhang mit den aktuellen

Trends für Banken zu sehen. Nur

wenn diese offensiv in die Strategien

einbezogen werden, kann die Wettbe-

werbsfähigkeit für einen längeren

Zeitraum sichergestellt werden. Diese

Trends sind heute hinlänglich be-

kannt: ein geändertes Kundenverhal-

ten, die Ergänzung und Substitution

der Kommunikationsmedien, ein star-

ker Effizienz- und Kostendruck, die

Herausforderungen der Regulierung,

die demografischen Perspektiven

sowie ein Wertewandel der Bevölke-

rung, die die Einschätzung der Ban-

ken und deren Wertschätzung verän-

dert haben.

Unschlagbar?

Dies alles zusammengenommen be-

stimmt die Wettbewerbsfähigkeit von

Genossenschaftsbanken und entspre-

chenden Verbünden. Konkret ist es

eine konsistente Governance, die aus

drei stimmigen Elementen besteht:

das Geschäftsmodell einer Netz -

werkorganisation, daraus abgeleitet

die MemberValue-Strategie und diese

beiden Elemente umhüllend ein Wer-

tegerüst. Es ist dieses Gesamtkonzept,

das Genossenschaftsbanken in der

Vergangenheit wettbewerbsfähig ge-

macht hat. Die beiden formellen Ele-

mente der Governance sollen in Erin-

nerung bleiben, wenn nun explizit das

genossenschaftliche Wertegerüst an-

gesprochen wird.

Wertegerüst

Viele Umfragen zeigen, dass sich die

Ansprüche der Menschen gegenüber-

Unternehmen verändert haben. Dies

gilt insbesondere für Banken und an-

dere Finanzinstitute, wobei ein zeit-

licher und inhaltlicher Zusammen-

hang mit der Finanzmarktkrise sehr

deutlich zum Ausdruck kommt. Men-

schen erwarten von Banken heute vor

allem Fairness, Ehrlichkeit und Trans-

parenz. Dazu kommen eine Abkehr

von der kurzfristigen Orientierung



und eine Hinwendung zu langfristigen

Strategien. Eine klare Identität, die

Verankerung in den Zielgruppen

sowie Nähe zu den Entscheidungsträ-

gern wird als wichtig eingeschätzt.

Auch Kontrollmöglichkeiten werden

mehr Gewicht beigemessen, ebenso

der Übernahme von Verantwortung.

Generell werden die Vermittlung von

Stabilität und Sicherheit honoriert.

Werden die Informationen aus der

IfG-Untersuchung „Was weiß Deut -

sch land über Genossenschaften“ her-

angezogen, so zeigt sich, dass Genos-

senschaften von den Menschen ge-

schätzt werden, weil sie sich an den

Mitgliedern orientieren, langfristige

Strategien verfolgen, die Kunden Mit-

spracherechte haben, ein großer Teil

der Gewinne im Unternehmen inves-

tiert werden und eine regionale Veran-

kerung typisch ist.

Ineinandergreifen

Besonders ist, dass diese Merkmale

von Genossenschaften mit den Forde-

rungen von Menschen an Banken und

andere Unternehmen korrespondie-

ren. Es handelt sich letztlich um wert-

basierte und wertschaffende Merkma-

le. Diese sind nicht aufgesetzt oder

Teil eines Marketing- und Kommuni-

kationsprogramms, sondern sie grei-

fen ineinander mit der genossen-

schaftlichen Strategie, die aus dem

Geschäftsmodell abgeleitet wird. Die-

ser Zusammenhang bringt es auch mit

sich, dass die genossenschaftlichen

Werte nicht absolut zu setzen, also

über die wirtschaftliche Orientierung

zu stellen, sind. Es ist vielmehr so,

dass die Governanceelemente jene

Anreize enthalten, die dazu führen,

dass die genannten Werte den Ergeb-

nissen genossenschaftlicher Aktivitä-

ten inhärent sind. Sie sind Teil eines

konsistenten Ganzen. Daher ist es

eben nicht notwendig, Handlungen zu

verändern, um wertorientiert zu wirt-

schaften, sondern genossenschaftli-

ches Wirtschaften enthält diese Werte

als inhärente Bestandteile.

Herausforderungen

Wenn Genossenschaftsbanken ihre

Wettbewerbsfähigkeit behalten wol-

len, gilt es, den aktuellen Wertewan-

del zu nutzen, der derzeit für Genos-

senschaften spricht. Zusätzlich sind

die individuellen MemberValue-Stra-

tegien der Banken zu konkretisieren.

Die Optimierung des Geschäftsmo-

dells läuft darauf hinaus, die Binnen-

strukturen der genossenschaftlichen

Gruppen immer wieder dahingehend

zu prüfen, ob sie Effizienz und Ak-

zeptanz ermöglichen. Letzteres kann

nur gelingen, wenn die Kooperations-

rente zwischen den Akteuren auch ge-
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recht verteilt wird, was voraussetzt,

anzuerkennen, dass es in Genossen-

schaften heterogene Interessen gibt,

die zu einem langfristigen Ausgleich

zu bringen sind.

Fazit

Es gilt also das Gesamtergebnis zu

optimieren. Dies gelingt nur über die

Vereinbarung guter Spielregeln. Sie

sollen sicherstellen, dass alle Beteilig-

ten die Genossenschaften als eine Or-

ganisation verstehen, in der Rechte

und Pflichten sowie ein Geben und

Nehmen sich die Waage halten. Nur

wenn dies immer wieder erreicht

wird, wird die Wettbewerbsfähigkeit

sichergestellt werden können, werden

die Genossenschaftsbanken auch in

Zukunft unschlagbar sein. Dies gilt

sowohl für jene in der Schweiz als

auch für jene in Deutschland.       

* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen des Bankenfachkongres-
ses der Raiffeisen Schweiz: „Genos-
senschaften: wertbasierte Zukunfts-
unternehmen“ am 15. Juni 2012 in
Zürich.

Ü Theresia Theurl

( (0251) 83-2 28 91

* theresia.theurl@

ifg-muenster.de
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Die Genossenschaft – Ein funkelnder Diamant 
– 60 Jahre Sparda-Bank Augsburg*

Eine Genossenschaft mit einem Diamanten zu vergleichen ist nicht einfach eine PR-Idee,
sondern sie findet eine reale Grundlage. Der Diamant als kubische Modifikation des Koh-
lenstoffes ist das härteste Mineral. Sein Wert wird bestimmt durch Gewicht, Reinheit und
Farbe sowie durch die Bearbeitung, den Schliff. Auch Genossenschaften, wie Genossen-
schaftsbanken, haben als quasi natürliche Voraussetzung ein besonderes Geschäftsmo-
dell. Ob daraus etwas gemacht wird und mit welchem Ergebnis, hängt von der Bearbeitung
durch das Management und die Qualität der Eigentümerkontrolle ab. Sie können einen Di-
amanten zum Funkeln bringen.

Nun könnten viele Flächen des Dia-

manten näher ausgeleuchtet werden.

Je nach Lichteinfall treten einzelne

Besonderheiten in den Vordergrund.

In aller Kürze sollen hier sieben sol-

cher Teilflächen des „Diamanten Ge-

nossenschaft“ angesprochen werden.

Insgesamt ergibt sich auf diese Weise

das Bild einer sehr erfolgreichen Ge-

nossenschaftsbank, der Sparda-Bank

Augsburg. Bereits ihre Gründung

zeigte einen klaren ordnungspoliti-

schen Akt (1). Sich selbst helfen und

Verantwortung dafür zu übernehmen:

Dies war der Hintergrund für die

Gründung am 12. Juli 1952. Die

Gründungsmitglieder kamen dem

Wunsch der Eisenbahner in Augsburg



nach einer eigenen Spar- und Darle-

henskasse nach. Diese Entscheidung

entsprach den ordnungspolitischen

Säulen, auf denen Deutschlands

Marktwirtschaft nach dem Ende des

zweiten Weltkrieges aufgebaut wor-

den war.

Gruppe, Mitgliedschaft    

Mit der Zusammenarbeit in der Spar-

da-Gruppe und in der genossenschaft-

lichen FinanzGruppe praktiziert die

Sparda-Bank Augsburg das typische

genossenschaftliche Geschäftsmodell

(2): Die DZ BANK erfüllt die Zen-

tralbankfunktionen, die Mitglied-

schaft in der Sicherungseinrichtung

der Genossenschaftsbanken besteht

seit Langem. Der Verband der Sparda-

Banken und mehrere Servicegesell-

schaften erfüllen wichtige gemeinsa-

me Aufgaben, während die Sparda-

Bank Augsburg in ihrem Geschäftsge-

biet des bayrischen Schwabens fest

verwurzelt ist. Mit 55000 Mitgliedern

ist sie die mitgliederstärkste Genos-

senschaftsbank Schwabens. Dieses

Alleinstellungsmerkmal (3) wird ge-

pflegt, wobei ein abnehmender Eisen-

bahneranteil die Mitgliederstruktur

prägt. Eine konsequente MemberVa-

lue-Orientierung kommt im gebüh-

renfreien Girokonto und in wettbe-

werbsfähigen Einlagen- und Kredit-

konditionen zum Ausdruck. Die Höhe

von Gewinnen und Dividenden zei-

gen eine wirtschaftlich erfolgreiche

Bank.

Finanzmartktferne

Die realwirtschaftliche Verankerung

der Sparda-Bank Augsburg als eine

Privatkundenbank zeigt sich auch in

ihrer Finanzmarktferne (4). Spekulati-

ve Investments werden weder für

Kunden/Mitglieder eingegangen und

auch nicht in der Eigenanlage. Ein

hoher Anteil von Immobilienkrediten

signalisiert die langfristige Orientie-

rung. Die Finanzmarktkrise und die

europäische Staatsverschuldungskrise

hinterliess keine Spuren in den Bilan-

zen. Dies korrespondiert auch mit

dem Wertegerüst der Genossen-

schaftsbanken (5), das sich sowohl in

den strategischen Entscheidungen als

auch im tagtägliche Handeln zeigt.

Dass die Sparda-Bank Augsburg ein

wertvolles Gesellschaftsmitglied (6)

ist, kommt nicht nur in Arbeits- und

Ausbildungsplätzen zum Ausdruck,

sondern auch in den abgeführten

Steuern und darin, dass sie ein ver-

lässlicher Sponsor ist. Soziales, Ge-

sellschaftliches, Sportliches und Kul-

turelles wird gefördert  und dies in

einer außergewöhnlichen Kontinuität.

Wettbewerbsfähigkeit

Den zunehmenden Bankenwettbe-

werb verspürt auch die Sparda-Bank

Augsburg. Doch sie bewältigt ihn

außerordentlich gut. Sie erfüllt alle

Erfolgsvoraussetzungen und ist wett-

bewerbsfähig (7). Sie besitzt das Ver-

trauen ihrer Mitglieder und Kunden.

Dies bestätigt Jahr für Jahr der Kun-

denmonitor sowie eine hohe Weiter-

empfehlungsquote. Es werden an-

sehnliche Gewinne erwirtschaftet und

die Eigenkapitalerfordernisse von

„Basel III“ werden bereits heute deut-

lich übererfüllt. Der Umgang mit dem

Risiko ist ein sehr überzeugender und

die Geschäftspolitik solide und ver-

antwortungsbewusst. Bereits heute

stellt sich die Sparda-Bank Augsburg

als eine fortschrittliche Multikanal-

bank dar.

Perspektiven

Genossenschaftsbanken mit den sie-

ben skizzierten Merkmalen können

als ein Vertrauensanker verstanden

werden oder als ein Diamant, geprägt

durch Gewicht, Reinheit und Farbe.

Letztlich ist jedoch der Schliff aus-

schlaggebend für den Wert. Für den

Schliff sind Vorstand, Vertreter und

Mitglieder als Eigentümer sowie die

Aufsichtsräte zuständig. Sie haben es

in der Hand, ob ihr Diamant, ihre

Bank, auch in Zukunft funkeln und

strahlen wird. Die Voraussetzungen

für die Sparda-Bank Augsburg sind

sehr gute. Bleiben neben den herz -

lichen Geburtstagswünschen die be-

sten Wünsche für viele gute Entschei-

dungen in der Zukunft. 

* Zusammenfassung eines Festvortra-
ges zum 60-jährigen Jubiläum der
Sparda-Bank Augsburg im Rahmen
der Vertreterversammlung 2012 am
18. Juni 2012 in Augsburg.
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Genossenschaftliches MemberValue-Management*

Die ökonomische Organisations- und

Governanceforschung bildet einen ge-

eigneten Rahmen für die Ableitung

konkreter MemberValue-Strategien.

Doch es ist vor allem die genossen-

schaftliche Praxis, die seit Jahren

konkrete Fragen an die Wissenschaft

richtet. Diese beinhalten den Wunsch

einer Konkretisierung des Member-

Values vor den aktuellen Rahmenbe-

dingungen sowie von Managementin-

strumenten, die die Umsetzung einer

entsprechenden Strategie unterstützen

können. Zusätzlich sind konkrete

MemberValue-Konzepte auch im

Rahmen der genossenschaftlichen

Pflichtprüfung von Bedeutung. Ihr

Einbezug in die Prüfungsaktivitäten

der Prüfungsverbände setzt eine adä-

quat konkretisierte und operationali-

sierte MemberValue-Strategie voraus.

Managementstrukturen

Die MemberValue-Orientierung wird

zu einer MemberValue-Strategie,

indem die Aktivitäten der Genossen-

schaft nicht nur konsequent auf den

MemberValue ausgerichtet werden,

sondern indem zusätzlich Manage-

mentstrukturen aufgebaut und -instru-

mente geschaffen werden, mit der

eine entsprechende Strategie institu-

tionalisiert und dann durch das Mana-

gement umgesetzt wird. Eine Mem-

berValue-Strategie besteht aus mehre-

ren Schritten, die in ihrem Zu-

sammenhang umgesetzt werden müs-

sen.

Mitgliederwünsche

Den Ausgangspunkt bilden die Mit-

gliederwünsche. Jede MemberValue-

Strategie beginnt bei den Präferenzen

und Wünschen der Mitglieder. Am

Beginn steht also deren explizite Er-

hebung oder die Bewertung der Akti-

vitäten der Genossenschaft. Dies kann

über Mitgliederbefragungen gesche-

hen, in denen die einzelnen Kompo-

nenten des MemberValues nicht nur

explizit berücksichtigt, sondern die

Leistungen zugeordnet und bewertet

werden. Nur wenn dieser erste Schritt

konsequent durchgeführt wird, kann

sich das genossenschaftliche Manage-

ment auf die Legitimität seines Tuns

berufen. Auf dieser Grundlage erfolgt

die Konkretisierung des MemberVa-

lues. Dieser dient als Orientierung für

die konkrete Umsetzung. Die Ergeb-

nisse haben in das MemberValue-Re-

porting einbezogen zu werden und

eine Erfolgskontrolle ist selbstver-

ständlich. Hier kann keine umfassen-

de Entwicklung eines Ansatzes für

Die genossenschaftliche Governance schränkt die Freiheitsgrade der strategischen Orien-
tierung ein. Diese korrespondiert mit der Ausrichtung der genossenschaftlichen Aktivitäten.
Nur auf diese Weise kann die Legitimität der Handlungen des genossenschaftlichen Ma-
nagements hergestellt werden. Im Kern der Aktivitäten steht das MemberValue-Manage-
ment. 
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das MemberValue-Management er-

folgen. Es sollen nur einzelne Aspek-

te hervorgehoben werden, die bei

einem solchen Projekt zu beachten

sind.

Legitimität

Die beiden Schritte vor der eigent-

lichen Umsetzung einer MemberVa-

lue-Strategie bilden ihr Fundament,

das einen großen Einfluss sowohl auf

die Legitimität des genossenschaft-

lichen Handelns als auch auf dessen

Performance hat. Die Schritte sind

nicht nur außerordentlich wichtig,

sondern ebenso herausfordernd. Es

geht um die Informationsbasis der

MemberValue-Strategie und die Fest-

legung ihrer konkreten Inhalte. In der

Praxis sind Entscheidungen zumin-

dest bezüglich der folgenden acht Fra-

gen zu treffen: (1) Soll ein erster Ein-

stieg in eine MemberValue-Strategie

versucht werden oder soll im Vorfeld

ein umfassendes Steuerungsinstru-

ment entwickelt werden? (2) In wel-

cher Form erfolgt die Beteiligung der

Mitglieder bei der Übersetzung von

Wünschen in die konkreten Member-

Value-Komponenten? (3) Werden die

beiden ersten Schritte im Rahmen

einer Mitgliederbefragung zusam -

mengefasst oder einzeln durchge-

führt? (4) Wie kompliziert sollen oder

dürfen die angewendeten Verfahren

sein? (5) Wie aufwändig und trenn-

scharf kann die Zuordnung der einzel-

nen Leistungen auf die drei Member-

Value-Komponenten erfolgen? (6)

Sollen quantifizierte oder qualitative

MemberValue-Strategieziele abgelei-

tet und angestrebt werden? (7) Wird

von den bestehenden Leistungen und

deren Bewertung durch die Mitglieder

ausgegangen oder werden Mitglieder-

wünsche „auf der grünen Wiese“ er-

hoben und zur Grundlage der Strate-

gie gemacht? (8) Welche Möglichkei-

ten der Bewertung stehen zur Verfü-

gung?

Strategiefindung

Wie die einzelnen Fragen auch ent-

schieden werden, ist davon auszuge-

hen, dass der Prozess der Strategiefin-

dung große Managementaufmerk-

samkeit erfordert, gut kommuniziert

werden muss und dass längere Zeit -

räume zu veranschlagen sind, bevor

tatsächlich ein Steuerungsinstrument

zur Verfügung steht.

In der genossenschaftlichen Praxis er-

folgt der Einstieg in den Prozess der

Entwicklung einer MemberValue-

Strategie häufig in der Form, dass das

Management oder eine Projektgrup-

pe, der auch Mitglieder und Mitarbei-

ter angehören, eine erste Zuordnung

der Leistungen zu den MemberValue-

Komponenten vornimmt. Die Mit-

glieder haben dann die Möglichkeit,

über eine Priorisierung oder über die

Vergabe von Punkten sowohl eine Be-

wertung der aktuellen Leistungen als

auch eine Information über ihre Ein-

schätzung der Wichtigkeit der Leis-

tungen abzugeben. Diese Informatio-

nen können für den MemberValue

oder für die einzelnen seiner Kompo-

nenten aggregiert und aus diesen an-

zustrebende Ziele für eine Strategie-

periode abgeleitet werden.

Management  -
em pfehlungen

Aufwändiger und anspruchsvoller

kann die Konkretisierung des Mem-

berValues und seiner Informations-

grundlage über Strukturgleichungs-

modelle erfolgen, aus der sich Mem-

berValue-orientierte Prioritäten für

die Aktivitäten der Genossenschaft

ableiten lassen. In eine solche Priori-

tätenmatrix gehen die Bewertung der

einzelnen MemberValue-Komponen-

ten, die Zielerreichung bei den Kom-

ponenten und die Wirkung einer Ver-

änderung von MemberValue-Kompo-

Prioritätenmatrix
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Die Genossenschaftsbank zwischen Globalisierung und Regulierung 
der Finanzmärkte: Trends, Perspektiven und Erfolgsfaktoren*

Die Übertragungswege der Entwick-

lungen auf den internationalen Fi-

nanzmärkten auf national/regional tä-

tige Banken sind zahlreiche.

Übertragungswege

Erstens war manch eine Bank mit

Problemen konfrontiert, die staatlich,

also unter Rückgriff auf den Steuer-

zahler, gelöst werden mussten, nicht

ohne im Anschluss – staatlich gestützt

– den Wettbewerb unter den Banken

kräftig aufzumischen. Zweitens blieb

auch die Realwirtschaft nicht ver-

schont und haben auf diese Weise

manche Bankkunden Probleme be-

kommen, die wiederum nicht ohne

Auswirkungen auf national/regional

tätige Banken blieben. Drittens waren

und sind es die Genossenschaftsban-

ken, die im Zuge einer ausgeprägten

Unsicherheit der Menschen zur Stabi-

lisierung des Gesamtsystems beitra-

gen. Einmal brauchten sie keine

Staatshilfe und zum anderen haben sie

sich als ein Vertrauensanker für die

Bevölkerung herausgestellt, die in

schwierigen Zeiten sehr wohl zu

unterscheiden weiß. Die Beschrän-

kung auf den heimischen Markt

schützt also eine Bank nicht vor den

Entwicklungen auf den internationa-

len Finanzmärkten. Sie kann sie viel-

mehr aktiv nutzen.  

Kumulierte Regulierung

Banken sehen sich heute zunehmend

einer „kumulierten Regulierung“ und

einer „undifferenzierten Regulierung“

Obwohl Genossenschaftsbanken tendenziell national und regional, also auf ihrem heimi-
schen Markt, tätig sind, können sie sich nicht von den internationalen Entwicklungen ab-
koppeln und sie sind wie alle Banken mit einer zunehmenden Regulierung konfrontiert.
Auch in einem solchen globalisierten und regulierten Umfeld können Genossenschaftsban-
ken erfolgreich sein. Es ist sogar so, dass sie hier ihre Stärken besonders ausspielen kön-
nen.
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nenten auf den MemberValue ein. Auf

dieser Grundlage können dann Mana-

gementempfehlungen abgeleitet wer-

den. Wichtig ist, dass auch bei der An-

wendung dieses Verfahrens die Ge-

wichtung der einzelnen Komponenten

und Leistungen durch die Mitglieder

erfolgt.

Fazit

Zusammenfassend ist zu wiederholen,

dass die Entwicklung einer Member-

Value-Strategie und deren Umsetzung

durch ein MemberValue-Management

ein herausforderndes Unterfangen ist.

Ein MemberValue-Management ist

jedoch die einzige Steuerungsform,

die der genossenschaftlichen Gover-

nance entspricht und daher den Be-

sonderheiten des genossenschaft-

lichen Geschäftsmodells Rechnung

trägt. Nur auf diese Weise wird ein

konsistentes Managementmodell kon-

zipiert und umgesetzt, das dem genos-

senschaftlichen Alleinstellungsmerk-

mal entspricht. Es schafft eine institu-

tionalisierte Legitimität für das Han-

deln des Managements und ermög-

licht Transparenz. Zusätzlich ist es ein

Schritt in die Richtung einer stärkeren

Professionalisierung des Manage-

ments, die gerade für kleinere Genos-

senschaften häufig angemahnt wird.

Schließlich wird durch ein adäquates

MemberValue-Management die Per-

formancemessung erleichtert und eine

standardisierte Grundlage für die ge-

nossenschaftliche Wirtschaftsprüfung

geschaffen.      

*Zusammenfassung eines Vortrags im
Rahmen des 10. Internationalen
NPO-Colloquiums am 29. März 2012
in Fribourg.
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gegenüber. Die Einschätzung als ku-

mulierte Regulierung stellt darauf ab,

dass mit der Regulierung unterschied-

lichste Ziele erreicht werden sollen

und dafür nebeneinander Vorgaben

gemacht werden, freilich ohne deren

Gesamteffekte zu berücksichtigen. Da

geht es nicht nur um den Schutz der

Bank vor ihren eigenen Aktivitäten

und dem Schutz ihrer Kunden, son-

dern es geht auch um die Finanz-

marktstabilität und es geht immer

mehr auch um den Verbraucherschutz.

Es sind nicht die Ziele, die zu kritisie-

ren sind, sondern dass weitgehend

nebeneinander reguliert wird und

nicht integriert. Wechselwirkungen

und Gesamtwirkungen bleiben auf

diese Weise weitgehend ausgeklam-

mert und unberücksichtigt.

Undifferenzierte  
Regulierung

Noch kritischer ist einzuschätzen,

dass Finanzmarkt- und Bankenregu-

lierung weitgehend tätig werden,

ohne die unterschiedlichen Geschäfts-

modelle der Banken zu beachten. So

entsteht tendenziell eine Bankenregu-

lierung, die sich an Banken orientiert,

die vor allem im Investmentgeschäft

tätig sind und die auf den internatio-

nalen Finanzmärkten agieren. Die Ge-

fahr liegt auf der Hand: Es kann die

Regulierung – gut gemeint – selbst

sein, die dazu beiträgt, den gerade in

Krisen stabilisierenden Genossen-

schaftsbankensektor zu gefährden. Es

entstehen Regulierungskosten dort,

wo sie nicht nötig wären und es wer-

den Wettbewerbsvorteile zunichte ge-

macht, die ein besonderes Geschäfts-

modell über Jahrzehnte hat entstehen

lassen und zwar verdienterweise.

Risikoorientierung

Dieses Geschäftsmodell zeichnet sich

dadurch aus, dass nicht das Rufen

nach dem Staat im Vordergrund steht,

sondern die Selbsthilfe, heute mani-

festiert etwa in einer Sicherungsein-

richtung der genossenschaftlichen Fi-

nanzGruppe. Es ist genau dieses Ge-

schäftsmodell, das seinerzeit die Ge-

nossenschaftsbanken hat entstehen

lassen. Freilich den historischen Rah-

menbedingungen Rechnung tragend

ist es im Kern seit weit über 150 Jah-

ren unverändert und kann daher

Glaubwürdigkeit für sich beanspru-

chen. Ebenso kann es für sich in An-

spruch nehmen einen Pfeiler einer

marktwirtschaftlichen Wirtschafts-

ordnung darzustellen. Also gilt es hier

eine differenzierte Regulierung zu

fordern, die auf die Geschäftsmodelle

der einzelnen Bankensektoren Rück-

sicht nimmt. Dies ist explizit keine

Regulierungserleichterung, sondern

eine Regulierung, die den Risiken

entspricht, die eingebracht werden.

Perspektiven

Die Genossenschaftsbanken zwischen

Globalisierung und Regulierung der

Die Vortragenden gaben dem Fachpublikum viele neue Impulse und tiefe Einblicke in das Genossenschaftswesen. 
Im vergangenen Jahr erreichten die Sparda-Banken einen Zuwachs von 100 000 Neukunden.
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Die Genossenschaftsbank im Jahr 2020*

Als wichtige Treiber der Entwicklung

können das uralte genossenschaftliche

Geschäftsmodell, die genossenschaft-

lichen Alleinstellungsmerkmale der

Mitgliedschaft und der MemberVa-

lue-Strategie und die genossenschaft-

lichen Werte identifiziert werden.

Dies sind die internen Faktoren. Dazu

kommen die externen Einflussfakto-

ren, vor allem die staatliche Regulie-

rung, die Demografie sowie das Inter-

net als wichtiges Kommunikations-

medium.

Arbeitsteilung

Das uralte genossenschaftliche Ge-

schäftsmodell ist die Unternehmens-

gruppe oder das Netzwerk als Organi-

sationsform. Blickt man viele Jahr-

zehnte zurück, lassen sich die Ent-

wicklungslinien klar erkennen: Die

Zusammenarbeit in der Finanzgruppe

hat sich intensiviert und die Arbeits-

teilung ausdifferenziert. Zusätzliche

Spezialunternehmen wurden gegrün-

det, die Genossenschaftsbanken ha -

ben Aufgaben an diese ausgelagert,

der „Überbau“ hat sich ausgeweitet.

Die Spielregeln der Zusammenarbeit

waren und sind ein Dauerthema, das

viele Diskussionen dominiert. Im

Vordergrund stehen dabei die Rechte

und Pflichten der zentralen und der

dezentralen Unternehmen.

Die Frage nach der Genossenschaftsbank 2020 zu stellen, heißt sich mit den Treibern der
Entwicklung von Genossenschaftsbanken auseinanderzusetzen. Hilfreich ist dafür ein Blick
in die Vergangenheit. Dabei können zahlreiche Konstanten identifiziert werden. Dennoch
darf die Erwartungshaltung nicht zu groß sein, was die Zuverlässigkeit der Antwort betrifft.
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Finanzmärkte haben heute gute Per-

spektiven, wegen ihrer regionalen

Verankerung und wegen ihrer Boden-

ständigkeit. Doch Erfolgsgarantien

kennt die Wirtschaft nicht und solche

für Banken in einem globalisierten

Umfeld gibt es schon gar nicht. Die

Erfolgsfaktoren für Genossenschafts-

banken unter Berücksichtigung der

aktuellen Rahmenbedingungen beste-

hen daher darin: erstens sich der Be-

sonderheiten von Genossenschafts-

banken bewusst zu sein, was Konse-

quenzen für das Management von Ge-

nossenschaftsbanken und ihren Grup-

pen hat, zweitens die Besonderheiten

von Genossenschaftsbanken zu erhal-

ten, dabei aber nicht zu vernachlässi-

gen, dass sich die Rahmenbedingun-

gen verändern und drittens die Be-

sonderheiten von Genossenschafts-

banken konsequent und selbstbewusst

nach innen und nach außen zu tragen

und viertens die Besonderheiten hart-

näckig in die Politik zu tragen. Ohne

entsprechende Maßnahmen wird eine

adäquate Regulierung von Genossen-

schaftsbanken nicht zu erreichen sein.

* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen des Verbandstages des
Verbandes der Sparda-Banken am 3.
Mai 2012 in Münster.
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Relevante Treiber der Entwicklung von Genossenschaftsbanken
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Optimierungsprozesse

Im Entwicklungsprozess hat die

durchschnittliche Größe der Genos-

senschaftsbanken zugenommen. Wird

aus heutiger Sicht nach vorne geblickt

lassen sich die Einflussfaktoren für

erfolgreiche Genossenschaftsbanken

ableiten. Diese bestehen in der Opti-

mierung der Arbeitsteilung, der Größe

der einzelnen Unternehmen sowie der

Spielregeln. Dazu kommen die Not-

wendigkeit der Kostenoptimierung

und der Entwicklung effizienter Pro-

zesse. Die Bedeutung der „Kunden-

schnittstelle“ der Genossenschafts-

banken wird noch wichtiger werden

als in der Vergangenheit. Schließlich

geht es darum, ein Gleichgewicht

zwischen der „Industrialisierung“ von

Back Office-Aktivitäten und der loka-

len Verankerung zu finden.

Alleinstellungsmerkmale

Die genossenschaftliche Eigentümer-

kontrolle und die damit konsistente

MemberValue-Strategie – die Allein-

stellungsmerkmale – wurden über

einen längeren Zeitraum insgesamt zu

wenig gepflegt, es kam zu einer „Ver-

wässerung“ der Mitgliedermerkmale.

Selbstverständlich sind Unterschiede

zwischen den einzelnen Genossen-

schaftsbanken festzustellen. Insge-

samt sind dennoch kommunikative

Defizite festzustellen. Auch der

Modus der genossenschaftlichen Ei -

gentümerkontrolle wurde nicht von

allen Vorständen begrüßt. Insgesamt

erfolgte eher eine Orientierung an den

Strategien und Konzepten der Wettbe-

werber. Auch eine Genossenschafts-

bank wollte eine Bank sein wie jede

andere. Auch dies brachte es mit sich,

dass die Wertebasis der Alleinstel-

lungsmerkmale inhaltlich und kom-

munikativ vernachlässigt wurde.

Sucht man die relevanten Erfolgsfak-

toren für die Zukunft, ist eine Reakti-

vierung der Alleinstellungsmerkmale

anzumahnen. Es geht darum, konse-

quent Mitgliederkonzepte und Mem-

berValue-Strategien zu entwickeln

und dabei deren Wertebasis sowie die

notwendige Kommunikation der Al-

leinstellungsmerkmale zu berücksich-

tigen.

Wertebasis

Wagt man bei den genossenschaft-

lichen Werten den Blick nüchtern in

die Vergangenheit, dann gilt es festzu-

halten, dass es sich bei wachsenden

Märkten bestenfalls um ein nachge-

ordnetes Thema handelte. Die Werte-

basis wirkte altmodisch. Blickt man

in die Zukunft ist festzustellen, dass

Werte derzeit an Bedeutung gewin-

nen. Dabei passen die genossen-

schaftlichen Werte ausgezeichnet zu

den Anforderungen, die Menschen

aktuell an Unternehmen, vor allem an

Banken, stellen. Generell sind die ge-

sellschaftlichen Anforderungen an

Unternehmen gestiegen und wird

deutlich mehr Wert auf Langfristig-

keit und Wertesensibilität gelegt.

Dabei sind die regionale Verankerung

sowie die Identität von Unternehmen

positiv eingeschätzte Merkmale. Es

handelt sich um einen Teil des genos-

senschaftlichen Wertegerüsts. Zudem

haben Menschen erkannt, dass Ge-

nossenschaften nicht flüchten, nicht

flüchten können, wenn Probleme auf-

treten. Zwar kann heute keinesfalls

ausgeschlossen werden, dass die

Werte wieder in den Hintergrund tre-

ten, wenn die wirtschaftliche Stabi-

lität zunimmt. Unabhängig davon gilt

es, im sich bietenden Zeitfenster der

Wertesensibilisierung konsequent zu

vermitteln, dass die genossenschaft-

lichen Governancemerkmale werteba-

siert sind und jenen Werten entspre-

chen, die Menschen heute von Unter-

nehmen einfordern.

Genossenschaftsbanken 2020...
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Neue Wege für Genossenschaften durch Kooperationen*

Externe Faktoren

Dass die Maßnahmen der Bankenre-

gulierung zunehmend weniger auf das

konkrete Geschäftsmodell abstellen,

wird nicht ohne Folgen auf die Per-

spektiven der Genossenschaftsbanken

bleiben und kann zu zusätzlichen

Kostenbelastungen und dem Verlust

von Wettbewerbsvorteilen führen.

Ebenso sind die demografischen Ent-

wicklungen mit Herausforderungen

verbunden. Der steigende Anteil der

älteren Bevölkerung erfordert auch

ein entsprechendes Leistungssorti-

ment, das bislang nicht verfügbar ist.

Ähnlich grundlegend sind die Ent-

wicklungen, die mit dem Internet ver-

bunden sind: zusätzliche Möglichkei-

ten zu den Kunden zu kommen auf

der einen Seite, zusätzliche Konkur-

renten und eine stark steigende Trans-

parenz auf der anderen Seite. Voraus-

schauend stellt sich die Notwendig-

keit gute Multikanalstrategien zu ent-

wickeln, sich auf die demografischen

Perspektiven einzustellen und ein

konsequentes Lobbying in Bezug auf

die Bankenregulierung zu praktizie-

ren.

Fazit

Zusammenfassend kann vermutet

werden, dass die Genossenschafts-

bank 2020 stärker als bisher in ihrer

FinanzGruppe verankert ist, eine re-

gionale Identität haben wird, auf ihre

Beratungsqualität angewiesen sein

wird, eine klare Kundenbindungsstra-

tegie benötigt, im eigenen Interesse

ihre Alleinstellungsmerkmale pflegen

wird, eine adäquate Multikanalstrate-

gie entwickelt haben muss, die Her-

ausforderungen der Demografie be-

wältigt haben muss und die genossen-

schaftlichen Werte stärker kommuni-

zieren sollte. 

* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen eines überregionalen
Treffens von Regionalverbandsvertre-
tern der Länder Vorarlberg, Tirol,
Salzburg, Kärnten und Südtirol am
13. April 2012 in Brixen.

Landwirtschaftliche Genossenschaften haben seit jeher eine große Bedeutung in Südtirols
Wirtschaft. Besonders, aber nicht nur, im internationalen Jahr der Genossenschaften, stellt
sich die Frage, ob die Ergebnisse ihrer Aktivitäten durch Kooperationen noch verbessert
werden können.
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Interessenvertretung, Beratung und

Betreuung der landwirtschaftlichen

Genossenschaften werden vom Raiff-

eisenverband Südtirol wahrgenom-

men. Er hat einen Koordinierungsaus-

schuss eingerichtet. Dessen Zweck ist

es, die Interessen und spartenüber-

greifenden Tätigkeiten der landwirt-

schaftlichen Genossenschaften zu ko-

ordinieren. Er hat beratende Funktion

und stellt einerseits ein Bindeglied

zwischen den landwirtschaftlichen

Genossenschaften und anderseits zwi-

schen den einschlägigen Verbänden

dar. Dem Koordinierungsausschuss

gehören der Südtiroler Bauernbund,

der Verband der Kellereigenossen-

schaften, der Verband der Vinschgau-

er Produzenten für Obst und Gemüse

(VI.P), der Verband der Südtiroler

Obstgenossenschaften (VOG), der

Sennereiverband, die Vereinigung der

Südtiroler Tierzuchtverbände, der

Obstverarbeiter VOG Products und

der Raiffeisenverband Südtirol an.

Kooperationspotenziale

Ein solches Gremium ist daher prä-

destiniert dafür, Kooperationspotenzi-

ale auszuloten, konkrete Kooperatio-

nen anzuregen und zu diskutieren

sowie geeignete Koordinationsfor-

men zu erproben. Dabei kann klar ge-

sehen werden, dass auf diese Weise

nicht nur einzelwirtschaftliche Vortei-

le für die einzelnen Genossenschaften

entstehen können, sondern ebenso für

den Wirtschaftsstandort, für die Re-

gion und ihre Menschen, für die Ge-

sellschaft insgesamt und für Staat und

Kommune.

Kooperationsbereitschaft

Zu kooperieren will gelernt sein, auch

von Genossenschaften. Wichtig ist es,
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eine Kooperation gut zu managen und

falls sie als zukunftsorientierte Strate-

gie eingeschätzt wird, auch bereit

dazu zu sein. Dabei ist es sehr wich-

tig, die Notwendigkeit strategischer

Entscheidungen früh zu erkennen, so

dass eine umfassende Abwägung der

verfügbaren Alternativen erfolgen

kann. Zusätzlich muss die Bereit-

schaft vorhanden sein, die folgenden

organisatorischen und strukturellen

Veränderungen auch umzusetzen. Ge-

nossenschaften durch Kooperationen

zu verstärken, entspricht einem kon-

sequent verfolgten Ansatz, die Iden-

tität der Menschen, ihrer Region und

ihrer Unternehmen zu erhalten und zu

stärken. Die Verfolgung von Koopera-

tionsprojekten setzt allerdings voraus,

die Erfolgsfaktoren für Kooperatio-

nen zu kennen und eine kontinuierli-

che Strategie- und Strukturdiskussion

zu führen. In diesem Prozess sind

dann konkrete Kooperationsprojekte

zu vereinbaren, sie auf allen Ebenen

konsequent umzusetzen und eine kon-

tinuierliche Erfolgskontrolle umzu-

setzen.

Kooperationspartner

Einen der wichtigsten Erfolgsfaktoren

stellt die Wahl geeigneter Koopera-

tionspartner dar. Für landwirtschaftli-

che Genossenschaften können dies

andere Genossenschaften sein und

zwar solche des gleichen und solche

anderer Sektoren. Daneben kommen

Unternehmen anderer Rechtsformen

in Frage, auch diese können aus dem

gleichen oder einem anderen Sektor

kommen. Schließlich gilt es zu prü-

fen, ob mit öffentlichen Einrichtungen

Kooperationspotenziale verwirklicht

werden können, etwa in Form von Pu-

blic Private Partnerships. Bei der

Suche nach und bei der Auswahl von

Partnern für konkrete Kooperations-

projekte sollte die Prüfung im Vorder-

grund stehen, ob es mit diesen gelin-

gen kann, kostenrelevante Größen-

vorteile, eine kundenrelevante Erhö-

hung der Vielfalt, die Zunahme der

Geschwindigkeit von Prozessen, die

Entwicklung von neuen Lösungen

sowie die Senkung des Risikos zu er-

reichen. Dies wird bei den unter-

schiedlichen Partnern und je nach

Projekt differieren.

Partnermerkmale

Dabei hängt der geeignete Partner

immer vom konkreten Projekt ab. Für

die Wahl anderer Genossenschaften

sprechen vergleichbare Unterneh-

menskulturen und –strategien, ver-

gleichbare Ziele und Geschäftsmodel-

le. Dagegen sprechen könnte, dass auf

diese Weise die gewünschte Vielfalt,

Größe und Dynamik nicht erreicht

werden könnten oder aus diesem Seg-

ment keine Partner verfügbar sind.

Selbstverständlich hängt es vom kon-

kreten Projekt ab, ob Genossenschaf-

Kooperationsmodell 1

Geeignete Kooperationspartner



ten als Partner geeignet sind. Für die

Wahl von Unternehmen anderer

Rechtsformen sprechen die Möglich-

keiten der Expansion, vorhandene

Sektorkenntnisse, mögliche Größen-

effekte, der Zugang zu einer konse-

quenten „unternehmerischen Denke“

sowie neue Impulse. Dagegen spre-

chen können divergierende Strate-

gien, Unternehmenskulturen und eine

deutlich „andere Sicht der Welt“.

Öffentliche Partner 

Öffentliche Partner können Ergän-

zungsmöglichkeiten unterschiedlich-

ster Art beinhalten, indem sie z.B. in-

frastrukturelle Voraussetzungen in die

Kooperation einbringen. Zusätzlich

können mit einem solchen Partner

eventuell darauf zugeschnittene För-

derprogramme in Anspruch genom-

men werden. Es kann davon ausge-

gangen werden, dass die Standort -

orientierung eine größere Bedeutung

gewinnt und dass in die Kooperation

Interessen eingebracht werden, die

über die einzelwirtschaftlichen Über-

legungen hinausgehen. Hingegen

kann gegen die Wahl öffentlicher

Partner sprechen, dass politische

Interessen Eingang in die Entschei-

dungsfindung gewinnen. Auch ein

fehlendes unternehmerisches Denken

kann gegebenenfalls zu Problemen

führen. Insgesamt sind Verfügbarkeit

und Eignung von Partnern zu prüfen.

Dabei ist es unabdingbar, dass bereits

im Vorfeld die Anforderungen an die

potenziellen Partner definiert werden.

Kooperationsbereiche

Insgesamt können drei Kooperations-

modelle unterschieden werden. Im er-

sten Modell sollen durch die Koope-

ration bessere Ergebnisse erreicht

werden, während sonst keine Ände-

rung erfolgt. Dieses Modell ist für tra-

ditionelle Produkte, Produktionswei-

sen und Ziele geeignet. Angestrebt

werden auf diese Weise Kostensen-

kungen, die Gewinnung von Marktan-

teilen sowie der Eintritt in neue Märk-

te. Die Kooperationen erfolgen für

diese Zwecke vor allem in der Be-

schaffung, Produktion, Vermarktung,

Finanzierung sowie der Ausbildung.

Im zweiten Kooperationsmodell sol-

len neue Produkte, Produktionswei-

sen, Dienstleistungen, Formen der

Vermarktung oder überhaupt neue

Aktivitäten kooperativ organisiert

werden. Die Zielsetzungen bestehen

also in der Schaffung von Innovatio-

nen, neuen Marken für die Unterneh-

men sowie neuen Zielgruppen. Ent-

sprechend orientieren sich die Koope-

rationsbestrebungen an der Entwick-

lung und Umsetzung neuer Aktivitä-

ten. Für landwirtschaftliche Genos-

senschaften könnten dies etwa Akti-

vitäten in der Energie, mit Lebensmit-

teln, in Tourismus, Freizeit/Erholung

sowie im Gesundheits- und Bera-

tungssektor sein.
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Zahlreiche Beispiele für Kooperatio-

nen mit spezifischen Kooperationsur-

sachen existieren. So tun sich etwa

selbständig bleibende Handwerker

zusammen, um für größere Aufträge

bieten zu können. Kleine Maschinen-

bauunternehmen betreiben einen in-

tensiven Erfahrungsaustausch, legen

Produktionsstandards fest und be-

schaffen zusammen Vorprodukte.

Freischaffende Künstler arbeiten zu-

sammen, um selbst Events zu organi-

sieren und Gesamtlösungen anzubie-

ten. Tourismusbetriebe erarbeiten ein

Gesamtangebot, das die Stärken der

Unternehmen der Region verbindet.

Obstbauern einer grenzüberschreiten-

den Region vermarkten ihre Produkte

zusammen. Unternehmen und For-

schungseinrichtungen bündeln ihr

Wissen in Clustern zur Entwicklung

neuer Energie- und Mobilitätskonzep-

te. Alle diese Beispiele stammen aus

Kärnten.

Kooperationslogik

Hinter jedem dieser Kooperationspro-

jekte steht dieselbe Logik: Es sollen

die Vorteile eines großen Unterneh-

mens genutzt werden, ohne jedoch

seine Nachteile zu verspüren wie eine

herausfordernde Steuerung, Entfrem-

dung oder eine anwachsende Büro-

kratie. Ob eine Kooperation einge-

gangen wird, hängt vom Nettosaldo

der Vor- und Nachteile ab. Erstere

beinhalten Kostenvorteile, einen ver-

besserten Marktzugang sowie den Zu-

griff auf externe Ressourcen und

Kompetenzen. Nachteile gehen mit

Abhängigkeit, Koordinationskosten

und einer Erschwerung der Entschei-

dungsfindung einher.

Kooperationsideen

Über eine Kooperation sollten Unter-

nehmen immer dann nachdenken,

wenn sie etwas besser machen wollen

als bisher, wenn etwas Neues in An-

griff genommen werden soll oder

wenn man über seine Grenzen hinaus-

wachsen will. Dies kann temporär der

Fall sein – etwa zwecks gemeinsamer

Durchführung eines Projekts – oder

Theresia Theurl

Unternehmenskooperationen – Wer nicht groß ist, muss schlau sein*

Etwa zwei Drittel der mittelständischen Unternehmen kooperieren mit mindestens einem
Partner. Kooperationen bieten sich vor allem dann an, wenn der wirtschaftliche Erfolg von
Größe, Vielfalt, Geschwindigkeit und Risikoteilung abhängt. Kooperationen überwinden die
Grenzen von Unternehmen, Ländern und Regionen sowie in Köpfen. Doch das Kooperie-
ren will gelernt sein.   

Regionales Profil

Ein drittes Kooperationsmodell ist

dann geeignet, wenn es darum geht,

eine neue Marke für die Region zu

entwickeln bzw. ein regionales Profil

aufzubauen. Auf diese Weise entsteht

ein neuer Fokus unternehmerischer

Aktivitäten unter Berücksichtigung

des Umfeldes. Beispiele dafür sind

Kooperationen zur Standortentwick-

lung und zum Regionalmarketing,

zum Aufbau von Infrastrukturen und

der Sicherstellung der Nahversor-

gung, Aktivitäten zur Erhöhung der

Lebensqualität sowie zur Aufwertung

von Wirtschafts- und Lebensräumen.

Fazit

Welches Kooperationsprojekt von

landwirtschaftlichen Genossenschaf-

ten in Südtirol auch ins Auge gefasst

wird, wichtig ist es, die Kooperation

sorgfältig vorzubereiten und zu steu-

ern. Zusammengefasst werden kann

folgendermaßen: Neue Wege gehen,

aber die Ziele kennen, und um Zu-

stand und Absichten von Begleitern

wissen sowie auf die vielen Stolper-

steine achten, die den Kooperations-

erfolg verhindern oder verringern

können.              

* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen einer Veranstaltung des
Raiffeisen-Koordinierungsausschuss
der landwirtschaftlichen Genossen-
schaften im Raiffeisenverband Südti-
rol am 14. Februar 2012 in Bozen.
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als andauernde Zusammenarbeit ge-

plant sein, z. B. um gemeinsam die re-

gionale Entwicklung zu fördern.

Manchmal tun sich ähnliche, manch-

mal heterogene Unternehmen zusam-

men. Im ersten Fall geht es häufig um

die Kostenvorteile, die durch Größe

entstehen sollen. Im zweiten Fall sol-

len Ergänzungen die Vielfalt des An-

gebots erweitern.

Kooperationsfehler

Nicht alle Kooperationen sind erfolg-

reich. In der Kooperationspraxis wer-

den zahlreiche Fehler gemacht. Einer

der konsequenzenreichsten ist der,

dass Kooperationen nicht als stra te -

gische Entscheidungen entschieden

werden, sondern als letzter Notnagel

bei Problemen existentieller Art.

Schwerwiegend ist das Fehlen von

operationalisierten Kooperationszie-

len, die Wahl eines falschen Koopera-

tionsmodells oder ungeeignete Ko-

operationspartner. Häufig wird darauf

verzichtet, verbindliche Spielregeln

der Zusammenarbeit zu vereinbaren,

was fast immer zu Komplikationen

führt. Für manche Unternehmen stellt

sich erst in der Kooperationspraxis

heraus, dass sie die Abhängigkeit von

Kooperationen nicht akzeptieren kön-

nen. Kooperationen müssen in Ab-

hängigkeit von der Umweltunsicher-

heit kontinuierlich angepasst werden.

Unterbleibt dies wegen einer fehlen-

den Anpassungsbereitschaft oder -fä-

higkeit verringert dies die Koopera-

tionsvorteile. Ein weiterer Manage-

mentfehler, der verbreitet ist, ist der

Verzicht auf eine Erfolgskontrolle der

Kooperation, was dazu beitragen

kann, notwendige Korrekturen zu

unterlassen. Die angeführten Fehler

sind jene, die am weitesten verbreitet

sind.

Fazit

Kooperationen benötigen ein gutes

und umfassendes Kooperationsma-

nagement, um erfolgreich zu sein. Die

meisten Kooperationsfehler sind ver-

meidbar, denn Kooperieren kann ge-

lernt werden und nicht jede Koopera-

tion muss in allen ihren Details neu

erfunden werden. Wird dies berück-

sichtigt, führt die Kooperation von

Unternehmen meist nicht nur zu Vor-

teilen der Kooperationspartner, son-

dern auch der Region und der Gesell-

schaft.  

* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen des Konjunkturforums der
Kärntner Raiffeisenbanken am 23.
Februar 2012 in Velden.
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Kooperationen von Unternehmen und Staaten*

Sowohl auf der Mikroebene der Unternehmen als auch auf der Makroebene der Staaten
sind seit Jahren die Bildung größerer Einheiten sowie eine zunehmende Vernetzung zu be-
obachten. Dies äußert sich zum einen in Kooperationen und Fusionen von Unternehmen
und zum anderen in supranationaler und intragovernmentaler Zusammenarbeit von Staa-
ten. Für letztere ist etwa die Europäische Union mit der Euro-Union ein gutes Beispiel.
Diese Entwicklungen erfordern das Management von Unternehmensgrenzen sowie das
Management von Staatsgrenzen. Dabei stellen sich zahlreiche Parallelen heraus.

In beiden Konstellationen sind die

Managementanforderungen hoch und

es existiert keine Erfolgsgarantie. So-

wohl bei Unternehmen als auch bei

Staaten stellen sich nicht nur ökono-

mische, sondern auch gesellschaftli-

che Konsequenzen ein. Die Entwick-

lung zu größeren Einheiten kann aus

einer Veränderung von wichtigen

Rahmenbedingungen und der Sorge

vor dem Verlust der Wettbewerbsfä-

higkeit der Unternehmen und der

Staaten erklärt werden. Es sind vor

allem diese Befürchtungen, die die

Bereitschaft nähren, Souveränität ab-

zugeben und Verpflichtungen einzu-

gehen. Im Gegenzug wird eine Ko-

operationsrente erwartet.

Staatliche Kooperationen

Die Unternehmenskooperationen –

ihre Ausgestaltung und ihre Erfolgs-

faktoren – werden an vielen Stellen

dieses IfG-Newsletters angesprochen

und sind den Lesern längst bekannt.

Daher wird der Fokus hier auf die

staatlichen Kooperationen gelegt. Die

Wettbewerbsfähigkeit von Staaten

hängt von der Optimierung der Erfül-

lung staatlicher Aufgaben und dem

Auffinden von präferenzgerechten

Lösungen ab. Zusätzlich geht es um

die Organisation nachhaltiger Bezie-

hungen zu anderen Staaten und um

die Förderung der Identifikation von

Menschen mit ihren Staaten oder, an-

ders formuliert, deren Akzeptanz. Die

Analogien mit wettbewerbsfähigen

Unternehmen sind wiederum sehr of-

fensichtlich. Auch bei staatlichen Ko-

operationen zeigt sich, dass es auf die

Kombination unterschiedlicher Stär-

ken ankommt: einerseits Zentralität

und Größe, andererseits aber Dezen-

tralität und staatliche Souveränität.

Politisches Modell

Dies entspricht dem aktuellen politi-

schen Modell der supra- und der

intergo vernmentalen Zusammenar-

beit. Zen tra lität und Größe erleichtern

politische Stabilität, indem größere

Risiken beherrschbar werden. Externe

Effekte können so internalisiert und

sowohl Transaktions- als auch Pro-

duktionskosten gesenkt werden. An-

dererseits fördern Dezentralität und

Souveränität präferenzgerechte politi-

sche Lösungen. Sie vermitteln Iden-

tität und Bürgernähe. Verhandlungs-

kosten können auf diese Weise verrin-

gert und die gesellschaftliche Kohä-

sion erleichtert werden. 

Kooperationsmodelle

Wir kennen die additiven Kooperatio-

nen ähnlicher Staaten, deren Wettbe-

werbsfähigkeit über die Erreichung

größerer Einheiten sichergestellt wer-

den soll. Hingegen setzen komple-

mentäre Kooperationen heterogener

Staaten an den Vorteilen der Vielfalt

an. Der europäische Integrationspro-

zess hat je nach Funktion und staat-

licher Aufgabenstellung die Größe

oder die Vielfalt als Ansatzpunkt. Da-

neben kennen auch staatliche Koope-

rationen unterschiedliche Institutiona-

lisierungen, die mit unterschiedlichen

Zentralisierungsgraden korrespondie-

ren. Die Managementaufgabe besteht

in der Erreichung eines optimalen Mi-

schungsverhältnisses zwischen staat-

licher Souveränität und Zentralität,

sprich: einer Vergemeinschaftung. Bei

Unternehmen stellt sich dies auf

einem Spektrum zwischen Unterneh-

men dar, die ausschliesslich über

Marktbeziehungen miteinander ver-

bunden sind und über unterschiedli-

che Kooperationsmodelle bis zu völli-

gen Verschmelzungen reicht. Auf der



staatlichen Ebene korrespondiert dies

mit autonomen Staaten, die wirt-

schaftlichen Austausch via Handel

und die politische Zusammenarbeit

über die üblichen diplomatischen

Wege praktizieren, über Formen der

intergovernmentalen und der suprana-

tionalen Zusammenarbeit bis zur Ver-

gemeinschaftung durch politische

Unionen. Ein Beispiel für den letztge-

nannten Status wären „Vereinigte

Staaten von Europa“, in welcher kon-

kreten Ausgestaltung auch immer.

Der Zentralisierungsgrad der Institu-

tionalisierung nimmt zu. 

Managementfehler

Auch die Managementfehler ähneln

sich, wenn die Kooperation von Staa-

ten vergleichend analysiert werden.

Häufig ist eine fehlende Konkretisie-

rung der Kooperationsziele und –per-

spektiven festzustellen. Auch nicht

geeignete Partner werden in die Ko-

operation einbezogen, wie etwa an

den aktuellen Entwicklungen der

Euro-Währungsunion sehr eindrucks-

voll beobachtet werden kann. Ebenso

ist die Wahl ungeeigneter Koopera-

tionsmodelle festzustellen. Zudem

haben die Staaten aus unterschied-

lichen Gründen Probleme mit der ko-

operationsinhärenten Einschränkung

ihrer Aktivitätsfreiräume. Fehlende

oder nicht eingehaltene Spielregeln

sowie nicht verhängte oder nicht

glaubwürdige Sanktionen bei der Ver-

letzung von Spielregeln kommen

hinzu. Dies kann sowohl in normalen,

vor allem aber in außergewöhnlichen

Situationen, beobachtet werden. Auch

eine Aufteilung der Kooperationsren-

te, die sich anders darstellt als ur-

sprünglich beabsichtigt, kann die

staatlichen Kooperationen belasten.

Solche Konstellationen manifestieren

sich in nicht akzeptierten Kosten-Nut-

zen-Profilen der Partner oder in un-

gleichgewichtigen Gläubiger-Schuld-

ner-Positionen. Auch dafür bieten die

aktuellen Entwicklungen im Zu-

sammenhang mit der Staatsverschul-

dung in der Europäischen Währungs-

union reiches Anschauungsmaterial

ebenso wie über einen fehlenden

Konsens über den Abbau von Un-

gleichgewichten. Zu den Grundregeln

eines guten staatlichen Kooperations-

managements gehört es, diese Fra gen

vor dem Start der Kooperation zu klä-

ren, insbesondere gilt dies auch für

die Integration von Elementen der So-

lidarität in die Vereinbarung. Häufig

fehlt eine Erfolgskontrolle, aus der

Anpassungsbedarf abgeleitet werden

kann. Dieser Fehler ist bei staatlichen

Kooperationen noch weiter verbreitet

als bei Unternehmenskooperationen.

Fazit

Die skizzierten Managementfehler bei

politischen Kooperationen haben

weitreichende Folgen. Sie können ak-

tuell im Zusammenhang mit der

Staatsverschuldungskrise in der Euro-
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Die Gefahr, aneinander vorbei zu

kommunizieren, ist groß, ebenso wie

die resultierenden Probleme bei der

Wahl falscher Kommunikationskanä-

le und ungeeignet aufbereiteter Kom-

munikationsinhalte. Einige wichtige

Grundregeln für die Kommunikation

in Wohnungsgenossenschaften sind

zu beachten.

Grundregeln

So muss die Kommunikation als

unternehmerischer Erfolgsfaktor ver-

standen werden. Diese Erkenntnis

muss in ein Kommunikationskonzept

umgesetzt werden. Die Kommunika-

tionsstrategie ist in die Unterneh-

mensstrategie einzubinden. Die rele-

vanten Kommunikationselemente

sind zu identifizieren und umzuset-

zen. Schließlich muss die Bereitschaft

zur Anpassung von Kommunikations-

elementen, die sich nicht bewährt

oder überlebt haben, vorhanden sein.

Kommunikation darf nie einseitig

sein und es gilt zu beachten, dass sie

immer Inhalte und Emotionen enthält.

Daher muss sie zielgruppenorientiert

Theresia Theurl

Warum ist Kommunikation für Wohnungsgenossenschaften wichtig?*

Kommunikation nach innen und nach außen ist auch für Wohnungsgenossenschaften
wichtig und prägt die Identität der Unternehmen. Wie bei anderen Unternehmen auch darf
die Kommunikation nicht willkürlich und punktuell sein, sondern sie erfordert eine Strategie.
Dabei sind einige Besonderheiten zu berücksichtigen. Intern sind die besonderen Govern-
ancestrukturen einer Genossenschaft zu beachten und extern diverse Informationsmängel
der Adressaten.    

päischen Währungsunion sehr gut stu-

diert werden. Kennzeichnend sind ein

Anhalten struktureller Ungleichge-

wichte, verbunden mit einer abneh-

menden Performance und mit einem

Schwinden der Akzeptanz. Mit dem

Auftreten diverser „Netzwerkkrisen“

in immer kürzeren Abständen nimmt

auch die Glaubwürdigkeit der Zu-

sammenabreit ab und das Vertrauen

auf die Problemlösungsfähigkeit der

Akteure, das Kooperationsmanage-

ment verkommt dann zum Krisenma-

nagement. Kurzum: Aus dem Koope-

rationsmanagement für Unternehmen

könnten zahlreiche Lehren für ein

gutes Kooperationsmanagement für

staatliche Kooperationen abgeleitet

werden. Hervorgehoben werden soll,

dass eine sorgfältige Institutionalisie-

rung der Kooperation das operative

Management deutlich erleichtern

kann.               

* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen des Gesellschaftspoliti-
schen Exklusiv-Seminars des Ver-
bands Druck und Medien Niedersach-
sen e.V. am 24. Januar 2012 in Celle.
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ausgerichtet sein und die Reaktionen

bei den Empfängern von vorneherein

mit berücksichtigen.

Kommunikationskern

Der Kommunikationskern bei Woh-

nungsgenossenschaften ist die Mem-

berValue-Strategie, ihre Inhalte und

Ergebnisse. Dies gilt für die Kommu-

nikation nach innen und nach außen.

Nach innen geht es erstens darum,

was die Mitglieder wünschen und

zweitens darum, was die Wohnungs-

genossenschaft diesbezüglich leistet.

Diese Botschaften sind adäquat auf-

zubereiten und zu kommunizieren.

Wichtig ist, dass dies von vorneherein

freiwillig geschieht und nicht nach

Aufforderungen.

Anforderungen 

Bei der Entwicklung und bei der Um-

setzung einer Kommunikationsstrate-

gie von Wohnungsgenossenschaften

sind mehrere Aufgaben zu isolieren

und dabei einige Anforderungen zu

erfüllen. Auf diese soll hier kurz ein-

gegangen werden. So ist es sehr wich-

tig, geeignete Zielgruppen zu identifi-

zieren, für die differenzierte Kom -

munikationsstrategien zu entwickeln

sind. Das Abgrenzungskriterium muss

dabei ein kommunikationsrelevantes

sein. Ebenso bedeutend ist die Aufbe-

reitung der Kommunikationsinhalte.

So sind die zu kommunizierenden Er-

gebnisse der Genossenschaft in Bezug

zu den Zielen, Ankündigungen und

zum wirtschaftlichen Erfolg der Ziel-

gruppen aufzubereiten. Es gilt, eine

belastbare Informationsbasis aufzu-

bauen und diese kontinuierlich zu ak-

tualisieren. Im Rahmen der eigent-

lichen Kommunikationsakte sollte

präzise zwischen den drei Komponen-

ten des MemberValues differenziert

werden, wobei auch die Interdepen-

denzen herauszuarbeiten sind. Das

MemberValue-Reporting sowie die

für MemberValue-Strategien erforder-

lichen Mitgliederbefragungen sind

möglichst kontinuierlich durchzufüh-

ren. Widersprüchliche Informations-

inhalte sollten vermieden werden. Zu-

sätzlich sollten keine Widersprüche

zwischen Ankündigungen und Maß-

nahmen vorliegen. Eine besonders

wichtige Aufgabe ist die Wahl der ge-

eigneten Kommunikationskanäle.

Alleinstellungsmerkmale

Die Kommunikation in und von Woh-

nungsgenossenschaften ist ein immer-

währender Prozess der Gewinnung,

Nutzung und Weitergabe von Infor-

mationen über den MemberValue. Je

besser dies gelingt, umso mehr kön-

nen die Stärken von Wohnungsgenos-
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Die Akteure der beiden Seiten des

„Two-sided markets“ hängen wech-

selseitig voneinander ab. Je besser die

lokalen Informationen sind, die die

VC generieren, desto besser kann

auch der Vertrieb dieser Informatio-

nen sein. Funktioniert hingegen der

Vertrieb nicht optimal und ist der

Marktanteil auf dem externen Markt

zu gering, so kann die Produktion der

Informationen nicht erwirtschaftet

werden. Der Erfolg der gesamten Ko-

operation ist also von den Aktivitäten

der Partner auf den beiden Seiten

sowie von der Verrechnung der ein-

zelnen Leistungen abhängig, die die

wesentlichen Anreize enthalten. Es

geht also um die Kooperationsrente

durch die Zusammenarbeit der Verei-

ne Creditreform. Eine Besonderheit

dieser Kooperation besteht darin, dass

die Akteure auf den beiden Seiten

identische Unternehmen in der Ausü-

bung jeweils einer der beiden Rollen

sind.

Gleichgewicht

Two-sided markets funktionieren nur

dann, wenn beide Seiten in einem

Gleichgewicht zueinander stehen, es

also einen Ausgleich zwischen inter-

nem und externem Markt gibt, einer-

seits dem Datenangebot, das der Pro-

duktion entspricht und andererseits

der Datennachfrage, die dem Vertrieb

entspricht. Dies wird nur dann gelin-

gen, wenn die Akteure beider Seiten

ihren Vorteil sehen. Daher ist das Ta-

Theresia Theurl

Creditreform: Optimierung der Binnenstrukturen*

Das Unternehmen Creditreform ist eine Kooperation der einzelnen Vereine Creditreform.
Es handelt sich um eine Kooperation, die sich durch eine lange und erfolgreiche Tradition
auszeichnet. Die Vereine Creditreform sind gleichzeitig auf einem internen Markt Produ-
zenten von Unternehmensdaten und auf einem externen Markt die Anbieter oder Verkäu-
fer solcher Daten. Sie gestalten und nutzen also einen Daten- oder Wissenspool. Die Ko-
operation ist, bildlich gesehen, rund um eine Plattform angesiedelt. Insgesamt bilden die
Vereine Creditreform als Gruppe eine Art „Two-sided market“ nach.

senschaften gestärkt werden. Eine ge-

eignete Kommunikationsstrategie er-

möglicht nämlich eine Fokussierung

auf das genossenschaftliche Allein-

stellungsmerkmal, verbunden mit

einer Zielgruppenorientierung. Eine

gute Kommunikationsstrategie er-

möglicht den Stakeholdern zudem

eine bessere Verfolgung der Entwick-

lung der Wohnungsgenossenschaft.

Die Kommunikationsinhalte können

modular und standardisiert aufbereitet

werden. Auf diese Weise gelingt es,

strategische Zielsetzungen und die Er-

füllung gesetzlicher Informations-

pflichten zu kombinieren. Die Ent-

wicklung eines klaren Unternehmens-

profils wird ermöglicht sowie die Ver-

gleichbarkeit zwischen Unternehmen.

Dies ermöglicht auch die Kontrollak-

tivitäten der Mitglieder und könnte

deren Engagement erleichtern und

fördern.

Fazit

Die interne und die externe Kommu-

nikation von Wohnungsgenossen-

schaften ist eine eigenständige Mana-

gementaufgabe, die den wirtschaft-

lichen Erfolg, die Akzeptanz und die

Wettbewerbsfähigkeit beeinflusst. Bei

der Entwicklung und Umsetzung von

Kommunikationsstrategien sind eini-

ge Grundregeln zu beachten und

wichtige Anforderungen zu berück-

sichtigen. So muss die Kommunika-

tionsstrategie unmittelbar aus der

Unternehmensstrategie abgeleitet

sein, um glaubwürdig zu sein.              

* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen des 19. Symposiums
„Perspektiven für Wohnungsgenos-
senschaften“ am 20. März 2012 in
Münster.
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rifsystem, die Verrechnung der beiden

Leistungstypen, der Schlüssel zum

Erfolg. Es müssen Anreize enthalten

sein, die Potenzialausschöpfung zu

intensivieren und eine effiziente und

qualitätsorientierte Produktion zu er-

möglichen. Im Kern steht also die

konkrete Ausgestaltung der Koopera-

tion, also ihre Binnenstrukturen.

Veränderungen

Auf dem Markt für Unternehmensin-

formationen haben sich in den ver-

gangenen Jahren größere Veränderun-

gen ergeben, die auch das Koopera-

tionsmodell der Creditreform berüh-

ren und zu einer Veränderung des Ta-

rifsystems drängen. Es haben sich

neue Anbieter herausgebildet, die mit

Spezialangeboten und -tarifen den

Wettbewerb deutlich intensiviert

haben. Gleichzeitig hat sich auch die

Struktur der Nachfrage verändert. So

haben die gebündelte Nachfrage und

die Anzahl der großen Nachfrager zu-

genommen, ebenso ist die Vielfalt der

Nachfrager gestiegen. Auf der ande-

ren Seite haben sich die Produktions-

technologien verändert. Die Daten-

bankbasierung erfordert und ermög-

licht eine permanente Pflege der

Daten. Dies hat zu höheren Fixkosten

und einer deutlichen Verringerung der

variablen Kosten geführt. Die Grenz-

kosten zusätzlicher Datenangebote

sind sehr gering geworden. Das Pro-

duktportfolio wurde deutlich ausge-

weitet.

Anpassungsbedarf

Im Ergebnis kommt das bisher prakti-

zierte Geschäftsmodell der Creditre-

form unter Anpassungsdruck. Eine

Veränderung des Tarifsystems muss

die Abhängigkeit der beiden Seiten

als Konstruktionsmerkmal berück-

sichtigen. Isolierte Preisanpassungen

würden die Kooperation sprengen und

die Kooperationsrente deutlich verrin-

gern. Da der Druck über den externen

Markt auf den internen Markt übertra-

gen wird, dürfen die Preise des inter-

nen Markes nicht jene des externen

Marktes dominieren, da sonst Markt-

anteile verloren gehen. Andererseits

ermöglicht es die geänderte Kosten-

struktur auf dem internen Markt,

Preiszugeständnisse auf dem externen

Markt zu machen. Es geht also um

Anpassungen, die die Stabilität der

traditionsreichen Kooperation ermög-

lichen sollen. Konkret stellt sich die

Frage nach einem fairen Tarifsystem,

das den geänderten Rahmenbedingun-

gen Rechnung trägt und die Koopera-

tionsrente maximiert. Das zukünftige

Tarifsystem muss gleichzeitig Effi-

zienz in der Zusammenarbeit ermög-

lichen und die Akzeptanz durch die

Kooperationspartner sicherstellen.
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Finanzkrise – Bankenkrise – Schuldenkrise – Stellung der 
genossenschaftlichen Banken*

Seit mehreren Jahren sind auch die Rahmenbedingungen für die Raiffeisenbanken und
alle anderen genossenschaftlichen Banken andere geworden. Sie bringen ein krisenhaftes
Umfeld zum Ausdruck. Nach der Immobilien- und der globalen Finanzmarktkrise, die in vie-
len Volkswirtschaften auch mit Bankenkrisen verbunden waren, stehen nun die Verschul-
dungskrisen in mehreren Staaten der Europäischen Währungsunion im Vordergrund.      

Wird von den konkreten Inhalten der

diversen Krisen abstrahiert und wird

nach gemeinsamen Konsequenzen

und Perspektiven für die Genossen-

schaftsbanken gesucht, so ist insge-

samt davon auszugehen, dass sowohl

eine Vertrauenskrise als auch eine

Managementkrise zu identifizieren

ist. Diese beiden Krisen können

gleichsam als eine „Krisenklammer“

verstanden werden, die nun seit meh-

reren Jahren die Aktivitäten der Ge-

nossenschaftsbanken prägt. Diese

Klammer beinhaltet auch eine Zah-

lungsbilanzkrise, eine Krise der Zen-

tralbanken sowie eine Krise der Euro-

päischen Union. Die letztgenannten

Krisen sind bislang weniger ausge-

prägt, könnten sich jedoch noch deut-

lich stärker herausbilden, wenn es

nicht gelingt, die aktuellen Entwick-

lungen und Probleme besser als bisher

in den Griff zu bekommen.

Krisenstruktur

Die Management- und die Vertrauens-

krise beeinflussen sich gegenseitig.

Sie werden getrieben von den Erwar-

tungen und Handlungen der Bevölke-

rung sowie der Banken, aber auch der

Unternehmen und der Politiker, die

sich seit Jahren im „Krisenmodus“

befinden. Die Krisen werden ver-

Fazit

Die aktuelle Herausforderung zeigt

mehrere Merkmale dieser besonderen

Kooperationen sehr deutlich. Erstens

wirken sich die Strategien und Akti-

vitäten der Kooperationspartner auf

das Gesamtergebnis der Kooperation

und die wirtschaftlichen Ergebnisse

der Partner aus. Zweitens hängt der

einzelwirtschaftliche Erfolg vom Er-

folg der gesamten Kooperation ab.

Drittens geht es um die kontinuierli-

che Veränderung der Binnenstruktu-

ren bei sich ändernden Rahmenbedin-

gungen. Viertens müssen die Preis-

strukturen der beiden Aktivitätsebe-

nen der Creditreform zwar unabhän-

gig voneinander optimiert werden,

dennoch muss in einem zweiten

Schritt der Interdependenz der Zu-

sammenarbeit adäquat Rechnung ge-

tragen werden.                                    

* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen des Verbandstags der Cre-
ditreform am 10. Mai 2012 in Kopen-
hagen.
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schärft durch fehlende Informationen,

durch mangelhafte Institutionen und

Regeln, die Verletzung von gültigen

Regeln sowie durch das Verhalten

einzelner Akteure. Dieser krisenför-

dernde und von den Krisen geförderte

Komplex besteht seit Jahren und än-

dert sich nur in den Details. Der

Hintergrund dafür liegt in der Exis-

tenz von Ungleichgewichten auf meh-

reren Ebenen sowie der Dominanz der

global und inhaltlich verflochtenen

Finanzmärkte. Solange es nicht ge-

lingt, die strukturellen Ungleichge-

wichte abzubauen, werden sich

immer wieder Krisen im Gesamtsys-

tem ergeben. Raiffeisenbanken be-

wegen sich also in einem gefährlichen

Umfeld, das durch allgemeine Unsi-

cherheit geprägt ist.

Raiffeisenbanken

Raiffeisenbanken sind mit ihren Akti-

vitäten in der Realwirtschaft veran-

kert, vor allem über die Kreditvergabe

an mittelständische Unternehmen. Sie

sind Akteure des Bankensystems und

sie sind, wenngleich in moderatem

Ausmaß und nur mit speziellen Trans-

aktionen, auf den Finanzmärkten ver-

treten. Von den krisenhaften Entwick-

lungen werden sie über ihr spezielles

Geschäftsmodell, die aktuellen wirt-

schaftliche Entwicklung sowie von

Reformen der Banken- und Finanz-

marktregulierung betroffen. Ihr de-

zentrales, lokal und regional veran-

kertes Geschäftsmodell federt die di-

rekte Betroffenheit von den Krisen ab

und ermöglicht es ihnen, stabilisie-

rend zu wirken. Das genossenschaftli-

che Geschäftsmodell kann also als

Wettbewerbsvorteil in turbulenten

Zeiten verstanden werden. Doch real-

wirtschaftliche Probleme sowie Fi-

nanzmarktunsicherheiten wirken sich

selbstverständlich auch auf Genossen-

schaftsbanken aus. Dies ist immer

dann der Fall, wenn die allgemeine

Unsicherheit auch die wirtschaft-

lichen Aktivitäten verringert. Dies

trifft auch die Nachfrage nach Kredi-

ten. Die heute diskutierten Reformen

der Banken- und Finanzmarktregulie-

rung werden sich vor allem dann ne-

gativ auf die Genossenschaftsbanken

auswirken, wenn deren besonderes

Geschäftsmodell nicht berücksichtigt

wird, also weiter am Prinzip einer un-

differenzierten Regulierung festgehal-

ten wird, das sich in den vergangenen

Jahren herausgebildet hat. Raiffeisen-

banken werden durch das krisenhafte

Umfeld und die vielfachen Reaktio-

nen darauf also einerseits positiv und

andererseits negativ betroffen.

Fazit

Raiffeisenbanken sowie alle anderen

Genossenschaftsbanken haben sich

als eine stabilisierende Säule in einem

krisenhaften Umfeld bewährt. Sie

verkörpern ein robustes Geschäftsmo-

dell, das eine realwirtschaftliche und

lokale/regionale Verankerung bein-

haltet. Sie sind nicht finanzmarktge-

trieben und sie sind nur auf einzelnen

Finanzmarktsegmenten tätig. Dies

Krisenelemente

Genossenschaftliche Banken



Eric Meyer

Genossenschaften – Mehr Wert für Mitglieder durch Mitglieder

Mitglieder sind die Kunden der Genossenschaft, sie sind aber auch deren Eigentümer. Zum
Erfolg einer Genossenschaft ist es wichtig, dass die Mitglieder verstehen, welche Aufgaben
ihnen damit zukommen. Sie tragen aktiv zum Erfolg bei. Die mit der Mitgliedschaft verbun-
dene Doppelfunktion und die mit ihr verbundenen Aufgaben sind den Mitgliedern deshalb
klar zu kommunizieren.
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Unternehmer im 
Unternehmen

Genossenschaften ermöglichen es

ihren Mitgliedern, das Beste von zwei

Welten zu erlangen. Einerseits können

sie individuell verantwortlich Unter-

nehmen bleiben, die eigene (Ge-

schäfts-)Ideen verwirklichen, ande-

rerseits können sie in der Kooperation

mit anderen Unternehmen Vorteile re-

alisieren, die typischerweise durch

Größe geprägt sind. Letztlich ist die

Genossenschaft nichts anderes als die

Fortsetzung des eigenen Unterneh-

mens mit anderen Mitteln. Um dieses

Zusammenwirken von Genossen-

schaft und Mitgliedsunternehmen er-

folgreich zu gestalten, ist es wesent-

lich, dass beide in einem Gleichge-

wicht zueinander stehen. Das bedeu-

tet, dass weder die individuellen

Wünsche und Anforderungen der ein-

zelnen Unternehmen, noch die zentra-

len Leistungen der Genossenschaften

den jeweils anderen Partner dominie-

ren dürfen, indem sie ein Übergewicht

bekommen. Die Ermittlung dieses

Gleichgewichts kann aber nicht von

außen vorgegeben werden. Es unter-

scheidet sich von Branche zu Branche

und auch im Zeitablauf durch techno-

logische Änderungen und Änderun-

gen in den Märkten. Deshalb ist es

wichtig, dass die Schaffung dieses

Gleichgewichts in der Genossenschaft

diskutiert wird. Dieses ist an zwei

Voraussetzungen geknüpft. Erstens

muss die Genossenschaft bereit und in

der Lage sein, ihren Mitgliedern, den

durch sie geschaffenen MemberValue

zu kommunizieren, zweitens müssen

die Genossenschaftsmitglieder erken-

nen, dass sie Teil dieses Gleichge-

wichts sind, sie sind Teil der Genos-

senschaft und ihrer Wertschöpfung

und die Genossenschaft ist Teil des

einzelnen Mitgliedsunternehmens.  

Mitgliedermitwirkung

Wenn akzeptiert ist, dass die Genos-

senschaft Teil des eigenen Betriebs

des Mitglieds ist, so folgt aus der Ver-

antwortung des Mitglieds für seinen

eigenen Betrieb auch eine Verantwor-

tung für die gemeinsame Genossen-

schaft, die wertvollen Input für das ei-

gene Unternehmen liefert. Um der ei-

genen Verantwortung für die gemein-

same Genossenschaft nachzukom-

men, empfehlen sich drei Schritte, die

jedes Mitglied einer Genossenschaft

für sich einfach vollziehen kann.

Erstens ist die eigene Position im

Markt zu überprüfen. Das Mitglied

muss sich klar darüber werden, wel-

che Tätigkeiten und Aufgaben im ei-

genen Betrieb aktuell durchgeführt

werden, was insbesondere auch die

Tätigkeiten betrifft, die nicht den

Kern des Unternehmens betreffen,

also z.B. Verwaltungsaufgaben. Es ist

aber auch zu prüfen, wo die Stärken

sollte es auch nahe legen, bei allen an-

stehenden Reformen der Banken- und

Finanzmarktregulierung zu differen-

zieren und die Risikoorientierung der

einzelnen Geschäftsmodelle explizit

zu berücksichtigen. Geschieht dies

hingegen nicht, gehen auch die stabi-

lisierenden Wettbewerbsvorteile der

Genossenschaftsbanken verloren, die

diesen inhärent sind.          

* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen eines Seminars für Ver-
waltungs- und Aufsichtsräte von
Raiffeisenbanken Nord- und Südtirols
am 14. Januar 2012 in Neustift.

Ü Theresia Theurl

( (0251) 83-2 28 91

* theresia.theurl@

ifg-muenster.de



und Schwächen des Unternehmens

liegen. Es ist ehrlich zu analysieren,

wo für bestimmte Aufgaben, die als

notwendig erachtet werden, die

Größe, die Kompetenz oder auch die

Zeit fehlt. Damit wird jedem Mitglied

ermöglicht zu erkennen, wo das eige-

ne Unternehmen Stärken besitzt, aber

auch in welchen Bereichen eine Zu-

sammenarbeit in der Genossenschaft

besser und effizienter wäre.

Wenn aus der eigenen Unternehmens-

analyse heraus erkannt wurde, dass

und auch wo die Genossenschaft für

das eigene Unternehmen wichtig ist,

muss ein Mitglied sich zweitens über

die Mitwirkung in der Genossenschaft

klar werden. Nur so wird es ihm er-

möglicht, seine eigenen aus dem eige-

nen Unternehmen erwachsenen Inter-

essen zu wahren. Diese Vorteile der

Mitwirkung muss das Mitglied auch

gegen den Aufwand spiegeln, der

damit verbunden ist, so dass die Vor-

teilhaftigkeit deutlich wird. Es ist die

Erwartungshaltung gegenüber der Ge-

nossenschaft zu formulieren und zu

klären, welche (neuen) Projekte die

Genossenschaft übernehmen sollte.

Schließlich muss das Mitglied auch

für sich klären, wie es mit der Genos-

senschaft kommuniziert. Dazu ist zu

ermitteln, welche Anlässe genutzt

werden und wer der oder die An-

sprechpartner sind. Nur über diese

Kommunikation kann das Interesse

der Mitglieder in der Genossenschaft

überhaupt abgebildet werden. Unter-

bliebene Kommunikation sind unter-

bliebene Chancen.

Drittens muss die Arbeit der Genos-

senschaft auch der Erfolgskontrolle

unterliegen. Jedes Mitglied muss für

ich klären, was es von der Genossen-

schaft an generiertem Wert erwartet.

Andererseits hat die Genossenschaft

selbst dafür Sorge zu tragen, dass die-

ser MemberValue für die Mitglieder

kommuniziert und ihnen damit ver-

deutlicht wird. Die Erfolgskontrolle

bedeutet auch immer, dass über An-

passungen nachgedacht wird. Diese

Anpassungen können die Genossen -

schaft aber auch den einzelnen Be-

trieb des Mitglieds betreffen, die not-

wendig sind, um den gemeinsamen

Erfolg sicherzustellen 

Durch diese Schritte für die Mitglie-

der, die letztlich aus ihrem eigenen

Interesse resultieren, kann der Erfolg

der Genossenschaft erhöht werden

und damit wird wiederum der Erfolg

des einzelnen Mitgliedsunternehmens

gefördert.

*Vortrag am 31. Januar 2012 bei der
Genossenschaft Kölner Friedhofs-
gärtner eG.
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Interview

Frage: 2003 titelte die Wochenzei-
tung „Die Zeit“ einen Beitrag über
Genossenschaften mit den Worten
„Die besseren Kapitalisten“. Sehen
Sie das auch so?

Theurl: Es ist immer eine Frage, wie

man den Begriff des Kapitalisten

interpretiert. Wenn man es aber so

sieht, dass Genossenschaften sich aus

Menschen zusammensetzen, die im

eigenen Interesse versuchen, etwas

selbst in die Hand zu nehmen und

dafür auch Verantwortung überneh-

men, dann passen sie optimal in unse-

re Wirtschaftsordnung der Marktwirt-

schaft und zum Subsidiaritätsprinzip.

Damit sind sie in der Tat die besseren

Kapitalisten. Sie rufen nicht nach dem

Staat, sondern nehmen ihr Schicksal

selbst in die Hand. 

Wickert: Wenn ich sagen würde, sie

sind die besseren Kapitalisten, dann

bedeutet das für mich eine gewisse

Interpretation des Kapitalismus. Es

gibt den Raubtierkapitalismus, es gibt

den Kasinokapitalismus. Und dann

gibt es das, was man mit der sozialen

Marktwirtschaft umschreibt. Diese

Art des Kapitalismus ist von Werten

getrieben. Das Wichtige bei der Ge-

nossenschaft ist für mich das Prinzip

der Solidarität. Hier schließen sich

Menschen zusammen, die möglicher-

weise alleine nicht schaffen könnten,

was sie als Gemeinschaft schaffen. 

Frage: In den überregionalen Medien
wird wenig über Genossenschaften
berichtet. Leiden Genossenschaften
an einem Imagedefizit?
Theurl: Bis vor Kurzem hätte ich das

auch gedacht. Mit dem Marktfor-

schungsunternehmen GfK Nürnberg

haben wir eine Befragung darüber

durchgeführt, was Deutschland über

Genossenschaften weiß, und haben

höchst informative und sehr interes-

sante Ergebnisse erhalten: Viele Men-

schen kennen Genossenschaften und

wissen, was Genossenschaften sind,

wenn auch oft nur punktuell. Aber

viele können Beispiele für Genossen-

schaften nennen und kennen ihre we-

sentlichen Merkmale. Etwa 81 Pro-

zent wissen: Genossenschaften müs-

sen zum Wohl ihrer Mitglieder han-

deln. Das ist ein außerordentlich

hoher Prozentsatz.

Wickert: Weil die Mitglieder Eigen-

tümer sind!

Theurl: Genau so ist es. Es gibt ein-

erseits Informationen über Genossen-

schaften in der Bevölkerung, unab-

hängig davon, ob die Medien berich-

ten. Andererseits werden Genossen-

schaften positiv eingeschätzt. Ich bin

der Meinung, dass sich im Zuge der

Interview mit Theresia Theurl, Professorin für Volkswirtschaftslehre und geschäftsführende
Direktorin des Instituts für Genossenschaftswesen an der Universität Münster, und Ulrich
Wickert, Ex-„Mr. Tagesthemen“, Buchautor und Wertebotschafter unserer Genossenschaft-
lichen FinanzGruppe.

IfG intern | Interview

www.ifg-muenster.de 1-2012 81

Was macht Genossenschaften aus?

Prof. Dr. Theresia Theurl und Ulrich Wickert im Gespräch
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Finanzmarktkrise etwas geändert hat.

Man kann also nicht mehr sagen, dass

die Menschen nicht wissen, was Ge-

nossenschaften sind. Genossenschaf-

ten werden auch nicht als hinterwäld-

lerisch und antiquiert eingeschätzt. 

Wickert: Allerdings habe ich es

schon mehrmals erlebt, wenn ich bei

Volksbanken Vorträge halte, dass es

einen Wandel gegeben hat. Einen

Wandel hin zum Bekenntnis einer Ge-

nossenschaft. Plötzlich bekennen sich

auch immer mehr Vorstände von

Volksbanken zu dem Begriff der Ge-

nossenschaftsbank, um sich von ande-

ren Banken abzusetzen. Das ist etwas

ganz Wichtiges. Denn der Wert der

Genossenschaften muss ja erst einmal

von denjenigen vertreten werden, die

dort arbeiten und sie repräsentieren. 

Frage: Wie könnte man die genossen-
schaftlichen Prinzipien – Selbsthilfe,
Selbstverwaltung, Selbstverantwor-
tung – bekannter machen und das
Image der Genossenschaften noch
weiter stärken?
Theurl: Sehr wichtig ist natürlich

Kommunikation. Aber das ist nur die

eine Sache. Ebenso wichtig ist, dass

man sie auch lebt und umsetzt. Je be-

wusster sich das Genossenschaften

machen, umso authentischer können

sie die Prinzipien auch vermitteln.

Und die Umfrageergebnisse zeigen,

dass sie in dem, was sie tun, sehr

glaubwürdig sind.

Wickert: Praktisch kann man das ma-

chen, indem jede Volksbank in ihrer

Region klarmacht: „Ich bin mitverant-

wortlich für den Zustand der Region,

in der ich mich befinde.“ Das heißt,

ich engagiere mich auch in der Ju-

gendarbeit, im Sport, ich engagiere

mich dort, wo Vereine und Institutio-

nen, die der Gemeinschaft dienen,

Hilfe brauchen. Ich sage immer: Ein

Unternehmen leidet, wenn seine Um-

gebung leidet. Einem Unternehmen

geht es gut, wenn es seiner Umgebung

gut geht. Wenn das Unternehmen

hilft, dass es der Umgebung besser

geht, dann wird es als positives Ele-

ment angesehen. 

Frage: Frau Theurl, was hat Sie dazu
bewogen, Ihren Schwerpunkt auf das
Thema Genossenschaften zu setzen?
Theurl: Mich hat immer fasziniert,

dass es Organisationen gibt, die einer-

seits selbstständige, kleinere Einhei-

ten sind und großen Wert darauf

legen, selbstständig zu bleiben. Ande-

rerseits, dort, wo es notwendig ist,

schließen sie sich zu größeren Gebil-

den zusammen und organisieren Viel-

falt. In meinem alten Leben an der

Universität Innsbruck war ich für alle

europäischen Fragen zuständig. Da-

mals standen souveräne Staaten im

Mittelpunkt meiner Arbeit, die selbst-

ständig bleiben, aber dennoch zusam-

men dieses größere Gebilde der Euro-

päischen Union haben. Jetzt an der

Universität Münster erforsche ich das

im Bereich der Unternehmensorgani-

sation: Unternehmen kooperieren zu-

nehmend, bleiben aber dabei selbst-

ständig. Wo man Größen- und Viel-

faltsvorteile nutzen kann, arbeiten sie

zusammen. Dieses Zusammenspiel

von Kleinheit und Größe finde ich

faszinierend. 

Frage: Und wie kam es zu Ihrer
„Sehnsucht nach verlässlichen Wer-
ten“, wie Sie auch eines Ihrer Bücher
genannt haben, Herr Wickert?
Wickert: Ich habe in den 70er-Jahren

bei der Sendung „Monitor“ gearbei-

tet, und irgendwann kam ein Verleger

zu mir: „Herr Wickert, Sie berichten

immer viel über Probleme in der Ge-

sellschaft, schreiben Sie doch mal ein

Buch drüber!“ Ich wusste nicht, wie

man ein Buch schreibt. Ich hatte nicht

einmal eine Doktorarbeit geschrieben.

Dann fing ich an nachzudenken:

Warum gibt es immer wieder Proble-

me in der Gesellschaft? Weil die Re-

geln nicht eingehalten werden. Also

befasste ich mich mit dem Thema

„Regeln der Gesellschaft“. Sehr be-

einflusst hat mich Emile Durk heim

mit seinem Buch „Erziehung, Moral

und Gesellschaft“, das nicht philoso-

phisch, sondern pädagogisch und so-

ziologisch an das Thema der Werte

herangeht. Und dann habe ich, und

das war der wirkliche Auslöser, dieses

Buch nach zehn Jahren wieder gele-

sen. Während ich dieses Buch las, rief

mich die wirtschaftliche Fakultät in

Köln an und fragte mich, ob ich auf

der Diplomfeier den Festvortrag hal-

ten möchte. Das nahm ich gerne an

und beschloss über Werte zu spre-

chen. Nach meinem Vortrag kamen

viele junge Menschen zu mir und sag-

ten: „Herr Wickert, davon hat uns

noch nie jemand etwas erzählt.“ 

Frage: Was macht Ihrer Meinung
nach eine gute Bank aus?
Theurl: Das kann ich ganz kurz

sagen: Verlässlichkeit und die Mög-

lichkeit, dass die Kunden Eigentümer

werden können. Das ist mir sehr

wichtig bei einer Bank. Dass die Bank

auch in der Lage ist, den unterschied-

lichen Kunden und Mitgliedern die

Lösungen zu bieten, die sie benötigen,

und nicht einfach irgendetwas verkau-

fen. Ansonsten würde ich meinen,

eine Bank braucht erstens Kunden

und/oder Mitglieder, sie braucht aus-



reichend Eigenkapital, natürlich Li-

quidität, und sie braucht Vertrauen.

Frage: Was macht Genossenschaften
für Studenten attraktiv? Wie viele Stu-
denten beschäftigen sich mit dem
Thema?
Theurl: Bei den Studierenden

braucht man sich gar keine Gedanken

zu machen. Die sind sehr interessiert.

Ich habe so ungefähr 500 Studierende

im Jahr, die das Fach Unternehmens-

kooperationen studieren. Genossen-

schaftliche Kooperationen machen

einen Teil davon aus. Die Studieren-

den sind beeindruckt davon, dass Ge-

nossenschaften die älteste Form von

Netzwerken sind – und völlig modern

und zeitgemäß. Sie sind praktisch die

Kooperationspioniere. Wir können

heute erklären, wann eine Genossen-

schaft Sinn macht oder wann es bes-

ser ist, eine andere Allianz zu grün-

den. Es ist faszinierend, dass man sich

heute mit Organisationen beschäfti-

gen kann, die mitten in unsere Zeit

passen und doch eine lange Tradition

haben. 

Frage: Herr Wickert, Sie sind Werbe-
und Wertebotschafter der Genossen-
schaftlichen FinanzGruppe. Werden
Sie öfter darauf angesprochen? Was
verbindet Sie mit den Volksbanken
und Raiffeisenbanken?
Wickert: Ich bin 20 Jahre lang Ge-

nosse bei der Sparda-Bank gewesen.

Heute bin ich Genossenschafter bei

der Hamburger Volksbank und habe

40 Anteile, bin also Großaktionär. Vor

Kurzem habe ich mich mit Herrn

Schäuble auf einer Veranstaltung in

Berlin unterhalten, und da kommt

Frau Schäuble und sagt: „Herr Wi-

ckert, ich finde es toll, dass Sie sich

für die Genossenschaftsbanken ein-

setzten!“ Ich sage: „Wie kommt’s?“,

und Herr Schäuble sagt: „Wir sind

doch alle alte Volksbanker!“ Das

Schöne ist, dass es immer sehr positiv

festgestellt wird. Bis hin zu jungen

Leuten, die mich ansprechen: „Ah, du

stehst bei uns in der Volksbank!“ Dort

gibt es ja große Werbepappen mit mir. 

Frage: Sehen Sie sich als Vorbild,
Herr Wickert?
Wickert: Von sich selbst kann man

nie sagen, dass man sich als Vorbild

fühlt. Das können immer nur andere

beurteilen. Sagen wir einmal: Ich

gebe mir Mühe.
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Nachgefragt

Genossenschaften sind … 

Theurl: … so zeitgemäß, dass sie jetzt erfunden werden müs-
sten, wenn es sie nicht schon gäbe.

Wickert: … modern. 

Wenn ich Banker wäre, …

Wickert: … müsste ich erst einmal anfangen, rechnen zu                                       
lernen. 

Theurl: … dann würde ich eine Genossenschafsbankerin 
sein wollen. 

Als wichtigsten Wert sehe ich …

Theurl: … langfristige Entscheidungen treffen zu können. 

Wickert: …Freiheit. Ich bin nämlich der Pate des Wortes                     
„Freiheit“.

i Information

Erschienen in der DEZETT, Mitar-

beitermagazin der DZ BANK, Aus-

gabe März 2012.

Das Interview führten Petra Denck

und Verena Düber.
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Unsere Partner stellen
sich vor
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Das Dienstleistungsspektrum reicht

von der bonitätsbasierten Auswahl

und Ansprache von Neukunden über

Bonitätsinformationen zu Unterneh-

men und Privatpersonen bis hin zu

kompletten Systemplattformen für

das unternehmensinterne Risikoma-

nagement und ausgefeilten Forde-

rungsmanagement-Tools. Jede einzel-

ne Dienstleistung trägt an der jeweili-

gen Stelle der Kundenbeziehung dazu

bei, Zahlungsausfälle entweder zu

verhindern oder die Auswirkungen zu

minimieren.

Das umfangreiche Leistungsspektrum

im Bereich Wirtschaftsinformationen

umfasst Produkte zur Bonitätsbewer-

tung von Unternehmen oder Konsu-

menten sowie Produkte zur Firmenin-

formation ohne Bonitätsbewertung.

Das Portfolio zur Bonitätsbewertung

von Unternehmen enthält neben Lö-

sungen für Kreditentscheidungen im

mittleren und hohen Risikobereich

auch Auskunftsformate für die schnel-

le Bonitätsprüfung bei geringen Risi-

ken. Hinzu kommen Bilanzanalysen

verschiedener Auswertungstiefe.

Im Forderungsmanagement bietet

Creditreform einen Full Service zur

Realisierung offener Forderungen an.

Die Bandbreite umfasst die Übernah-

me des kaufmännischen Mahnverfah-

rens, die Begleitung des gerichtlichen

Mahnverfahrens sowie die Langzeit-

überwachung titulierter Forderungen.

Als spezialisierte Angebote kommen

der Forderungskauf im Rahmen des

Factorings sowie der Kauf notleiden-

der Forderungen hinzu. 

Im Bereich Marketing Services bietet

Creditreform Lösungen an, um den

vorhandenen Adressdatenbestand in

Unternehmen zu aktualisieren und

unter dem Gesichtspunkt des Ausfall-

risikos zu bewerten. Auch eine boni-

tätsbasierte Auswahl und Ansprache

von potenziellen Neukunden ist mög-

lich.

Marketing Services

Um den nachhaltigen Ausbau von Ge-

schäftsverbindungen zu sichern, gilt

es mehr denn je, konsequent auf die

werthaltigsten Kunden zu setzen. An-

hand von Markt- und Kundendaten

identifizieren wir vielversprechende

Umsatzpotenziale, weisen jedoch

auch auf Risiken hin. Auf Basis rele-

vanter Zielgruppeninformationen und

valider, geprüfter Adressen können

unsere Kunden gezielt passgenaue

Angebote entwickeln, Multikanal-Ka-

pazitäten aufbauen sowie zielgrup-

pengerechte Marketingmaßnahmen

initiieren und steuern. Mit hochwerti-

gen Branchen- und Unternehmensin-

formationen sowie geprüften Daten

zu Ansprechpartnern schaffen wir das

Fundament für einen ergebnisopti-

mierten Vertrieb. Nach der Akquise

unterstützen wir mit aussagekräftigen

Profilen bei der Kundendurchdrin-

gung und -bindung im Sinne eines

ganzheitlichen Customer Relations-

hip Managements.

Wirtschaftsinformationen

Kunden und Märkte verändern sich

ebenso kontinuierlich wie die Chan-

cen und Risiken, die sie bergen. Cre-

ditreform ist der führende Experte für

die Bewertung von Geschäftspartnern

und Märkten. Über 130 Jahre Erfah-

rung in der Recherche, Prüfung und

Analyse von Wirtschaftsinformatio-

nen und permanente Weiterentwick-

lung machen uns zum meistgewählten

Partner in der Unternehmensbewer-

tung. Orientiert am Lebenszyklus ge-

Verband der Vereine Creditreform e. V.

Professioneller Partner für weltweit sichere Geschäfte 

Creditreform steht für Wirtschaftsinformationen, Forderungsmanagement, Marketing Servi-
ces sowie Systeme und Beratung. 130 selbstständige Geschäftsstellen in Deutschland, die
im Verband der Vereine Creditreform e. V. organisiert sind, betreuen rund 123.000 Mit-
gliedsunternehmen aller Größen und Branchen.
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schäftlicher Beziehungen zielen wir

mit unseren Lösungen exakt auf die

Herausforderungen, denen sich unse-

re Kunden im Geschäftspartnerma-

nagement gegenübersehen. Für eine

effiziente Ausrichtung von Marke-

ting- und Vertriebsmaßnahmen geben

unsere Marktanalysen und Unterneh-

mensinformationen die nötige Orien-

tierung. Bei der folgenden Neukun-

denanlage lohnt es sich, genauer hin-

zuschauen. Unsere Lösungen für die

risikoangepasste Bonitätsbewertung

und Prüfung von Geschäftspartnerda-

ten machen sich im Ergebnis schnell

bezahlt. Anschließend begleiten wir

unsere Kunden im gesamten Kunden-

management und weisen auf relevan-

te Änderungen hin. 

Forderungsmanagement

Unbezahlte Rechnungen binden nicht

nur Personalressourcen, sondern auch

wertvolles unternehmerisches Kapi-

tal. Daher setzt ein intelli-

gentes Forderungsma-

nagement Liquiditätsre-

serven frei und leistet

einen erheblichen Beitrag

zur Optimierung des Wor-

king Capital Manage-

ments – eine Kernkompe-

tenz von Creditreform.

Mit Spezialisten vor Ort

und einem effizienten,

stringenten Inkasso mini-

mieren wir Zahlungsaus-

fälle. Vorgehen und Um-

fang stimmen wir dabei

individuell mit dem Kun-

den ab. Damit unterstüt-

zen wir die Debitoren-

buchhaltung und entlas-

ten den Vertrieb. Im Er-

gebnis steigern unsere In-

kasso-Kunden ihre operative Effi -

zienz, verbessern Serviceleistungen,

straffen Prozesse, senken ihre Kosten

und sorgen vor allem für einen

schnellen, erfolgreichen Einzug ihrer

Forderungen – vorgerichtlich und ge-

richtlich. Optional schützt Creditre-

form-Kunden auch mit bedarfsge-

rechten Kreditversicherungen gegen

Forderungsausfälle oder verschafft

ihnen im Factoring durch den Ankauf

offener Forderungen unmittelbare Li-

quidität. So reduzieren Creditreform-

Kunden ihren externen Finanzie-

rungsbedarf und verschaffen sich

zusätzliche finanzielle Freiräume.

Systeme und Beratung

Creditreform begleitet die Unterneh-

men bei der Optimierung des Working

Capital Managements, der Perfektio-

nierung des Risikomanagements mit

eigenen Scoring-Systemen oder bei

der Einhaltung aktueller gesetzlicher

Vorschriften in der Compliance. Dar-

über hinaus bieten wir eine Auswahl

bewährter und flexibler Systeme und

Schnittstellen für eine optimale Inte-

gration unserer Lösungen in die Ge-

schäftsprozesse unserer Kunden.

177 Gesellschaften in 
22 Ländern

Mit der weltweit größten Datenbank

über deutsche Unternehmen, mehr als

163.000 Unternehmensmitgliedern,

einem Netz von 177 Geschäftsstellen

in 22 Ländern und über 4.500 Mitar-

beitern gehört Creditreform zu den

führenden internationalen Anbietern

von Wirtschaftsinformationen und In-

kasso-Dienstleistungen. 1879 als

Wirtschaftsauskunftei in Mainz ge-

gründet, bietet Creditreform heute ein

umfassendes Spektrum an integrierten

Finanz- und Informationsdienstleis-

tungen zum Gläubigerschutz. 2011 er-

zielte Creditreform in Deutschland

einen Umsatz von 488 Millionen

Euro. Europaweit lag der Umsatz der

gesamten Creditreform Gruppe inklu-

sive Creditreform International im

Jahr 2011 bei 543 Millionen Euro.

Auch die unter dem Dach der Credit -

reform AG tätigen zentralen Service-

gesellschaften (beDirect GmbH &

Co. KG, Creditreform Boniversum

GmbH, CPM Creditreform Portfolio

Management GmbH, Creditreform

Rating AG, IMMO-Check GmbH und

microm Micromarketing-Systeme

und Consult GmbH) sind Teil der

Unternehmensgruppe Creditreform. 

Ü RA Volker Ulbricht

( (02131) 10 9-3 88

* geschaeftsfuehrung@

creditreform.de

v. l.: RA Volker Ulbricht (Hauptgeschäftsführer des 
Verbandes der Vereine Creditreform e. V.) und Dr. Car-

sten Uthoff (Vorstandsvorsitzender der Creditreform AG) 
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Publikationen
Arbeitspapiere des IfG
Münster Nr. 119
Cloud Computing – Eine
Abgrenzung zum IT-Out-
sourcing und Systematisie-
rung möglicher Sourcingop-
tionen

Cloud Computing ist nicht nur ein

schillernder Begriff, sondern auch ein

IT-Konzept mit zahlreichen Facetten,

mehreren Ebenen und komplexen

Strukturen. Dadurch ist der Begriff

des Cloud Computing unübersichtlich

geblieben und seine wissenschaftliche

Erforschung steht erst am Anfang.

Dies gilt in technischer, ökonomi-

scher und rechtlicher Hinsicht. Dieses

Arbeitspapier ist der Beginn eines

Forschungsprojekts, das sich mit

Cloud Computing-Strategien und 

-Optionen für kleine und mittlere

Unternehmen auseinandersetzt. Der

erste Schritt besteht darin, sich mit

den zahlreichen Definitionen und Ab-

grenzungen zu beschäftigen, die sich

bereits herausgebildet haben. So geht

es etwa um eine Abgrenzung zum IT-

Outsourcing. Dazu kommen die Iden-

tifikation von Anbietern und Nachfra-

gern des Cloud Computing sowie ein

Vergleich der Organisationsmodelle,

die sich bisher herausgebildet haben.

Schließlich wird das zukünftige For-

schungsprojekt einer Cloud skizziert,

die es als ein kooperatives Modell für

KMU ermöglichen soll, einen Ver-

trauensanker zu entwickeln.

Arbeitspapiere des IfG
Münster Nr. 120
Innovations- und Koopera-
tionsaktivitäten in der deut-
schen Biotechnologie – Er-
gebnisse einer empirischen
Studie
In diesem Arbeitspapier werden die

Kooperationsaktivitäten von Biotech-

nologie-Unternehmen untersucht. Es

werden die ersten Ergebnisse einer

groß angelegten empirischen Untersu-

chung präsentiert. Analysiert werden

sowohl die Innovationsaktivitäten als

auch die Kooperationsstrategien. Im

Mittelpunkt des Erkenntnisinteresses

stehen die Kooperationen im Innova-

tionsprozess. Dabei stellt sich heraus,

dass die Unternehmen den Koopera-

tionsbedarf vor allem durch den Wett-

bewerbsdruck erleben, regelmäßig In-

novationen hervorbringen zu müssen.

Über 90 % der befragten Unterneh-

men kooperieren zumindest gelegent-

lich, um Innovationen hervorzubrin-

gen. Die Unternehmen beurteilen als

bedeutendstes Kooperationsziel den

Zugang zu Know-how, gefolgt von

einer Verkürzung der Entwicklungs-

zeit und der Steigerung der unterneh-

merischen Flexibilität. Es stellt sich

heraus, dass Kunden, Hochschulen

und staatliche Forschungsinstitute die

Partner sind, mit denen am meisten

kooperiert wird. Dabei unterscheiden

sich die dominanten Kooperationspar-

tner in Abhängigkeit vom Koopera-

tionsbereich. 

& Stefanie Lipsky

Cloud Computing – Eine Abgren-

zung zum IT-Outsourcing und Sys-

tematisierung möglicher Sourcing-

optionen, Arbeitspapiere des Insti-

tuts für Genossenschaftswesen der

Westfälischen Wilhelms-Universität

Münster Nr. 119, Dezember 2011,

kostenlos er hältlich.

& Martin Effelsberg

Innovations- und Kooperationsakti-

vitäten in der deutschen Biotechno-

logie – Ergnisse einer empirischen

Studie, Arbeitspapiere des Instituts

für Genossenschaftswesen der

Westfälischen Wilhelms-Universität

Münster Nr. 120, Januar 2012, kos-

tenlos er hältlich.
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das notwendige Vertrauen entgegen-

bringen können. Es wird ein Analyse-

rahmen erstellt, mit dessen Hilfe

untersucht werden kann, wann die

Kooperationslösung für IT-Leistun-

gen für KMU einer Marktlösung unter

typischen Annahmen überlegen sein

wird. Zusätzlich wird die organisato-

rische Lösung von Cloud-Intermediä-

ren integriert und schließlich wird

deren genossenschaftliche Governan-

ce als ein Mechanismus dargelegt, der

es ermöglichen soll, Vertrauen aufzu-

bauen.

Arbeitspapiere des IfG
Münster Nr. 122
Die sequenzielle Organisa-
tionswahl – Kooperationen
als Vorstufe von Akquisitio-
nen
Sowohl Kooperationen als auch Ak-

quisitionen sind Strategien der Orga-

nisationswahl oder der Gestaltung der

Unternehmensgrenzen. Diese beiden

Strategien sind nicht unabhängig von-

einander. Die Unterschiede zwischen

beiden Strategien sind weitreichend

und erschöpfen sich nicht darin, dass

mit Kooperationen eine virtuelle, mit

Akquisitionen jedoch eine reale Ver-

änderung der Unternehmensgrenzen

erfolgt. Die Entscheidung für eine

Kooperation und gegen eine Akquisi-

tion kann getroffen werden, weil sie

strategisch überlegen ist. Sie kann je-

doch auch durch die wettbewerbs-

rechtlichen Restriktionen bedingt sein

oder sie kann erfolgen, weil eine Ak-

quisition nicht finanzierbar ist. Es

kann jedoch auch optimal sein, von

vorneherein eine Sequenz von Unter-

nehmensgrenzen vorzusehen. Eine

solche kann aber durch Entwicklun-

gen oder Ereignisse ungeplant entste-

hen. Eine Kooperation wird dann zur

Vorstufe einer Akquisition. Diese

Konstellation bildet den Schwerpunkt

dieses IfG-Arbeitspapiers. Es analy-

siert die sequentielle Organisations-

wahl und ihre Determinanten und

stellt empirische Studien vor, die sich

mit dieser noch wenig untersuchten

Thematik auseinandergesetzt haben. 

Arbeitspapiere des IfG
Münster Nr. 121
Genossenschaftliche Cloud-
Intermediäre für kleine und
mittlere Unternehmen –
Eine transaktionskosten -
theo retische Analyse

Neben den rechtlichen Fragen stehen

bei der Untersuchung des Cloud Com-

puting zunehmend auch organisatori-

sche Themen im Mittelpunkt, sowie

die optimale Ausgestaltung einer

Cloud oder der adäquate Mix von

Leistungen, die selbst erstellt werden

und solchen, die in einer Cloud orga-

nisiert werden. Zusätzlich werden An-

forderungen konkretisiert, die Anbie-

ter von Cloud-Dienstleistungen zu er-

füllen haben und Mechanismen, die

einen Schutz der Daten und ihrer Ver-

wendungen ermöglichen. Solche orga-

nisatorischen Aspekte betrachtet auch

das vorliegende IfG-Arbeitspapier. Es

wird davon ausgegangen, dass für

mittelständische Unternehmen die In-

anspruchnahme von Cloud-Leistun-

gen häufig mit wirtschaftlichen Vor-

teilen verbunden wäre, es diesen je-

doch nicht gelingt, Organisationsfor-

men und Anbieter zu nutzen, denen sie

& Philipp Woltering-Lamers

Internationale Unternehmensko

Die sequenzielle Organisations-

wahl – Kooperationen als Vorstufe

von Akquisitionen, Arbeitspapiere

des Instituts für Genossenschafts-

wesen der Westfälischen Wilhelms-

Universität Münster Nr. 122, Febru-

ar 2012, kostenlos er hältlich.

& Stefanie Lipsky

Genossenschaftliche Cloud-Inter-

mediäre für kleine und mittlere

Unternehmen – Eine transaktions-

kostentheoretische Analyse, Ar-

beitspapiere des Instituts für Ge-

nossenschaftswesen der Westfäli-

schen Wilhelms-Universität Mün-

ster Nr. 121, Februar 2012, kosten-

los er hältlich.



IfG intern | Publikationen

www.ifg-muenster.de 1-201288

Arbeitspapiere des IfG
Münster Nr. 123
Leitfaden für den Aufbau
und das Management stabi-
ler Unternehmenskoopera-
tionen – Handlungsempfeh-
lungen am Beispiel der
deutschen Automobilindus-
trie

Die Tatsache, dass nicht alle Koopera-

tionsprojekte von Unternehmen er-

folgreich sind, lässt das Augenmerk

auf das Kooperationsmanagement

richten. Eine der grundlegenden Vor-

aussetzungen für den Kooperationser-

folg besteht darin, einen Ausgleich

zwischen der Stabilität der Zu-

sammenarbeit und der notwendigen

Flexibilität sicherzustellen. Letztere

soll dabei der Umweltunsicherheit

Rechnung tragen. In diesem IfG-Ar-

beitspapier wird die Stabilität der Ko-

operation selbst als Erfolgsfaktor de-

finiert. Es werden zuerst die Determi-

nanten der Stabilität erforscht und auf

dieser Grundlage werden Handlungs-

empfehlungen für das Kooperations-

management abgeleitet. Differenziert

wird zwischen der Schaffung von sta-

bilisierenden Elementen in der Gover-

nance der Kooperation und stabilisie-

renden Maßnahmen im operativen

Kooperationsmanagement. Die so ge-

fundenen Faktoren lassen sich zu

einer Checkliste konfigurieren, die für

das Management von Kooperationen

genutzt werden kann.

Arbeitspapiere des IfG
Münster Nr. 124
Die Auswirkungen der
neuen Eigenkapitalforderun-
gen nach Basel III – Eine
Analyse empirischer Stu-
dien
Die neuen Eigenkapitalanforderungen

nach Basel III stellen eine regulatori-

sche Veränderung dar, von der weit-

reichende Herausforderungen für

Banken zu erwarten sind. Dies gilt

auch für die Genossenschaftsbanken.

Die zu erwartenden Wirkungen wer-

den derzeit kontrovers diskutiert und

viele Einflussfaktoren und Reaktio-

nen können kaum abgeschätzt wer-

den. Zahlreiche Studien sind in Um-

lauf und Stresstests wurden durchge-

führt. Dieses IfG-Arbeitspapier bein-

haltet eine Analyse der verfügbaren

empirischen Studien, hat also den

Charakter einer Metastudie. Einbezo-

gen werden sowohl mikro- als auch

makroökonomische Untersuchungen

sowie die vorliegenden Stresstests.

Die mikroökonomischen Arbeiten

analysieren den Kapitalbedarf der Fi-

nanzinstitute, der durch die regulato-

rische Maßnahme entsteht. Makroö-

konomische Studien leiten mögliche

Reaktionen der Banken auf einen re-

gulierungsinduzierten Kapitalbedarf

ab und fragen nach den folgenden

Auswirkungen auf Kreditkonditionen

und -volumen, Investitionsvolumen,

Wachstum und andere makroökono-

mische Größen. Die Analyse bringt

übersichtlich die Unterschiede in den

Analysedesigns und Annahmen der

einzelnen Studien und Stresstests zum

Ausdruck, die nicht überraschend zu

abweichenden Ergebnissen bezüglich

Kapitallücke und gesamtwirtschaft-

lichen Wirkungen führen. Dies legt

nahe, die Besonderheiten des deut-

schen Bankenmarktes mit seinen drei

Säulen und vielen kleineren Banken

adäquat zu berücksichtigen. 

& Kersten Lange

Leitfaden für den Aufbau und das

Management stabiler Unterneh-

menskooperationen – Handlungs-

empfehlungen am Beispiel der

deutschen Automobilindustrie, Ar-

beitspapiere des Instituts für Ge-

nossenschaftswesen der Westfäli-

schen Wilhelms-Universität Mün-

ster Nr. 123, Februar 2012, kosten-

los er hältlich.

& Dominik Schätzle

Die Auswirkungen der neuen Ei-

genkapitalanforderungen nach Ba -

sel III – Eine Analyse empirischer

Studien, Arbeitspapiere des Instituts

für Genossenschaftswesen der

Westfälischen Wilhelms-Universität

Müns ter Nr. 124, April 2012, kosten-

los er hältlich.



Arbeitspapiere des IfG
Münster Nr. 125
Im Spannungsfeld zwischen
Tradition und Moderne –
Kontinuität und Innovations-
vermögen als Erfolgsstrat-
gie für die Zukunft

Dieses Arbeitspapier beruht auf einem

Vortrag, den Werner Böhnke, Vorsit-

zender des Vorstands der WGZ

BANK und Präsident des Förderrats

der Forschungsgesellschaft für Ge-

nossenschaftswesen Münster, im Rah-

men der Veranstaltungsreihe „Wissen-

schaft und Praxis im Gespräch“ ge-

halten hat. Dieser Vortrag ist in mehr-

facher Hinsicht außergewöhnlich: Er-

stens werden die Besonderheiten und

das Leistungspotenzial von Genos-

senschaftsbanken in unserer Zeit in

einer Klarheit herausgearbeitet, wie

sie selten zu finden ist. Zweitens wird

nicht geschönt, sondern es wird offen

ausgesprochen, welche Herausforde-

rungen sich abzeichnen und welche

Aufgaben für die genossenschaftliche

FinanzGruppe keinen Aufschub dul-

den, soll ihre Wettbewerbsfähigkeit

nicht gefährdet werden. Drittens wer-

den schonungslos Regulierungsmän-

gel und Politikversagen aufgezeigt,

die dazu führen, dass nicht nur die Po-

litik selbst ihre Glaubwürdigkeit ein-

gebüsst hat, sondern dass es für Ban-

ken immer schwieriger wird, ihre

Aufgaben zu erfüllen. Die entstande-

ne Unsicherheit der Menschen im Zu-

sammenhang mit der Schuldenkrise

erfordert es, an die Politiker zu appel-

lieren endlich wieder ihre Verantwor-

tung zu  übernehmen.

Arbeitspapiere des IfG
Münster Nr. 126
Die Auswirkungen der stren-
geren Eigenkapitalanforde-
rungen gemäß Basel III auf
die Genossenschaftsban-
ken – Erste Ergebnisse
einer empirischen Untersu-
chung
Die Auswirkungen der veränderten

Eigenkapitalanforderungen nach Bas -

el III auf die Kapitalausstattung der

Banken sowie ihre Verhaltensweisen

und deren makroökonomische Aus-

wirkungen werden derzeit intensiv

untersucht und zahlreiche – auch

widersprüchliche – Ergebnisse liegen

vor. In den meisten empirischen Stu-

dien werden große und systemrele-

vante Banken analysiert. Vor diesem

Hintergrund blieben die Genossen-

schaftsbanken bisher weitgehend aus

der Betrachtung ausgeschlossen. In

der Arbeit werden die Auswirkungen

der neuen Kapitalvorschriften durch

Basel III auf die genossenschaftlichen

Primärbanken Deutschlands analy-

siert. Einbezogen werden nahezu

sämtliche genossenschaftlichen Pri-

märbanken. Dabei zeigen sich in einer

ersten Auswertung differenzierte Er-

kenntnisse, so z.B. die Unterschiede

zwischen den kleineren und größeren

Instituten bezüglich ihrer Eigenkapi-

talpositionen sowie die insgesamt

hohe Haftungsqualität des Eigenkapi-

tals der Genossenschaftsbanken. Es

kann gezeigt werden, welche Banken

die Anforderungen von Basel III be-

reits jetzt erfüllen und wie viele von

ihnen die Übergangszeit noch zur

Aufstockung nutzen müssen. Zahlrei-

che weitere Erkenntnisse werden vor-

gestellt.
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& Werner Böhnke

Im Spannungsfeld zwischen Tradi-

tion und Moderne – Kontinuität und

Innovationsvermögen als Erfolgs-

strategie für die Zukunft, Arbeitspa-

piere des Instituts für Genossen-

schaftswesen der Westfälischen

Wilhelms-Universität Münster Nr.

125, Februar 2012, kostenlos er -

hältlich.

& Jan Pollmann / 
Dominik Schätzle

Die Auswirkungen der strengeren

Eigenkapitalanforderungen gemäß

Basel III auf die Genossenschafts-

banken – Erste Ergebnisse einer

empirischen Untersuchung, Arbeits-

papiere des Instituts für Genossen-

schaftswesen der Westfälischen

Wilhelms-Universität Münster Nr.

126, Mai 2011, kostenlos er hältlich.
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Münstersche Schriften zur
Kooperation – Band 97
Stabilität und Stabilisierung
von Unternehmenskoopera-
tionen – Eine empirische
Untersuchung in der deut-
schen Automobilindustrie

Kooperationen in der Automobilin-

dustrie sind eine höchst aktuelle Ent-

wicklung geworden, die von den

Unternehmen als Strategien gewählt

werden, um zahlreichen aktuellen

Herausforderungen gerecht zu werden

und wettbewerbsfähig zu bleiben.

Dies gilt sowohl für die Zusammenar-

beit zwischen unterschiedlichen Auto-

mobilherstellern als auch für jene

zwischen Herstellern und Zulieferern.

Das vorliegende Buch liefert nicht nur

eine akribische Bestandsaufnahme

der Kooperationen in der Automobil-

wirtschaft und strukturiert diese an-

hand zahlreicher wichtiger Kriterien,

sondern es geht weit darüber hinaus,

indem nach der Stabilität solcher Ko-

operationen gefragt wird und diese

fundiert analysiert werden. Im Rah-

men einer umfangreichen empiri-

schen Analyse gelingt es,  jene Fakto-

ren zu isolieren, die eine Stabilisie-

rung der Kooperationen ermöglichen.

Diese Ergebnisse sind neu und bilden

das Fundament für konkrete Manage-

mentempfehlungen für Unternehmen

der Automobilindustrie. Die empiri-

sche Erhebung wurde mit Unterstüt-

zung zahlreicher Unternehmen durch-

geführt, die sich an der umfangrei-

chen Befragung beteiligt haben.

Damit konnten die Modellbildung er-

folgen und die sehr interessanten Er-

gebnisse gewonnen werden. 

Münstersche Schriften zur
Kooperation – Band 98
Mergers & Akquisitionen –
Konzeptionelle Grundlagen
und empirische Fakten
M&A-Transaktionen sind sehr facet-

tenreiche Unternehmensentscheidun-

gen, die in Wissenschaft und Praxis

große Bedeutung haben. Entspre-

chend umfangreich und vielfältig ist

auch die theoretische, empirische und

anwendungsorientierte Literatur über

dieses Themenfeld. In diesem Sam-

melband  finden sich die Literaturana-

lysen zum aktuellen Forschungsstand

zu den zahlreichen Aspekten von

M&A-Transaktionen in einer kom-

pakten Form. Am Beginn stehen die

zugrundeliegenden einzelwirtschaft-

lichen Kalküle, wenn nach Motiven

und Zielen gefragt wird. Ein weiterer

Beitrag trägt den vielschichtigen und

sehr differenzierten Ausgestaltungs-

möglichkeiten solcher Transaktionen

Rechnung. Eine wichtige Frage ist

jene nach den Erfolgsquoten und den

Indikatoren, die den Erfolg von

M&A-Transaktionen messen sollen.

Unternehmenskäufe und Fusionen

unterliegen dem Wettbewerbsrecht,

das die Herausbildung von Machtpo-

sitionen unterbinden soll. Dieser re-

gulatorischen Dimension ist ein wei-

terer Beitrag gewidmet. In den ver-

gangenen Jahren haben sich Staats-

fonds als Akteure auf diesem Betäti-

gungsfeld herausgestellt, die zuneh-

mende Bedeutung gewonnen haben,

Deren Hintergründe und Motive wer-

den analysiert. Ein wichtiges Thema

ist weiterhin die Finanzierung solcher

Transaktionen, was seinen Nieder-

schlag in einer umfangreichen Litera-

tur gefunden hat. Schließlich werden

feindliche Übernahmen, deren Kalkü-

le und ihre Konsequenzen näher be-

trachtet.

& Kersten Lange

Stabilität und Stabilisierung von

Unternehmenskooperationen – Ei -

ne empirische Untersuchung in der

deutschen Automobilindustrie,

Müns tersche Schriften zur Koope-

ration; Bd. 97, Aachen: Shaker,

2012, 282 S., 25,80 €.

& Theresa Theurl, 
Michael Tschöpel (Hrsg.)

Mergers & Akquisitionen – Konzep-

tionelle Grundlagen und empirische

Fakten, Münstersche Schriften zur

Kooperation; Bd. 98, Aachen: Sha-

ker, 2012, 326 S., 29,80 €.
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Dr. Kersten Lange hat seine Promotion abgeschlossen und

im Februar 2012 das IfG verlassen. Er arbeitet jetzt bei der

Volkswagen AG in Wolfsburg. Kersten Lange hat in Karls-

ruhe und Boston Wirtschaftsingenieurwesen studiert und

war danach mehrere Jahre als Unterneh-

mensberater für die Boston Consulting

Group tätig. Im April 2009 begann seine

Tätigkeit am IfG. In seiner Dissertation

beschäftigte er sich mit der Kooperation

von Automobilherstellern. Am IfG führ-

te er außerdem die englischsprachigen

Vorlesungen zur Unternehmenskoopera-

tion durch.

Ende März hat Dr. Annegret Saxe das IfG verlassen. Frau

Saxe begann am IfG als Studentische Mitarbeiterin im

Jahre 2001. Nach ihrem Diplom in Volkswirtschaftslehre

setzte sie ihre Arbeit als wissenschaftliche Mitarbeiterin

fort und promovierte im Jahr 2009 mit

einer Arbeit zur Kooperation von Stif-

tungen, die kurz danach mit dem Con-

sozial-Preis ausgezeichnet wurde.

Nach der Promotion arbeitete Frau

Saxe weiter am IfG und übernahm die

die Leitung der Koordination des Stu-

diums am IfG.
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Seit April 2012 ist Isabel Gull wissenschaftliche Mitarbeiterin am IfG Münster. Sie war zuvor bereits seit Januar

2010 als Studentische Mitarbeiterin am IfG tätig. Isabel Gull hat in Münster ihren Bachelor in Economics & Law

erworben und danach in Münster und Madrid ihr Masterstudium Volkswirtschaftslehre absolviert. Am IfG wird sie

sich mit dem Management von Innovationsclustern beschäftigen. Katrin Schlesiger verstärkt zum 1. April 2012 das

IfG-Team. Sie hat in Münster den Bachelor Economics & Law und den Master in Betriebswirtschaftslehre mit dem

Schwerpunkt Management absolviert. Anschließend arbeitete sie bei der Unternehmensberatung Campana & Schott.

Katrin Schlesiger wird sich schwerpunktmäßig mit Kooperationen in Verbundgruppen beschäftigen. Julian Taape ist

seit Mai 2012 Mitarbeiter am IfG. Er war zuvor schon seit Januar 2010 als Studentischer Mitarbeiter am IfG tätig.

Julian Taape hat in Münster Economics & Law studiert und danach sein Masterstudium VWL in Münster und Lissa -

bon absolviert. Praktika führten ihn u.a. auch nach Brasilien. Julian Taape beschäftigt sich am IfG mit Mergers &

Acquisitions. Seit April 2012 ist Stephan Zumdick wissenschaftlicher Mitarbeiter am IfG. Er hat in Münster und Se-

villa Betriebswirtschaftslehre mit den Schwerpunkten Strategisches Management und Marketing studiert. Während

seiner Tätigkeit am IfG wird er sich mit den Zukunftsherausforderungen für Wohnungsgenossenschaften beschäfti-

gen. Robert Schulte-Wintrop ist seit April 2012 wissenschaftlicher Mitarbeiter am IfG. Er hat in Bremen Wirtschafts-

ingenieurwesen studiert und dann an der Universität seinen Master in Betriebswirtschaftslehre erworben. Praktika

führten ihn u.a. zu Airbus, BASF und zum Singapore Institute of Manufacturing Technology. In seiner Arbeit be-

schäftigt sich Robert Schulte-Wintrop mit dem „Demographic Banking“.
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Zum Januar 2012 ist das Team der Studentischen Mitarbeiter vergrößert worden. Neu hinzugestoßen sind: Do-

minik Kraft (Bachelor VWL und jetzt Master-Student VWL in Münster), Johanna Metker (Bachelor Economics

& Law, jetzt Master-Studentin VWL in Münster), Claudius Rauhut (Bachelor VWL an der RWTH Aachen und

jetzt Master-Student VWL in Münster), Benita Wellmann (Bachelor BWL Universität Groningen, Masterstuden-

tin BWL an der Universität Münster), Bianca Wirtz (Bachelor BWL Universität Köln und jetzt Master-Studen-

tin BWL an der Universität Münster), Peter Rösen (Jura-Student an der Universität Münster) verstärkt seit Janu-

ar 2012 das EDV-Team. Seit Februar 2012 ist Viktoria Sass (Master-Studentin BWL) Studentische Mitarbeite-

rin, seit April 2012 ist Stephan Bücker (Bachelor-Student VWL) Studentischer Mitarbeiter und seit Mai 2012 ist

auch Sabrina Keyzers (Bachelor-Studentin BWL) Studentische Mitarbeiterin am IfG. 

Nach Beendigung ihres Master-Studiums haben Patrick Peichert im März 2012 und Katja Weinstein im Juni

2012 das IfG verlassen. Philipp Lieberknecht hat das IfG nach dem Abschluss seines Bachelor-Studiums im

März verlassen und Max Holtgrave verließ das IfG für ein längeres Praktikum im April.



Aufschlussreich ist, dass die Men-

schen in Deutschland deutlich mehr

Informationen über Genossenschaften

haben als sie selbst meinen. Bemer-

kenswert ist, dass sie ein breit diversi-

fiziertes Wissen über Genossenschaf-

ten haben. Erfreulich ist, dass Genos-

senschaften generell positiv einge-

schätzt werden.

Breites Wissen 

Die befragten Personen schätzen ihr

Wissen über Genossenschaften als

eher bescheiden ein. Nur 9,3 Prozent

beurteilen ihre Kenntnisse über Ge-

nossenschaften als gut oder sehr gut,

30 Prozent immerhin noch als mittel-

mäßig. 32,8 Prozent  jedoch geben an,

überhaupt keine Kenntnisse zu haben.

Wird berücksichtigt, dass es weniger

als achttausend Genossenschaften in

Deutschland gibt, relativieren sich

diese Zahlen, selbst unter Einbezug

der Information, dass statistisch gese-

hen jeder fünfte erwachsene Bundes-

bürger Mitglied einer Genossenschaft

ist. Zusätzlich stellte sich heraus, dass

das Wissen der Bevölkerung deutlich

höher ist als deren eigene Wahrneh-

mung dies nahelegen würde. Es ist

nicht überraschend, dass dieses Wis-

sen ein punktuelles ist, das sich zwi-

schen den einzelnen Bevölkerungs-

gruppen unterscheidet, so etwa zwi-

schen Menschen, die Mitglieder einer

Genossenschaft sind und Nichtmit-

gliedern oder zwischen einzelnen Al-

ters- und Berufsgruppen. Die häufig-

sten Informationsquellen für das ge-

nossenschaftliche Wissen der Befrag-

ten sind Familienmitglieder, Freunde

oder Bekannte. 51,3 Prozent der Be-

fragten haben genossenschaftsspezifi-

sche Informationen aus diesen Be-

zugsgruppen erhalten. 30,6 Prozent

nennen Fernsehberichte, 29,6 Prozent

Informationen von einzelnen Genos-

senschaften, 24,9 Prozent Berichte in

den Printmedien, 23,3 Prozent die

Schule und 20,4 Prozent die Berufs-

ausbildung als Informationsquellen.

Deren Wichtigkeit unterscheidet sich

nach Altersgruppen.  88,6 Prozent der

befragten Personen geben an, dass
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Was weiß Deutschland über Genossenschaften?

Erste repräsentative Untersuchung   

Als eine Informationsgrundlage für das internationale Jahr der Genossenschaften hat das
Institut für Genossenschaftswesen der Universität Münster zusammen mit der GfK Nürn-
berg die erste repräsentative Untersuchung über den genossenschaftlichen Informations-
stand der deutschen Bevölkerung durchgeführt. Zusätzlich sollte die Einschätzung von Ge-
nossenschaften erfragt werden. Auf diese Weise konnten sehr wichtige Informationen ge-
wonnen werden, die bisher nicht vorhanden waren. Sie eignen sich als Grundlage für ge-
nossenschaftliche Unternehmens- und Kommunikationsstrategien. In den folgenden Aus-
führungen werden einige der zahlreichen Ergebnisse vorgestellt.   

Ist Ihnen der Begriff „Genossenschaft“ bekannt?



Neues aus der Wissenschaft | Im Fokus
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mehr Informationen über Genossen-

schaften verfügbar sein sollten, dies

entspricht  den ersten drei Antwortka-

tegorien auf einer fünfteiligen Skala.      

Begriffskenntnis

83,1 Prozent der Befragten gibt an,

den Begriff der Genossenschaft zu

kennen. Nicht unerwartet steht die

Kenntnis des Genossenschaftsbegriffs

im Zusammenhang mit dem Alter der

Befragten: So kennen ihn 90,2 Pro-

zent der 60-69-Jährigen, 91,4 Prozent

der 50-59-Jährigen, 88 Prozent der

40-49-Jährigen, 88,9 Prozent der 30-

39-Jährigen, aber nur 65,4 Prozent der

20-29-Jährigen und 48,7 Prozent der

14-19-Jährigen. Selbst die Begriffs-

kenntnis in den jüngeren Altersgrup-

pen kann immer noch als eine gute

Basis für eine effektive Kommunika-

tionsstrategie eingeschätzt werden.

Auch in geografischer Hinsicht zei-

gen sich diesbezüglich Unterschiede,

wenngleich diese statistisch nicht sig-

nifikant sind. Dennoch ist hervorzu-

heben, dass der Begriff “Genossen-

schaft“ in der Region Niedersach-

sen/Bremen besonders bekannt ist.

Mit 95,9 Prozent liegt diese Region an

der Spitze. Ebenfalls erwartet werden

konnte, dass die Begriffskenntnis bei

Nichtmitgliedern mit 80,7 Prozent ge-

ringer ausfällt als bei Mitgliedern.

Genossenschaftssparten

Viele Befragte können Beispiele und

Namen von Genossenschaften nennen

ebenso wie Branchen mit einem

hohen genossenschaftlichen Organi-

sationsgrad. So weiß 80,6 Prozent der

deutschen Bevölkerung, dass es in der

Landwirtschaft genossenschaftliche

Kooperationen gibt. Von genossen-

schaftlichen Organisationen in der

Wohnungswirtschaft wissen 72,3 Pro-

zent. 66,5 Prozent der Bevölkerung

geht davon aus, dass im Handel Ge-

nossenschaften vertreten sind und

64,1 Prozent geben an, dass es Genos-

senschaftsbanken gibt, 60 Prozent

orten solche im Handwerk. Doch nur

23,3 Prozent der Befragten sind darü-

ber informiert, dass Genossenschaften

im Energiesektor vertreten sind und

12,9 Prozent wissen dies vom Ge-

sundheitswesen. 10,8 Prozent erin-

nern sich an Genossenschaften von

Steuerberatern und 7.8 Prozent von

solchen im IT-Sektor und bei den

neuen Medien. Bekannt sind also vor

allem jene Wirtschaftsbereiche, die

eine genossenschaftliche Tradition

ihrer Unternehmen auszeichnet, wäh-

rend deutlich weniger bekannt ist,

dass zahlreiche Neugründungen heute

in den Bereichen stattfinden, die deut-

lich seltener genannt wurden.  

Genossenschaftliche
Merkmale 

Sehr aufschlussreich sind die Infor-

mationen über die Kenntnis der ge-

nossenschaftlichen Governancemerk-

male. Es zeigte sich, dass die Befrag-

ten tatsächlich Auskunft über die be-

sonderen genossenschaftlichen Merk-

male geben konnten. Das Wissen ist

jedoch auch hier stark differenziert

nach einzelnen Bevölkerungsgruppen

und häufig  begrenzt auf einzelne der

Merkmale. Es ist also von einem breit

gestreuten Wissen über die Besonder-

heiten der genossenschaftlichen Go-

vernance auszugehen. Zuerst fällt auf,

dass viele Menschen das Wesen und

die grundlegende Zielsetzung kennen,

obwohl Begriffe wie Förderauftrag

oder MemberValue weitgehend unbe-

kannt sind. Doch dies gilt ebenso für

den  Referenzbegriff des Shareholder-

Values. Anzumerken ist auch, dass

nur 40,8 Prozent der Befragten das

Kürzel „eG“ mit Genossenschaften in

Verbindung bringt. Etwa drei Viertel

der Befragten, die den Genossen-

schaftsbegriff kennen, können zutref-

fende Assoziationen zu Genossen-

schaften nennen. Bemerkenswert ist,

dass selbst die Hälfte der Befragten,

die den Genossenschaftsbegriff nicht

kennt, in der Lage ist, sich unter einer

Genossenschaft etwas vorzustellen,

wenn eine solche durch ihre wesent-

In welchen Branchen gibt es Genossenschaften?



lichen Merkmale kurz beschrieben

wird. Die häufigste Assoziation in

dieser Gruppe der Befragten ohne Be-

griffskenntnis lautet, dass Genossen-

schaften eine „gute oder sinnvolle

Sache“ sind.

MemberValue-
Orientierung

Das bekannteste genossenschaftliche

Merkmal ist gleichzeitig jenes, das im

Kern der genossenschaftlichen Ko-

operation liegt. Die deutsche Bevöl-

kerung kennt also das genossenschaft-

liche Alleinstellungsmerkmal sehr

gut, das in einer besonderen strategi-

schen Ausrichtung besteht, in der

MemberValue-Orientierung. Dabei ist

es selbstverständlich nicht die ab-

strakte Fachbezeichnung, die bekannt

ist, sondern der Inhalt. 81 Prozent der

Bevölkerung weiß, dass Genossen-

schaften zum Wohle ihrer Mitglieder

handeln müssen, dass also für diese

Werte zu schaffen sind. Hervorzuhe-

ben ist nicht nur die Kenntnis, son-

dern auch die Einschätzung. 83,6 Pro-

zent schätzten diesen Zweck von Ge-

nossenschaften als gut oder sehr gut

ein, bei den Mitgliedern sind es sogar

93,6%. Zusätzlich wird die genossen-

schaftliche Aufgabe „Zum Wohle der

Mitglieder handeln“ von fast der

Hälfte der Befragten als eines der fünf

wichtigsten Merkmale von Genossen-

schaften eingeordnet. In diesem Kon-

text ist auch bemerkenswert, dass

77,9% wissen, dass Genossenschaften

wirtschaftlich zu führen sind, was un-

eingeschränkt positiv eingeschätzt

wird (80,1 Prozent aller Befragten

und 89,3 Prozent der Mitglieder).

Diese eindeutige Einschätzung ist

wichtig, wird doch manchmal die

Meinung kolportiert, dass es sich bei

Genossenschaften um gewinnlose

oder gemeinnützige Unternehmen

handeln würde, die weder Gewinne

erwirtschaften können noch dürfen.

Damit zeigt sich die deutsche Bevöl-

kerung erstens sehr gut informiert

über die strategische Orientierung von

Genossenschaften, erkennt sie klar als

Alleinstellungsmerkmale und begrüßt

diese auch. Dieses Bild der Kennt-

nisse und der Einschätzung konkreti-

siert sich auf hohem Niveau weiter,

wenn nach zusätzlichen Merkmalen

gefragt wird, die mit der Mitglied-

schaft oder mit der MemberValue-

Strategie in Zusammenhang stehen.

Genossenschaftliche 
Mitgliedschaft

Dass sich Genossenschaften auch

durch die Mitgliedschaft von den

meisten anderen Organisationsformen

abheben, wissen immerhin 57,8 Pro-

zent der Bevölkerung. Etwas geringer

ist der Anteil der Menschen, der weiß,

dass die strategischen Entscheidungen

in Genossenschaften unter Mitwir-

kung der Mitglieder erfolgen (52,4

Prozent). Noch weniger bekannt ist,

dass Mitglieder unabhängig von der

Anzahl ihrer Geschäftsanteile jeweils

eine Stimme besitzen. 46,6 Prozent

gibt explizit an, dies nicht zu wissen,

während 44,8 Prozent dies richtig ein-

schätzt. Sehr informativ ist darüber

hinausgehend die Einschätzung der

mitgliedschaftsorientierten Merkmale

durch die Bevölkerung. 75,6 Prozent

schätzen es als gut oder sehr gut ein,

dass die Mitglieder die strategischen

Entscheidungen der Genossenschaft

treffen. Für 69,4 Prozent ist es gut

oder sehr gut, dass jedes Mitglied eine

Stimme hat. Dass sich Genossen-

schaften durch die Mitgliedschaft von

anderen Organisationsformen abhe-

ben, halten 66% für gut oder sehr gut.

So kann aus dieser Struktur der

Kenntnis und der Einschätzung der

mitgliedschaftsorientierten Merkmale

abgeleitet werden, dass zwar die De-

tails der Mitgliedschaft nicht vollstän-

dig bekannt sind, die Mitgliederorien-

tierung als Zweck der Genossenschaft

jedoch sehr positiv eingeschätzt wird.

Realwirtschaftliche und
regionale Verankerung 

Bekannt, wenn auch schon deutlich

weniger, sind die Tatsachen, dass Ge-
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nossenschaften einen eher regionalen

Bezug ihrer Aktivitäten haben (57,7

Prozent) und dass sie tendenziell

mittelständisch orientiert sind (55,8

Prozent). Viele der Befragten wissen,

dass die Mitglieder gleichzeitig Ei-

gentümer der Genossenschaft und

Nutzer ihrer Leistungen sind (64,5

Prozent). Auch diese Merkmale wer-

den durchweg begrüßt: die regionale

Ausrichtung wird von 66,5 Prozent

als gut oder sehr gut beurteilt, die

mittelständische Orientierung ebenso

von 64,8 Prozent. 77,3 Prozent halten

die Personalunion von Eigentümer

und Nutzer für gut oder sehr gut. Die

Kenntnis und Einschätzung dieser ge-

nossenschaftlichen Merkmale bringt

zum Ausdruck, dass die deutsche Be-

völkerung überraschend gut über die

realwirtschaftliche und regionale Ver-

ankerung von Genossenschaften in-

formiert ist und diese begrüßt.

Langfristige Orientierung

Gut die Hälfte der Befragten ist der

Meinung, dass ein Großteil der ge-

meinsam geschaffenen wirtschaft-

lichen Ergebnisse für investive Zwe-

cke wieder in der Genossenschaft ver-

wendet wird, was zutreffend ist. 73,8

Prozent hält dies für sehr gut oder gut.

Die Bevölkerung versteht und begrüßt

also die nachhaltige Orientierung von

Genossenschaften und schätzt sie als

ein überlegenes Merkmal im Ver-

gleich zu anderen Unternehmensfor-

men ein. Dies kann auch so interpre-

tiert werden, dass sie um die Bedeu-

tung der nachhaltigen Komponente

des MemberValues weiß. Dies stimmt

auch mit der Einschätzung überein,

dass Genossenschaften eher langfris-

tige Strategien verfolgen, die zwei

Drittel der Befragten zum Ausdruck

bringen und die 75,5 Prozent von

ihnen als gut oder sehr gut beurteilt.

Stabilisierende Wirkungen

Viele Menschen in Deutschland

gehen davon aus, dass sich Genossen-

schaften in der Finanz- und Wirt-

schaftskrise bewährt haben. 77,3 Pro-

zent antworteten auf eine entspre-

chende Behauptung auf einer fünftei-

ligen Skala zustimmend (erste drei

Antwortkategorien). Eine aufschluss-

reiche Zusatzinformation besteht auch

darin, dass die befragten Mitglieder

im Zusammenhang mit der Finanz-

und Wirtschaftskrise häufiger rele-

vante Informationen über Genossen-

schaften wahrgenommen haben als

dies bei Nichtmitgliedern der Fall ge-

wesen ist.

Mitgliedern kann also eine höhere

Sensibilität bezüglich der stabilisie-

renden Wirkungen von Genossen-

schaften in herausfordernden Zeiten

attestiert werden.

Positives Image

Insgesamt werden Genossenschaften

von der deutschen Bevölkerung posi-

tiv eingeschätzt. Auch die nicht weiter

differenzierte Frage nach den eigenen

Erfahrungen mit Genossenschaften

wird positiv beantwortet: 67,4 Pro-

zent beurteilen diese als gut oder sehr

gut, nur 5,4 Prozent berichten von

schlechten oder sehr schlechten Er-

fahrungen mit Genossenschaften. Die

positive Beurteilung erfolgt sowohl

durch Mitglieder als auch durch

Nichtmitglieder. 51,5 Prozent der

deutschen Bevölkerung halten Genos-

senschaften generell für gut oder sehr

gut. Dass man sich in Genossenschaf-

ten zusammentut, um gemeinsam

etwas zu erreichen, was alleine in die-

ser Form nicht möglich ist, schätzten

80,7 Prozent der Bevölkerung als sehr

gut und gut ein. Die inhärente Netz -

werklogik von Genossenschaften und

genossenschaftlichen Gruppen, durch

die Zusammenarbeit eine Koopera-

tionsrente zu erwirtschaften,  wird

also verstanden und gutgeheißen. Es

stellt sich auch heraus, dass die positi-

ve Einschätzung von Genossenschaf-

ten nicht nur von ihrem wirtschaft-

lichen Fundament herrührt, sondern
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auch von einer gewissen Bodenstän-

digkeit, die ihnen von der Bevölke-

rung zugeschrieben wird. Es wird

ihnen mehrheitlich attestiert zuverläs-

sig, kundennah, vertrauens- und

glaubwürdig, stabil und zeitgemäß zu

sein. Dies sind Eigenschaften, die vor

den aktuellen wirtschaftlichen und ge-

sellschaftlichen Rahmenbedingungen

mit Anforderungen korrespondieren,

die Menschen heute an Unternehmen

als verantwortungsbewusste und ge-

sellschaftlich wertvolle Akteure stel-

len. Es existieren in der Wahrneh-

mung der deutschen Bevölkerung also

direkte Verbindungen zu jenen Wer-

ten, die für Menschen wieder wichti-

ger geworden sind, worüber zahlrei-

che Umfragen der vergangenen zwei

Jahre informieren, die im Zusammen-

hang mit der Finanzmarktkrise in

Auftrag gegeben wurden. Dass die

Bevölkerung diese Werte mit Genos-

senschaften verbindet, ermöglicht

nicht nur Hinweise auf die Akzeptanz,

sondern auch auf die Wettbewerbsfä-

higkeit der genossenschaftlichen Or-

ganisationsform. Dies ist vor allem

vor dem Hintergrund des genossen-

schaftlichen Gründungsgeschehens

wichtig.

Kommunikationsbedarf

Genossenschaften sind also alles an-

dere als ein Relikt der Vergangenheit

und die Bevölkerung Deutschlands

weiß dies und begrüßt dies. Dennoch

ist darauf hinzuweisen, dass das Ideal-

bild, das in der Bevölkerung von Ge-

nossenschaften herrscht, etwas vom

Realbild abweicht. Anders formuliert:

Es besteht noch Handlungsbedarf.

Dieser ist zu einem Teil auch ein

Kommunikationsbedarf. Das interna-

tionale Jahr der Genossenschaften be-

deutet eine Zunahme der genossen-

schaftsspezifischen Aufmerksamkeit,

wenngleich diese auch nicht über-

schätzt werden sollte. Die Besonder-

heiten von Genossenschaften zu kon-

kretisieren, umzusetzen und zu kom-

munizieren sind Aufgaben, die sich

immer wieder aufs Neue stellen und

zwar in den Genossenschaften und für

die Organisationen ihrer Interessen-

vertretung. Mit der Primärerhebung

„Was weiß Deutschland über Genos-

senschaften“ ist nun eine Informa-

tionsgrundlage vorhanden, die die

Entwicklung adäquater Strategien

deutlich erleichtert und unterstützen

kann.    

Ü Theresia Theurl

( (0251) 83-2 28 91

* theresia.theurl@

ifg-muenster.de

i Information

Die detaillierten Ergebnisse der Be-

fragung mit zahlreichen weiteren

Informationen und Auswertungen

finden sich im Band 96 der Münster-

schen Schriften zur Kooperation:

Theresia Theurl / Caroline Wendler:

Was weiß Deutschland über Genos-

senschaften? Shaker-Verlag, 310

Seiten, ISBN 978-3-8440-0618-6
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Das aktuelle Stichwort
Energiegenossenschaften 

Einheitliches Prinzip – Vielfalt in der Ausgestaltung  

Die ausgeprägte Neugründungswelle bei Genossenschaften, die seit einigen Jahren anhält
und sich intensiviert hat, wird sehr stark durch Energiegenossenschaften getragen. Dies ist
nicht überraschend, bewähren sich doch Genossenschaften in jenen Wirtschafts- und Ge-
sellschaftsbereichen ganz besonders, die einem starken Wandel ausgesetzt sind. Daher
ergreifen auch in diesen Bereichen Unternehmen oder Bürger Eigeninitiative, um neue Lö-
sungen zu finden, die ihren Präferenzen besser entsprechen als die bisherigen oder die
eine Antwort auf neue Herausforderungen darstellen.  

Genossenschaftliche Kooperationen

in der Energiewirtschaft weisen eine

lange Tradition auf. Nun sind sie neu-

erlich in den Mittelpunkt des genos-

senschaftlichen Gründungsgesche-

hens gerückt. Ihre Aktivitäten und

ihre Gründungszwecke, ihre Ziele

sowie ihre konkreten Ausgestaltungen

sind äußerst vielfältig. Bemerkens-

wert ist, dass die deutsche Bevölke-

rung in ihrer Gesamtheit die genos-

senschaftliche Präsenz in der Energie-

wirtschaft noch nicht umfassend zur

Kenntnis genommen hat. Nur 23,3

Prozent geht davon aus, dass es in der

Energiewirtschaft Genossenschaften

gibt, während 49 Prozent dezidiert

davon ausgeht, dass dies nicht der Fall

ist. Dabei stellen sich die älteren Be-

völkerungsgruppen als besser infor-

miert heraus als die jüngeren.      

Hintergründe

Im Zeitraum von 2001 bis 2010 wur-

den in Deutschland 293 Energiege-

nossenschaften gegründet, die Grün-

dungsaktivitäten setzen sich weiter

fort. Hervorzuheben ist, dass die Initi-

atoren und Moderatoren von Grün-

dungsprozessen in der Energiewirt-

schaft häufig aus der genossenschaft-

lichen Wirtschaft kommen. Dies sind

häufig Genossenschaftsbanken, land-

wirtschaftliche Genossenschaften, an-

dere Energiegenossenschaften oder

die genossenschaftlichen Verbände.

Die Frage nach den Ursachen für das

aktive Gründungsgeschehen liefert

viele Faktoren, die sich gegenseitig

verstärken. Die Zunahme der techni-

schen Möglichkeiten und der ökono-

mischen Rahmenbedingungen für

eine Dezentralisierung der Energie-

versorgung, die gestiegenen Wünsche

von Menschen, mehr Einfluss auf

wichtige Angelegenheiten zu gewin-

nen, die Sensibilisierung für die Nut-

zung von Energie, die aus erneuerba-

ren Materialien gewonnen wird,

sowie gesellschafts- und regionalpoli-

tische Projekte regionaler Wirt-

schaftskreisläufe haben ein komple-

xes Umfeld entstehen lassen, das die

Neugründung von Energiegenossen-

schaften außerordentlich beflügelt

hat.

Ansatzpunkte
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Energiewende

Es muss klar gesehen werden, dass

die staatliche Förderung der Erzeu-

gung von Energie aus erneuerbaren

Ressourcen, die im Zusammenhang

mit der Energiewende und ihren ein-

zelnen Etappen, politisch entschieden

wurde, einen zusätzlichen Grün-

dungsimpuls mit sich gebracht hat.

Eine Fülle von klima- und energiepo-

litischen Maßnahmen haben für Haus-

halte und Unternehmen nicht nur Ver-

haltensvorgaben mit sich gebracht,

sondern auch steuerliche Anreize,

vielfältige Förderungen und Finanzie-

rungszuschüsse. Deren Ansatzpunkte

sind ein Brennstoffwechsel, die Ein-

sparung von Energie sowie deren effi-

zientere Nutzung und die Produktion

und die Forcierung von erneuerbaren

Energiequellen. Nicht immer wird

schon hinreichend beachtet, dass

diese politischen Maßnahmen Investi-

tionskalküle in einem Bereich beein-

flussen, in dem Vieles in Bewegung

ist, technische Innovationen gesucht

und zukunftsorientierte Weichenstel-

lungen getroffen werden. Die Ener-

giewende betrifft auch bestehende

Genossenschaften, die ihre energie-

wirtschaftlichen Aktivitäten veränder-

ten oder ausweiteten. Dies sind vor

allem die landwirtschaftlichen Genos-

senschaften und die Wohnungsgenos-

senschaften. Sie werden inzwischen

auch bei der Gründung neuer Energie-

genossenschaften aktiv.  

Bestehende 
Genossenschaften 

Landwirtschaftliche Genossenschaf-

ten sind in mehrfacher Hinsicht von

Klimawandel, Energiewende und den

damit verbundenen energiepolitischen

Maßnahmen betroffen und nutzen

diese für zusätzlich wirtschaftliche

Aktivitäten sowie für Substitutions-

entscheidungen. Sehr unmittelbar

wurde mit der Widmung von Acker-

flächen reagiert. So kann es zu einer

Konkurrenz zwischen Futterstoffen

und Nahrungsmittel mit weitreichen-

den Konsequenzen kommen, wenn

Biokraftstoffe (z. B. Raps) oder Bio-

gas (z. B. Mais) produziert werden

sollen. Raiffeisen-Genossenschaften

treten als Organisatoren der Vermark-

tung von Energiepflanzen auf (z. B.

Biodiesel). Mitglieder oder deren Ge-

nossenschaften produzieren Biogas

und nutzen dieses für die Strom- und

Wärmeproduktion. Schließlich über-

nehmen landwirtschaftliche Genos-

senschaften Beschaffungs- (z. B.

technische Geräte), Vermarktungs- 

(z. B. Biomasse, Strom) oder Produk-

tionsaktivitäten (Strom). Es hat sich

gezeigt, dass in den letzten Jahren

auch neue Genossenschaften mit die-

sen Tätigkeitsfeldern entstanden sind. 

Genossenschaftliche 
Potenzialfelder

Diese Aktivitäten sind auch vor dem

Hintergrund des demografischen

Wan dels zu betrachten, der vor allem

für den ländlichen Raum Herausfor-

derungen mit sich bringt. Gelingt es,

die wirtschaftliche Basis durch erfolg-

reiche Genossenschaften aufzuwer-

ten, kann dies den Anpassungsprozess

erleichtern. Dabei eignen sich Genos-

senschaften besonders zur kollektiven

Organisation von homogenen Leis-

tungen wie Energie, zur Produktion

von Vertrauensgütern und zur Organi-

sation neuer Wertschöpfungsketten.

Wird beachtet, dass sie als Wertschöp-

fungsnetzwerke mit variabler Zu-

sammensetzung organisiert werden

können, dass sie Werte für ihre Mit-

glieder schaffen und dass zu ihren

konstituierenden Merkmalen die re-

gionale Verankerung gehört, zeichnet

sich ein vielfältiges Aktivitätsspek-

trum ab, das noch dadurch erweitert

wird, dass genossenschaftlichen Ko-

operationen die langfristige Orientie-

rung inhärent ist. Vor diesem Hinter-

Aufgaben neuer Genossenschaften
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grund kann auch die Entstehung von

genossenschaftlich organisierten Bio-

energiedörfern gut erklärt werden.

Energieleistungen

In den vergangenen Jahren hat sich

tatsächlich eine außerordentliche

Vielfalt an neuen Energiegenossen-

schaften herausgebildet. Sie sind

nicht nur in der Produktion von Ener-

gie und in der Versorgung mit Energie

tätig, sondern organisieren eine Viel-

zahl von energiewirtschaftlichen

Leistungen. So bieten Handwerkerge-

nossenschaften (1) eine gewerkeüber-

greifende Organisation von Energie -

sparmaßnahmen und entsprechende

Beratungsleistungen in Form von

Wertschöpfungsnetzwerken an. Inno-

vationsgenossenschaften (2) wurden

gegründet, um die Erforschung und

Entwicklung von Technologien zur

Verbesserung der Energieeffizienz

und im Bereich der erneuerbaren

Energien zu ermöglichen. Einkaufs-

genossenschaften (3) übernehmen den

gebündelten Einkauf von „sauberem

Strom“. Greenpeace Energy kann als

ein genossenschaftliches Unterneh-

men gesehen werden, dem diesbezüg-

lich eine Pionierrolle und Vorbild-

funktion zukommt. Beschaffungsge-

nossenschaften (4) sind für den ge-

bündelten Einkauf von Baustoffen,

energieschonenden Komponenten,

etc. zuständig, während Vorprodukt-

genossenschaften (5) die Produktion

von Biogas, Biokraftstoffen und Holz

durchführen.

Kraftwerksgenossen-
schaften

Zahlreiche Kraftwerksgenossenschaf-

ten (6) wurden gegründet. Sie produ-

zieren, verwenden und verkaufen

Strom aus Wind, Wasser, Sonne und

Biomasse. Zu nennen sind Photovol-

taik-Genossenschaften, Windparks

sowie Biogasgenossenschaften. Oft

entstehen solche Unternehmen als

Ausdruck des Bürgerengagements.

Hier sollte explizit auf einen großen

Organisationsbedarf sowie auf die

Abhängigkeit von Rohstoffen und

Einspeiseregelungen und von diver-

sen Fördermaßnahmen hingewiesen

werden. Virtuelle Netzwerke der

Kraft-Wärme-Kopplung (7) dienen

der Organisation von Einspeisung und

Versorgung vieler kleiner dezentraler

Kraftwerke und sind geeignet, deren

Steuerbarkeit zu verbessern. Bera-

tungsgenossenschaften (8) ermög-

lichen die Organisation von Maßnah-

men „aus einer Hand“, indem auf eine

Bündelung und Dokumentation des

Know-hows über Energiesparen,

Energieeffizienz und erneuerbare

Energien sowie relevante Fördermaß-

nahmen zurückgegriffen werden

kann. „Rundum-Energiegenossen-

schaften“ (9) übernehmen auf der

Aufgaben neuer Genossenschaften II

Aufgaben neuer Genossenschaften III
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Grundlage eigener Kraftwerke und

Lieferverträge die Beratung, Konzep-

tionierung und Durchführung aller

Energiemaßnahmen. Meta-Genossen-

schaften (10) vernetzen einschlägige

Genossenschaften zu Verbünden, um

Größen- und Kompetenzvorteile zu

nutzen. Genossenschaften und genos-

senschaftliche Netzwerke zur Interes-

senvertretung (11) bündeln schließ-

lich Informations-, Kommunikations-

und Lobbyingaktivitäten. 

Regulatorisches Risiko

Bei dieser Vielfalt an Gründungskon-

stellationen sollte nicht die manchmal

an den Tag gelegte Begeisterung die

strenge Kalkulation der Geschäftsfel-

der dominieren. Generell gilt es, das

vorhandene regulatorische Risiko zu

berücksichtigen (z. B. neue EU-Rege-

lungen, EEG-Novelle) und den Ener-

giemarkt in seiner Gesamtheit im

Auge zu behalten. Manche der aufge-

zeigten Aktivitäten werden durch

steuerliche und finanzielle Förderun-

gen, verfügbare Standard-Finanzie-

rungskonzepte, Anlagenanbieter und

Berater getrieben. Eine konsequente

Analyse dieses Umfeldes ist unab-

dingbar bevor entsprechende Grün-

dungs- und Investitionsprojekte in

Angriff genommen werden.  

Fazit

Energiegenossenschaften sind eine

gut geeignete Reaktion auf die aktuel-

len energie- und gesellschaftspoliti-

schen Rahmenbedingungen. Mit die-

sen können einzelwirtschaftliche Vor-

teile erzielt, bürgerschaftliches Enga-

gement umgesetzt und gesellschaftli-

che Nutzen generiert werden. Die

außerordentliche Vielfalt an bereits

länger bestehenden und neuen Ener-

giegenossenschaften zeigt, dass die

Menschen diese Form der Selbsthilfe

entdeckt haben und positiv einschät-

zen. Dabei ist es sehr wichtig, die

„ideelle Rendite“ nicht überzubewer-

ten und regulatorische Risiken im

Auge zu behalten. Kurz: Energie -

genossenschaften sollten sich auch

dann noch rechnen, falls energiepoli-

tische Fördermaßnahmen einge-

schränkt wer den sollten. 
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Rainer Hank: Die Pleite Republik – Wie der Schuldenstaat uns ent-
mündigt und wie wir uns befreien können.

München: Verlag Karl Blessing, 2012, ISBN: 978-3-8966-7421-0, 445 Seiten, 19,95 €.

Das vorliegende Buch von Rainer

Hank zeigt auf, dass sich die Staaten

sukzessive verschuldet haben und

dabei der Bürger zunehmend entmün-

digt wurde. Dies wird unter anderem

darauf zurückgeführt, dass der Staat

seine Aufgabenbereiche zunehmend

erweitert hat. Die gegenwärtige Auf-

gabe des Staates liegt nicht mehr nur

darin, die vom Leben überforderten

Menschen zu entlasten, sondern auch

für das „Soziale“ zuständig zu sein.

Entsprechend entwickelte sich ein

Staat, der sich und seinen Bürgern

mehr Leistungen anbietet, ohne deren

vollständige Deckung durch die Steu-

ereinnahmen. Dabei entwickelte der

Staat eine kompensatorische Strate-

gie, die für alles Schlimme entschädi-

gen will, womit der Markt den Men-

schen konfrontiert. In diesem Zu-

sammenhang zeigt der Autor, dass der

Bürger nunmehr vor dem Markt ge-

schützt wird. Dabei ist allerdings die

Freiheit auf der Strecke geblieben.

Hank illustriert die Entmündigung des

Bürgers mit der stärkeren Regulie-

rung des Privatlebens der Menschen.

Beispielsweise gilt in Deutschland

seit den späten siebziger Jahren eine

Helmpflicht für Leichtkrafträder. Dar-

über hinaus verbieten einige Staaten

Glücksspiele oder Sportwetten. Letzt-

lich führt diese Entwicklung nach

Meinung des Autors dazu, dass die

Bürger in den vergangenen Dekaden,

aufgrund einer überbordenden Groß-

zügigkeit an Regelungen und Leistun-

gen, durch den paternalistischen

Wohlfahrtsstaat entmündigt wurden. 

Allerdings ist es für einen Staat nur so

lange möglich, spendabel zu sein, so-

fern er die Akteure, bei denen er sich

Liquidität besorgt, vorab mit entspre-

chenden Ressourcen ausgestattet hat.

Sind diese nicht umfänglich genug,

liegt es nahe, sich Geld an den Kapi-

talmärkten zu leihen, mit dem Ver-

sprechen dies irgendwann einmal zu-

rückzuzahlen. Jedoch haben der ge-

meinsame Eurowährungsraum und

der Euro, der die Staaten disziplinie-

ren sollte, aufgrund der günstigen

Kredite dazu beigetragen, dass die

staatlichen Ausgaben zunehmend aus-

geweitet wurden. Demgegenüber ha -

ben aktuell die Märkte den Glauben

an die Rückzahlungsfähigkeit der

Staaten verloren, wodurch der Aspekt

des Sparens zunehmend in den Fokus

der hoch verschuldeten Staaten rückt.

Mit der Konsequenz, dass die Staaten,

insbesondere die Politiker, ihr Kern-

geschäft, dem Bürger öffentliche

Leistungen zu offerieren, in einem

stetig geringeren Umfang nachkom-

men können und werden. Somit redu-

ziert sich der Raum der politischen

Freiheit, wohingegen sich dieser im

Rahmen der bürgerlichen Freiheit er-

höhen wird. 

Insgesamt gelangt Hank zu der Er-

kenntnis, dass eine Übervorsorge des

Staates zu einem Überschuldungsgrab

geführt hat. In diesem Zusammen-

hang prüft er kenntnis- und fakten-

reich, ob der Staat seinem Verspre-

chen, eine Gerechtigkeit abseits des

Marktes zu schaffen, nachkommen

kann. Abschließend formuliert Hank

aus seinen vorläufigen Analysen Lö-

sungsvorschläge, um die identifizier-

ten Missstände zu bewältigen. Hank

schlägt in diesem Zusammenhang

etwa die Dezentralisierung der Fi-

nanzverantwortung, umfassende und

strukturelle Steuerreformen, die lang-

same Rückführung des Staatsanteils,

die Zunahme der unmittelbaren De-

mokratie im Verbund mit einem Aus-

bau der föderalen Strukturen vor.
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Robert James Shiller, US-amerikani-

scher Ökonom und Professor für

Wirtschaftswissenschaften an der

Yale University, veröffentlicht mit

„Finance and the Good Society“ eine

kritische inhaltliche Auseinanderset-

zung mit den gesellschaftlichen und

ökonomischen Konsequenzen der Fi-

nanzmarktkrise. Dabei thematisiert er

zwei fundamentale Ausrichtungen des

Finanzsystems, den bestehenden und

kritisierten „financial capitalism“

sowie den „democratic capitalism“,

welcher eine gemeinwohlorientierte

Form der Finanzmarktausrichtung

und den Schlüssel seiner Argumenta-

tion darstellt.

Er argumentiert, dass nicht der „finan-

cial capitalism“ sowie seine Rolle als

potenzieller Auslöser und Multiplika-

tor der Konsequenzen der Finanz-

markt- und Wirtschaftskrise per se

verurteilt werden sollte – wie durch

die teilweise populistische Kritik in

den Medien erfolgt. Vielmehr sollte

eine kritische Auseinandersetzung im

Hinblick auf verzerrte einzelwirt-

schaftliche Anreize und ihre negati-

ven Implikationen für den gesell-

schaftlichen Wohlstand im Vorder-

grund einer auswirkungsbasierten

Aufarbeitung der Finanzmarkt- und

Wirtschaftskrise stehen. Die zentrale

Aussage seiner Ausarbeitung ist

daher, den Finanzmarkt, seine wirt-

schaftliche Bedeutung sowie zugrun-

deliegende Innovationen, tendenziell

stärker auf die Schaffung von Anrei-

zen zur Generierung eines gesamt-

wirtschaftlichen Gemeinwohls auszu-

richten. Das zentrale Instrument dafür

stellt die Demokratisierung des Fi-

nanzmarktes dar, speziell Institutio-

nen und Funktionen. 

Das Buch ist in zwei Unterabschnitte

unterteilt. Nach der Skizzierung zen-

traler Thesen und argumentativer

Grundlagen, stellt Shiller zunächst die

relevanten Akteure des Finanzmarkts,

ihre Funktionen und Verantwortung

für die Funktionsfähigkeit des Mark-

tes dar. Dabei betont er, dass beste-

hende Fehlanreize oftmals nicht sys-

temimmanent sind, sondern ihren Ur-

sprung in den jeweiligen Akteuren

und in persönlichen sowie sachlichen

Zielkonflikten liegen. Dies stellt die

zentrale Annahme seiner Ausarbei-

tung dar, wonach nicht das Finanzsys-

tem selbst, sondern nicht systemkon-

formen Handlungen von Funktions-

trägern zu negativen ökonomischen

Implikationen führen.

Der zweite Abschnitt des Buches ent-

hält einen kritischen Blick auf den Fi-

nanzmarkt und seinen Funktionen.

Dabei werden strukturelle Stärken des

Systems ihren Fehlanreizen ganzheit-

lich gegenübergestellt, was Shiller als

grundlegende Vorarbeit zur Ableitung

von innovativen Gestaltungsansätzen

sieht. Er kritisiert damit gleichzeitig

bisherige Ansätze, die sich oftmals

nur auf einzelne Stellschrauben des

Finanzsystems konzentrieren. Wäh-

rend er anschließend zunächst ohne

konkreten Lösungsvorschlag eine In-

novationskultur im Finanzsystem be-

fürwortet, zeigt er im weiteren Verlauf

den Ansatz des „democratic capita-

lism“. Dabei soll ein demokratischer

Einfluss auf Finanzinstitutionen, -sys-

temen und -mechanismen zur lang-

fristigen Konvergenz von gesell-

schaftlichen und ökonomischen Inter-

essen führen.

Robert J. Shiller: Finance and the Good Society

New Jersey: Princeton University Press, 2012, 0691154880, 288 Seiten, 19,95 €.
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deutsche Übersetzung folgt im Sep-

tember 2012.
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Neu auf dem Büchermarkt
Quelch, John A. / Jocz, Ka-
therine E., All Business Is
Local: Why Place Matters
More Than Ever in a Global,
Virtual World
London, Penguin, 2012, ISBN:

978-1-591-84465-5, 256 Seiten,

20,99 €.

John A. Quelch und seine Co-Autorin

Katherine E. Jocz haben dieses Buch

herausgegebenen, um darauf auf-

merksam zu machen, dass Konsu-

menten letztlich nicht die globale

Strategie eines Unternehmens, son-

dern vielmehr dessen lokale Präsenz

beurteilen. Sie berücksichtigen in

ihrer Kaufentscheidung Dinge, wel-

che Managern global tätiger Unter-

nehmen aktuell besonders wichtig er-

scheinen nicht primär. Auch wenn die

aktuellen Rahmenbedingungen und

dabei insbesondere die technischen

Möglichkeiten moderner Informa-

tions- und Kommunikationstechnolo-

gien die globale Vernetzung aus

unternehmerischer Sicht bedeutsam

machen und die länderübergreifende

Expansion großer Unternehmen för-

dern, betonen die Autoren, dass Ma-

nager die lokale Nähe zu ihren Kun-

den nicht vergessen dürfen. Trotz der

Virtualisierung darf die physische An-

wesenheit der Unternehmen nicht in

den Hintergrund rücken. Das Buch ist

in fünf Kapitel untergliedert. Es geht

dabei um das Management von

„psychological place“, „physical

place“ und „virtual place“ sowie das

Marketing von „geographic place“

und den Gegensatz zwischen lokalem

und globalem Marketing. 

Die Autoren kommen zu dem

Schluss, dass es sich nicht um „entwe-

der-oder-Entscheidungen“ handelt. Es

geht darum eine Kombination zu fin-

den um der jeweiligen Situation und

den Ansprüchen der Konsumenten ge-

recht zu werden. Dies liegt nicht zu-

letzt daran, dass die Einstellungen

verschiedener Konsumenten zu solch

grundsätzlichen Ausrichtungen unter-

schiedlich ausgeprägt sind.

Theurl, Theresia (Hrsg.),
Empirische Institutionenöko-
nomik: Konzeptionelle Fra-
gen und Anwendungen
Berlin, Duncker&Humblot, 2012,

ISBN: 978-3-428-13810-4, 245

Seiten, 78,00 €.

Der Tagungsband „Empirische Insti-

tutionenökonomik: Konzeptionelle

Fragen und Anwendungen“ beinhaltet

die überarbeiteten Referate und die

schriftlichen Ausarbeitungen eines

Großteils der gehaltenen Koreferate

der 43. Jahrestagung des Ausschusses

für Wirtschaftssysteme und Institu-

tionenökonomik des Vereins für Soci-

alpolitik. Die Tagung fand vom 25.-

27. September 2011 in Münster statt.

Das Ziel der Jahrestagung war es, mit

dem Thema der empirischen Institu-

tionenökonomik dessen aktuelle Be-

deutung als weiterem Strang neben

den zuvor dominanten theoretischen

Arbeiten nachzukommen. Das theore-

tische Grundkonzept wird dabei aller-

dings gerade in den beiden letzten

Teilen des Buches notwendigerweise

einbezogen. Die Unterkapitel des er-

sten Teils widmen sich möglichen An-

wendungsbereichen der empirischen

Institutionenökonomik. Dabei wird

deutlich, wie facettenreich die Institu-

tionenökonomik genutzt werden

kann. Der zweite Teil des Tagungs-

bandes umfasst Beiträge zur Aufgabe

der empirischen Insitututionenökono-

mik im Rahmen der Operationalisie-

rung von Institutionen. Im abschlie-

ßenden dritten Teil geht es um kon-

zeptionelle Fragen der empirischen

Institutionenökonomik. Im Fokus ste-

hen dabei die Verbindungen zwischen

der Institutionenökonomik und der

Neuroökonomik respektive der expe-

rimentellen Wirtschaftsforschung.
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Neues aus der Wissenschaft | Neu auf dem Büchermarkt

Schmidt, Ingo, Wettbe-
werbspolitik und Kartell-
recht: Eine interdisziplinäre
Einführung
München, Oldenbourg, 2012,
ISBN: 978-3-486-71216-2, 438
Seiten, 36,80 €.

Prof. em. Dr. Ingo Schmidt, der an der

Juristischen Fakultät der FU Berlin

Wettbewerbstheorie und -politik lehrt,

bezieht in die mittlerweile neunte

Auflage seines Buches neuerlich Än-

derungen im europäischen Wettbe-

werbsrecht ein. Dabei wird die

Rechtsprechung bis Herbst 2011 be-

rücksichtigt. Ein wesentlicher Aspekt

ist dabei der more economic ap -

proach, welcher einen wichtigen Teil

im Rahmen der interdisziplinären Be-

trachtung wettbewerbspolitischer Fra-

gen aus juristischer und eben auch

wirtschaftswissenschaftlicher Sicht

ausmacht. 

Das Buch ist in vier Teile unterglie-

dert. Der erste Teil beschäftigt sich

mit dem Begriff und dem Konzept

eines wirksamen Wettbewerbs im

Rahmen der Wettbewerbstheorie.

Dabei werden beispielsweise auch

Verfahren zur Abgrenzung des rele-

vanten Marktes vorgestellt. Im zwei-

ten Teil geht es anschließend um die

Umsetzungsprobleme des beschriebe-

nen Konzepts in die Wettbewerbspoli-

tik. So werden zunächst verschiedene

Testverfahren vorgestellt, Zielkonflik-

te mit anderen Bereichen angespro-

chen und es wird ein Überblick über

wettbewerbsbeeinträchtigende Strate-

gien und ihre Wirkungen gegeben.

Nachfolgend wird im dritten Teil auf

die Erfassung wettbewerbsbeein-

trächtigender Strategien eingegangen

und es werden in diesem Zusammen-

hang Verfahren dazu vorgestellt. Wei-

ter wird ein Überblick über das deut-

sche und europäische Wettbewerbs-

recht sowie über das US-amerikani-

sche Antitrustrecht gegeben. Der ab-

schließende vierte Teil des Buches

zeigt mit Hilfe von Fallbeispielen die

konkrete Erfassung wettbewerbsbe-

schränkender Strategien auf.

Kraul, Margret/Stoll, Peter-
Tobias (Hrsg.), Wissen-
schaftliche Politikberatung
Göttingen, Wallstein, 2011, ISBN:
978-3-8353-0643-1, 268 Seiten,
19,90 €.

Das von Margret Kraul und Peter-To-

bias Stoll herausgegebene Buch ist

ein Sammelband der Veranstaltungen

der Göttinger Ringvorlesung aus dem

Sommersemester 2009. Dabei wid-

men sich verschiedene Dozenten dem

Thema der wissenschaftlichen Poli-

tikberatung. Es steht die Frage im

Fokus, welche politische Problemlö-

sungskompetenz die Wissenschaft be-

sitzt. Neben der Einleitung umfasst

der Sammelband insgesamt 13 Beiträ-

ge zu verschiedenen Bereichen, in

denen wissenschaftliche Politikbera-

tung ei ne Rolle spielt bzw. spielen

kann. Der erste Beitrag befasst sich

beispielsweise mit dem Nutzen der

Sozialwissenschaften für die Politik

und kommt zu dem Ergebnis, dass

trotz verschiedener Probleme die So-

zialwissenschaften dazu geeignet

sind, die Politik und ihre Angelegen-

heiten zu beraten. Ein weiterer Bei-

trag beschäftigt sich mit Ansätzen

dazu, wie die wissenschaftliche Poli-

tikberatung verbessert werden kann.

Der Autor betrachtet dabei das Kon-

zept des homo oeconomicus institu-

tionalis, das Präferenzen im Gegen-

satz zum Modell des homo oeconomi-

cus nicht als gegeben, sondern als

endogen annimmt. Des Weiteren wer-

den z.B. auch die Themenbereiche

Medizinethik, Bildungs- und Migra-

tionspolitik beleuchtet, da dort für po-

litische Entscheidungen häufig unter-

stützend auf wissenschaftliche Bera-

tung zurückgegriffen wird.

Ü Caroline Wendler

( (0251) 83-2 28 00

* caroline.wendler@

ifg-muenster.de
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Terminkalender

Terminkalender
6. November 2012 

20. Symposium „Perspektiven für Wohnungsge-

nossenschaften“: Nachhaltigkeit bei Genossen-

schaften – Investition in den langfristigen Gewinn

Wohnungsgenossenschaften sind ein Garant für eine

nachhaltige Bewirtschaftung und Weiterentwicklung

von Wohnungsbeständen. Die Mitgliedschaft ist letzt-

lich der Kern für diese Langfristorientierung, die

Grund für das nachhaltige Handeln ist, dieses aber

auch erleichtern kann.

Dieses ist der Hintergrund, warum sich die Sympo-

sienreihe „Perspektiven für Wohnungsgenossen-

schaften“ in zwei Veranstaltungen mit dem Thema

der Nachhaltigkeit für Wohnungsgenossenschaften

beschäftigen wird. Am 6. November 2012 wird der

Schwerpunkt insbesondere auf die Nachhaltigkeit in

der Energieversorgung gesetzt. Es wird gezeigt,

worin die Managementherausforderung für Woh-

nungsgenossenschaften liegt und wie sie diese be-

wältigen können. Es wird ein Bewertungssystem für

nachhaltigen Wohnungsbau vorgestellt und an Bei-

spielen wird demonstriert, wie solche energetischen

Projekte bei Wohnungsgenossenschaften umgesetzt

werden können. Schließlich wird auch thematisiert,

wie die möglichen sozialen Probleme, die aus einer

teureren Kaltmiete aber geringeren Warmmiete

stammen, angegangen werden können.

21. Januar 2013

Wissenschaft und Praxis im Gespräch: 

Die Veranstaltung „Wissenschaft und Praxis im Ge-

spräch“ behandelt ein aktuelles Thema der genos-

senschaftlichen FinanzGruppe. Strategische Orien-

tierung, Kosten, Produktion und Vertrieb sind Her-

ausforderungen für die Genossenschaftsbanken, die

von Wissenschaftlern und Praktikern diskutiert wer-

den und für die neue Lösungsansätze präsentiert

werden.

22./23. März 2013

11. Jahrestreffen IfG-Alumni

Das 11. Jahrestreffen der IfG-Alumni findet am 22.

und 23. März 2013 in Münster statt. Es wird wieder

ein attraktives Fachprogramm und ein geselliges Bei-

sammensein geboten. Die Einladung wird wie ge-

wohnt gegen Jahresende versandt.
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Wall of Excellence

Wall of Excellence I
Auf der „Wall of Excellence“ werden Studierende von IfG-Lehrveranstaltungen 

mit exzellenten Studienleistungen (Note 1,0) vorgestellt.

Mikroökonomik III (WS 2011/2012)

Regulierungsökonomik (WS 2011/2012)

Seminar zur Volkswirtschaftspolitik (SS 2012)

Stephanie
Lichtenberg
(1,0)

Inga
Deußen
(1,0)

Matthias
Blöte
(1,0)

Jens
Weghake
(1,0)

Florian
Klute
(1,0)

David
Woltering
(1,0)

Martin  
Müller 
(1,0)

Tobias 
Stadtbäumer 
(1,0)
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Gedankensplitter

Ein Vorstandschef hat eine Einladung zu einem Konzert bekommen,

bei dem Schuberts Unvollendete aufgeführt werden soll. Er hat aber

an dem Abend keine Zeit. Deshalb schenkt er die Eintrittskarte sei-

nem Controller. Am nächsten Tag treffen sich Vorstand und Controller.

„Wie hat es Ihnen gefallen?” fragt der Chef. Da antwortet der Control-

ler: „Ich leite Ihnen meinen Bericht heute Nachmittag zu.”

In dem Bericht war Folgendes zu lesen:

1. Die vier Oboisten hatten über einen längeren Zeitraum hinweg

nichts zu tun. Ihre Anzahl sollte gekürzt und deren Aufgaben auf das

gesamte Orchester verteilt werden, damit Arbeitsspitzen vermieden

werden.

2. Die 12 Geiger spielten alle die gleichen Noten, die Anzahl der Mit-

arbeiter in diesem Bereich sollte drastisch gekürzt werden. Sollte hier

tatsächlich eine große Lautstärke erforderlich sein, so könnte dies mit

einem elektronischen Verstärker erreicht werden.

3. Das Spielen von Viertelnoten erforderte einen hohen Aufwand.

Dies scheint mir eine übertriebene Verfeinerung zu sein. Ich empfehle

daher, alle Noten auf die nächstliegende Halbe aufzurunden und

dafür Studenten und Mitarbeiter mit geringen Qualitäten einzusetzen.

4. Es ist wenig sinnvoll, die Hornisten Passagen wiederholen zu las-

sen, die die Streicher bereits gespielt haben. Würden derlei überflüs-

sige Passagen gestrichen, könnte das Konzert von 2 Stunden auf 20

Minuten gekürzt werden.

5. Hätte Schubert dies alles beachtet, dann hätte er ohne Zweifel

seine Sinfonie beenden können.

Quelle: Originalquelle unbekannt, zitiert nach: Drewniok, Babette: 
Der Controller als Business Partner: Erfolgskritische Fähigkeiten,

in: Controller-Magazin, 3/2012, S. 29.


